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Religion ist Kommunikation: Kommunikation von Menschen mit einem trans-
zendenten Gott oder Gottheiten, Kommunikation zwischen Menschen im Ritu-

al, in der Seelsorge, in der religiösen Gruppe. Solche Kommunikation greift vielfach 
auf Medien zurück, die über das direkte Gespräch hinausgehen, nutzt die techni-
schen Medien ihrer Zeit, von der Kultstatue bis zum Internet – und verändert diese 
Medien. Religion erscheint aber in Kommunikation, die weder religiösen Institutio-
nen noch religiösen Rollen zugerechnet wird: im Rechtsstreit, in Berichterstattung, 
in Literatur oder Werbung. Mitglieder und Gäste des Interdisziplinären Forums Re-
ligion arbeiten in diesem Band beide Aspekte auf: Welches Gesicht gewinnt Religion 
bei der Nutzung bestimmter Medien? Welches Bild von Religion wollen die Medien-
produzenten einer – je nach Medium unterschiedlichen – Öffentlichkeit vermitteln? 
Historisch reicht das Spektrum des vorliegenden Bandes von antiken Medien wie 
Statuen, Münzen und Inschriften bis zum Fernsehen und Internet der Gegenwart, 
geographisch von West- und Osteuropa bis in die arabischeWelt und Indien. Mit 
Beiträgen von Gregor Ahn, Christian Albrecht, Stefan Böntert, Sebastian Debertin, Ka-
trin Döveling, Matthias Huff, Benedikt Kranemann, Claus-Peter März, Jamal Malik, 
Bettine Menke, Carola Richter, Jörg Rüpke, Katharina Waldner und TheresaWobbe.

Jamal Malik/Jörg Rüpke/Theresa Wobbe (Hgg.): Religion und Medien. Vom Kult-
bild zum Internetritual. Vorlesungen des interdisziplinären Forums Religion der 
Universität Erfurt, Band 4
256 Seiten, kart. 14,80 d / sFr 26,60. ISBN 978-3-402-00441-8
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wiese für Sozialromantiker; sie ist ein 
ebenso schwieriges wie viel verspre-
chendes Arbeitsfeld für Idealisten und 
Realisten.

Sind im Zuge der Terrorismusbe-
kämpfung und der Gefahrenabwehr 
die diversen internationalen militä-
rischen Einsätzen wie auch die Ein-
schränkung von Bürgerrechten im 
Innern per se gerechtfertigt? Diese 
komplexe Situation fordert sowohl 
die christliche Sozialethik als auch das 
kirchliche Handeln von neuem heraus. 
Auf aktuelle Kriegsgefahren und Mög-
lichkeiten, Frieden zu sichern, geht der 
einleitende Beitrag von Hajo Schmidt 
ein. – Dass Religion als solche dabei 
weder grundsätzlich zerstörerisch noch 
prinzipiell friedfertig ist, macht Heinz-
Günther Stobbe im Rückgriff auf die 
Religionsgeschichte wie auf die aktu-
elle Debatte deutlich. – Die Europa-
abgeordnete und Sicherheitsexpertin 
Angelika Beer erläutert im Interview 
die Konturen europäischer Konzepte 
zur Sicherheitspolitik und Friedens-
arbeit, die ausdrücklich militärische 
Interventionen zum Schutz der Men-
schen und der Menschenrechte nicht 
ausschließen. – Der Ruf nach solchen 
wird vor allem dann laut, wenn gra-
vierende Menschenrechtsverletzungen, 
im hartem Kontrast zum menschenver-
achtenden Verhalten der entsprechen-
den staatlichen Regime stehen; man 
denke nur an die Bilder der Not leiden-
den Bevölkerung in Birma, Simbab-
we oder Somalia. Wenn die Diplomatie 
versagt, erscheint vielen der militäri-
sche Eingriff von außen als einziger 
Ausweg. Doch steht dem das Gebot der 
Nicht-Einmischung und der Achtung 
der Souveränität selbständiger Natio-
nalstaaten entgegen. Der Beitrag von 
Michael Haspel zeigt auf, welchen nor-

mativen Prinzipien und Kriterien eine 
militärische Intervention zu humanitä-
ren Zwecken genügen muss. – Doch ist 
schließlich, etwa im Blick auf den Irak, 
ganz grundsätzlich zu fragen, ob in-
ternationale Interventionen überhaupt 
zum Ziel führen. Die Leidensgeschich-
te des irakischen Volkes scheint auch 
Jahre nach der amerikanischen Inter-
vention kein Ende zu fi nden, und die 
Befriedung und der Wiederaufbau Af-
ghanistans treten nach wie vor auf der 
Stelle. Katja Mielke und Conrad Schet-
ter analysieren am Beispiel Afghanis-
tans, warum der angezielte Staatsauf-
bau bislang scheitern musste.

Mit dem vorliegenden Heft be-
ginnt Amosinternational zudem ei-
ne neue Reihe von Länderberichten, 
die sich mit der Bedeutung und dem 
Einfl uss der christlichen Sozialethik 
in Ost- und Mitteleuropa befasst: ein 
Brückenschlag zwischen Ost und West 
auf einem bislang weithin unbekann-
ten Terrain.

Brücken für den Frieden: Wo Terror 
und Schrecken, Ungerechtigkeit und 
Gewalt immer bedrohlichere Ausmaße 
annehmen, im Kleinen wie im Welt-
maßstab, da ist es mit der fl üchtigen 
Erscheinung von Friedenstauben allein 
nicht getan. Da sind der Einsatz für 
geistig-moralische Erneuerung und das 
Ringen um intelligente Lösungen eben-
so geboten wie das handgreifl iche En-
gagement, um Konfl ikte zu entschär-
fen und den Ausbruch von Gewalt zu 
verhindern, um Perspektiven der Ver-
söhnung zu erarbeiten. Da braucht es 
Organisationen und Institutionen, die 
Brücken bauen, und Menschen, die den 
Mut und die Geduld aufbringen, sie zu 
begehen und mit Leben zu erfüllen. 
Die Fundamente dafür sind jedenfalls 
schon gelegt.

Editorial

Wenn Kirche aufs Ganze 
geht (kat holos) und ihre 
Friedensbotschaft allen 
Menschen der bewohn-
ten Welt gilt (oikumene), 
kann sie sich nicht mit 
dem partikularen inter-
nen Betriebsfrieden be-
gnügen; denn sie ist Teil 

der von Gewalt und Terror gezeich-
neten Welt. Insofern Kirche sich zu-
gleich als „Zeichen und Werkzeug für 
die innigste Vereinigung mit Gott wie 
für die Einheit der ganzen Mensch-
heit“ (Lumen Gentium 1) versteht, ist 
es nicht in ihr Belieben gestellt, ob und 
inwieweit sie sich für Frieden und Ver-
söhnung einsetzt: Sie ist ihrem Wesen 
nach Brücke, und ihr Dienst ist konsti-
tutiv der des Brückenschlags – über-
all dort, wo Verbindungen abgebro-
chen sind, wo alte oder neue Gräben 
aufbrechen und Gegensätze unüber-
brückbar scheinen. Christen stehen 
unter dem Auftrag, sich mit ganzer 
Kraft dafür einzusetzen, dass „Ver-
söhnung den Streit beendet und Ra-
che der Vergebung weicht“, dass „Geg-
ner sich die Hände reichen und Völker 
einen Weg zu einander fi nden“ (Ver-
söhnungshochgebet). Nur gegenseitiger 
Respekt und gegenseitiges Ernstneh-
men, das Mühen um ehrlichen Dialog, 
der entschiedene Einsatz für Gerech-
tigkeit und fairen Ausgleich von Inte-
ressen schaffen letztlich dauerhaften 
Frieden. Ideen, Konzepte, Strategien 
werden dazu gebraucht – und viel 
Überzeugungsarbeit und nicht min-
der Beziehungsarbeit, verbunden mit 
einem gehörigen Maß an Gottvertrau-
en, gerade auch bei Rückschlägen und 
Enttäuschungen. Insofern ist Friedens-
ethik alles andere als eine Nebengleis 
kirchlicher Sozialethik oder eine Spiel-

Brücken zum Frieden

Peter Klasvogt
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Die befl ügelnde Hoffnung der 90er 
Jahre, das Ende des Ost-West-

Konfl ikts mit der weltweiten Pazifi zie-
rung der Verkehrsverhältnisse besie-
geln zu können, hat sich nicht erfüllt. 
Der Beginn des neuen Jahrtausends hat 
eine Phase der Hochrüstung eingelei-
tet, die sich hinter der des Kalten Krie-
ges nicht mehr zu verstecken braucht. 
Konfrontiert mit „neuen Kriegen“ und 
„humanitären Interventionen“, mit 
substaatlichen Terrorattacken und ei-
nem globalen Staatenkrieg dagegen, 
haben die meisten Beobachter erst mit 
großer Verspätung die Rückkehr von 
Nuklearismus und Abschreckung auf 
die Bühne der selbst gewirkten Gat-
tungs-Gefährdungen registriert. Wer-
fen letztere die Frage nach der Frie-
dens-, ja Überlebensfähigkeit der 
Menschheit auf, so setzt die aktuel-
le Erweiterung des Formenspektrums 
militärischer und paramilitärischer Ge-

walt Politiker und Bürger der OECD-
Staaten unter einen Dauerdruck, ihren 
Umgang mit und den Einsatz von mi-
litärischer Gewalt zu refl ektieren und 
zu legitimieren.

Doch leidet die Welt nicht nur unter 
direkter, unvermittelter Gewalt. Heute 
wie gestern stellen sich weitere Fragen: 
Kann von inner- oder zwischenstaatli-
chem Frieden die Rede sein,

wenn Menschen sich unsicher oder • 
bedroht fühlen,
wenn sie, aufgrund übermächtiger • 
Strukturen oder des Handelns Drit-
ter, kein Auskommen (mehr) fi n-
den,
wenn ihnen die natürlichen Grund-• 
lagen von Handel und Wandel ge-
nommen werden?

Die moderne Friedenswissenschaft plä-
diert häufi g und mit guten Gründen für 
die Einschränkungen ihrer Forschun-

gen auf die Phänomene von Krieg und 
Kriegsverhinderung. Doch stellen sich 
vieler Orts in existenzieller Schärfe die 
Fragen nach dem Zusammenhang von 
Frieden und Sicherheit, Frieden und 
Entwicklung, Frieden und Umwelt, 
auch: von Frieden und Kultur.

Überfordernde Fragen? Deprimie-
rende Perspektiven? Verzagen wir 
nicht zu früh. Den Nuklearismus durch 
multilaterale Verträge incl. Sanktionen 
zu bändigen, verspricht ebenso Erfolg 
wie eine Pluralisierung der Entwick-
lungsmodelle und Wirtschaftsformen, 
die der sozialen Gerechtigkeit wie der 
Entlastung der Natur zuarbeiten. Und 
noch lange ist die Hoffnung nicht ab-
geschrieben, dass eine entschlossene 
Förderung des Menschen- und Völ-
kerrechts sowie der Ausbau der UN- 
(Welt-)Friedensordnung viel verspre-
chende Wege im und zum „irdischen 
Frieden“ (D. Senghaas) darstellen.

Die Realitäten „neuer Kriege“ und eines globalen Anti-Terror-Kampfes dementierten nach 1990 die Hoff-
nungen auf eine friedliche ‚neue Weltordnung‘. Sie verpfl ichten westliche Öffentlichkeiten und Politiker 
nachzudenken über den Umgang mit fremder Gewalt und die Legitimität militärischer Gewalteinsätze. 
Nuklearismus und ausgeweitete  Abschreckungsstrukturen werfen die Frage auf nach der Überlebensfä-
higkeit der Gattung angesichts ihrer ungeheuren Destruktionspotentiale. Unklar bleibt weiterhin, wie ei-
ne friedliche Welt aussehen und wie man sie realisieren könnte. Strittig bleibt aber auch die Antwort auf 
die grundsätzliche Frage, was Frieden ist oder für uns sein sollte. Armut und Verelendung wachsender Tei-
le der Weltbevölkerung wie die absehbaren Folgen des Klimawandels erneuern alte Fragen nach dem Zu-
sammenhang von Frieden und Entwicklung, von Frieden und Umwelt, von Frieden und Sicherheit. Der Bei-
trag liefert Analysen und Befunde, benennt aber auch Mittel und Möglichkeiten, für weniger Gewalt und 
mehr Frieden zu sorgen.

Zur Lage des Friedens 
im dritten Millennium
Überlegungen mit Blick auf aktuelle Kriegsdiskurse 
und Friedenstheorien

Schwerpunktthema

Hajo Schmidt

Hajo Schmidt
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Schwerpunktthema

Als 2005 der ehemalige US-Vertei-
digungsminister Robert McNamara 
die Atomwaffenpolitik der Bush-Re-
gierung als politisch, rechtlich und 
ethisch diskreditiert abkanzelte, rieb 
mancher sich die Augen: Was sollte 
man von dieser Wandlung eines nuk-
learen Saulus zum abschreckungskri-
tischen Paulus halten?

Nun, am Befund des Kritikers ist 
kaum zu rütteln: „Die Gefahr eines ver-
sehentlichen unbeabsichtigten Atom-
raketenstarts ist unannehmbar hoch.“ 
Die Bedrohung für die wechselseitig 
als atomare Geisel gehaltene Zivilbe-
völkerung sei manifest und inakzep-
tabel: „Die Behauptung, dass unsere 
Kernwaffen nicht per se auf Bevölke-
rungen zielen, war und ist total irre-
führend. Der sogenannte ‚Kollateral-
schaden‘ bei großen Atomschlägen 
würde Dutzende von Millionen un-
schuldiger getöteter Zivilisten umfas-
sen.“ Der politische Nutzen eines Ein-
satzes, auch eines weiterhin von USA 
und NATO in Anspruch genommen 
Ersteinsatzes atomarer Waffen habe 
seit den Sechziger Jahren kein Stra-
tegiepapier plausibel machen können. 
„Nuklearwaffen gegen eine gegneri-
sche Atommacht loszuschicken, käme 
einem Selbstmord gleich. Sie gegen 
einen Gegner zu schicken, der keine 
Atomwaffen besitzt, wäre militärisch 
schlicht überfl üssig, moralisch obszön 
und politisch unhaltbar.“

McNamaras Forderung, eine seit 
Jahrzehnten mit der atomaren Kata-
strophe spielende Politik aufzugeben, 
wird man Konsequenz nicht versa-
gen können: „Es gibt keinen anderen 
Weg, dieses Risiko auf ein annehm-
bares Ausmaß zu verringern, als zu-
erst die Politik der ständigen höchs-
ten Alarmbereitschaft zu beenden und 
die Nuklearwaffen anschließend ganz 
oder teilweise zu beseitigen.“ (McNa-
mara, 2005)

Als Anfang Januar 2007 vier be-
kannte Außen- und Verteidigungs-
politiker im Wall Street Journal diag-

nostizierten, die Welt befände sich am 
Abgrund einer neuen gefährlichen nu-
klearen Ära, zeigte sich, dass McNama-
ra kein einsamer Rufer im US-Sicher-
heitsestablishment war. Nicht weniger 
entschlossen als dieser stellten sich 
Henry A. Kissinger, Sam Nunn, Wil-
liam J. Perry, George P. Shultz, Repu-
blikaner und Demokraten also und si-
cherheitspolitisch eher ‚Falken‘ denn 
‚Tauben‘, der Vision Michael Gorbat-
schows von der vollständigen Ab-
schaffung aller Atomwaffen, und sie 
bezeichneten dafür notwendige und 
gangbare Schritte. Politiker und Frie-
denswissenschaft bestätigen und be-
kräftigen Befunde wie Ziele der vor-
genannten elder statesmen.

Der ehemalige Generaldirektor der 
Internationalen Atomenergiebehör-
de und UN-Chefwaffeninspekteur im 
Irak, der Schwede Hans Blix, betrach-
tet das letzte Jahrzehnt als eine „düs-
tere Zeit in den internationalen Ver-
handlungen über Rüstungskontrolle, 
Abrüstung und Nichtverbreitung“ 
(Blix, 2008:8) Das Friedensgutachten 
2008 der großen deutschen Friedens-
institute bewertet die Jahre seit der 
Jahrtausendewende als „Periode prä-
zedenzloser Hochrüstung“, „bedroh-
licher“ vielleicht noch als der „Kalte 
Krieg“ (2007:3). Und einer der besten 

internationalen Kenner der nuklea-
ren Szene, der Bremer Friedenswis-
senschaftler Dieter Senghaas, hat in 
einem fulminanten Resümee auf be-
eindruckende Kontinuitäten in der Ab-
schreckungspolitik der Nuklearmächte 
und insbesondere die US-amerikani-
sche „Konventionalisierung der mili-
tärischen Planungen in Bezug auf Nu-
klearwaffen“ verwiesen. (2007:10/12) 
Die Behauptung, Nuklearwaffen seien 
nur politische, der Abhaltung dienen-
de, aber nicht einsetzbare Waffen, sei 

ein Mythos, ihr (abgestufter) Einsatz 
in unterschiedlichen Kriegsführungs-
szenarien der USA und anderer Län-
der fest geplant.

Wenn aber die möglichen Konse-
quenzen nuklearer Abschreckungspo-
litik bekannt und nach weit verbreite-
tem Dafürhalten so inakzeptabel sind: 
Warum setzt sich diese Entwicklung 
gleichwohl fort, warum organisiert 
sich so wenig öffentlicher, wirksamer 
Protest?

Politiker wie Wissenschaftler der 
sog. Realistischen Schule weisen auf 
die Notwendigkeit zumal für die mäch-
tigen Staaten hin, in einer prinzipi-
ell anarchischen Staatenwelt mittels 
der effi zientesten Waffensysteme und 
tabuloser Strategien für die Sicher-
heit ihrer Bürger und die Sicherung 
ihrer ‚nationalen Interessen‘ zu sor-

gen. Der Abschreckungstheoretiker 
verweist auf den Versuch, dem un-
ausweichlichen Problem der Selbst-
abschreckung im nuklearen Abschre-
ckungssystem (muss doch hier jeder 
Teilnehmer mit seiner Vernichtung 
rechnen) durch die Entwicklung ‚rea-
listischer‘ nuklearer Kriegsführungsop-
tionen zu entkommen. Der Geschichts-
philosoph mag auf der Unmöglichkeit 
bestehen, das Wissen um den Bau der 
Bombe rückgängig zu machen und den 
Zustand der Unschuld zurück zu ge-
winnen. Die Medien befördern, gewollt 
oder ungewollt, die atomare Arkanpo-
litik schon dadurch, dass ihnen kaum 
etwas am Nuklearsystem neu, mithin 
berichtenswert erscheint. Und wir al-
le könnten wissen, dass die weltge-
schichtliche Einmaligkeit des nuklea-
ren Drohsystems uns im ungewissen 
lassen muss, wie gefährlich die Situa-
tion jeweils tatsächlich ist.

Nun, ohne die vorgebrachten Argu-
mente hier diskutieren und relativie-
ren zu können: Es sollte klar geworden 
sein, dass und warum die Nuklear- und 

Nuklearismus und Abschreckungsstrukturen

 Auch die Medien 
 verdrängen die Gefähr-
lichkeit der Situation

 Der abgestufte Einsatz 
von Nuklearwaffen ist 
fest geplant
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Gerüstet für den Frieden?

Abschreckungsproblematik auch zwei 
Jahrzehnte nach dem Ende der Ost-
West-Konfrontation in aller Schärfe 
fortbesteht. Und dass sie dadurch die 
Frage aller aktuellen Friedens-Fragen 

aufwirft, die Frage nämlich nach der 
Überlebensfähigkeit der Menschheit 
angesichts ihrer eigenen Taten, Stra-
tegien und technischen Produkte.

ter, unmittelbarer Gewalteinwirkung 
oder aufgrund langsam zerstören-
der Verhältnisse sozialer Ungleich-
heit vorzeitig endet. Galtungs denk-
würdige Feststellung: „Die Opfer der 
direkten Gewalt gehen in die Nach-
richten ein, die Opfer der strukturel-
len Gewalt dagegen in die Statistiken“ 
(Galtung 1975:46), zielt auf die inner-
gesellschaftliche und imperialistische 
Ausbeutung – die sog.“terms of trade“ 
(ungerechten Tauschbeziehungen) – 
ebenso wie das kapitalistische Medien-
system. Da dieses grundsätzlich mehr 
Interesse zeige an den dramatischen 
Aspekten direkter Gewalt als an den 
ebenso tödlichen, aber unspektakulä-
ren Zerstörungswirkungen strukturel-
ler Gewalt bleiben die Auswirkungen 
des weltbeherrschenden kapitalisti-
schen Wirtschaftssystems ebenso un-
angetastet wie das friedliche Selbstbild 
der OECD-Gesellschaften.

Aber auch der Konfl iktbegriff hat 
wichtige, Politik wie Forschung leiten-
de Umdeutungen und Akzentuierun-
gen erfahren. Nicht Konfl ikte, sondern 
ihre gewalttätige Entgleisung stellen 
das Problem dar. Konfl ikte können Ka-
talysatoren sozialer Zerstörung wie Ur-
sachen gesellschaftlicher Entwicklung 
und sozialer Kohäsion sein. Selbst der 
mit dem Schlimmsten drohende Ost-
West-Konfl ikt eröffnete 1990 die Per-
spektive einer neuen, multilateralen 

und weniger bedrohlichen Weltord-
nung, zu der ja auch die Friedens-
wissenschaft Bedeutsames beigetra-
gen hat.

Nicht eine der Parteien oder deren 
relatives Recht, sondern den Konfl ikt 
selbst und dessen Austragungsformen, 
mit ihren inakzeptablen Kosten und 
Gefährdungen, hat sie in den Mittel-
punkt ihrer Analysen gestellt und dann 
zu entschärfen gesucht. Von konkreten 
„vertrauensbildenden Maßnahmen“ 
und „wechselseitigen Vorleistungen“ 

Friedensfragen und Friedensforschung

Die Revitalisierung und Aufhellung 
von Abschreckungsstrukturen und Nu-
klearstrategien erinnert an die Entste-
hung der modernen Friedenswissen-
schaft im Kalten Krieg. Sie sollte nach 
wissenschaftlich begründeten Empfeh-
lungen suchen, um den Ausbruch eines 
Nuklearkrieges zwischen den Super-
mächten zu verhindern. Offensicht-
lich gehörte hierzu auch ein erneutes 
Nachdenken über den Frieden, schie-
nen doch klassische Maximen wie 
„Willst du den Frieden, dann bereite 
den Krieg vor“ oder „Angriff ist die 
beste Verteidigung“ defi nitiv überholt. 
Carl Friedrich von Weizsäckers Diktum 
vom Frieden als der Überlebensbedin-
gung der Gattung resümierte die neue 
Situation und zugleich das dieser ent-
sprechende Friedensverständnis. Unter 
den Bedingungen wechselseitig gesi-
cherter Vernichtung meint Frieden zu-
erst und wesentlich die Abwesenheit 
von Krieg.

Frieden ist aber zugleich mehr: Be-
deutung erlangte in der wissenschaftli-
chen Debatte die Unterscheidung eines 
„negativen“ von einem „positiven Frie-
den“, wobei als Gegenbegriff zum Frie-
den häufi g nicht mehr der des Krieges, 
sondern der Gewalt gilt. Hierdurch fi n-
den zum Beispiel Massaker und Geno-
zide, aber auch substaatliche Formen 
direkter Gewaltausübung ihren frie-
denswissenschaftlichen Ort.

Negativer Friede ist nicht abwer-
tend, sondern strikt logisch gemeint: 
defi niert durch die Abwesenheit von 
Krieg bzw. kollektiver Gewaltaus-
übung. Der Begriff des positiven Frie-
dens erinnert daran, dass es „struk-
turelle“, in die sozialen und/oder in 
die politischen Strukturen eingebau-
te, Gewalt gibt, die Hunger und Ver-

achtung, Ausbeutung und Repression 
produziert, dadurch massenweise Men-
schen ab- und entwertet und immer 
wieder Ausbrüche direkten Gewalthan-
delns provoziert. Die theoretische und 
praktische Arbeit am positiven Frieden 
beruht auf der Überzeugung, dass ge-
rechtere, generell Leben und Freiheit, 
Wohlfahrt und Identität der Beteiligten 
ermöglichende und schützende Aus-
tauschbeziehungen und Verhältnisse 
wechselseitig verbinden, Zusammen-

gehörigkeit stiften und die beste Ge-
währ negativen Friedens darstellen 
dürften. Friedensarbeit überschrei-
tet diesen Zusammenhang allerdings 
in aller Regel durch die ethische Par-
teinahme, dass soziale Verhältnisse, 
in denen die Waffen zwar schweigen, 
viele Menschen aber dem Hunger, der 
Entwürdigung, der Flucht oder Vertrei-
bung ausgesetzt sind, nicht friedlich 
genannt werden dürfen.

Die, wie so manche begriffl iche 
Innovation der letzten Jahrzehnte, 
auf den norwegischen Friedensfor-
scher Johan Galtung zurückgehen-
de Unterscheidung zwischen direkter 
und struktureller Gewalt könnte ein 
aktuell angemessenes Friedensver-
ständnis auch dadurch bereichert ha-
ben, dass sie einen engen Zusammen-
hang zwischen Frieden(sforschung) 
und Entwicklung(sforschung) her-
stellt. Den Opfern massiv ungerech-
ter ökonomischer Verhältnisse kann es 
nämlich vom Ergebnis her gleichgül-
tig sein, ob ihr Leben aufgrund direk-

 Friedensarbeit nimmt 
Partei für Menschen, die 
unter entwürdigenden 
Umständen leben müssen

 Konfl ikte können 
 Ausgangspunkt positiver 
Entwicklungen sein
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über Modelle „gemeinsamer Sicher-
heit“ und Konzepte stärkerer Beteilung 
der Zivilbevölkerung an der Gestaltung 
und Kontrolle der ‚großen Politik‘ bis 

hin zur wissenschaftlichen Unterstüt-
zung und Verbesserung des KSZE-Pro-
zesses reichten ihre Vorschläge und 
Engagements.

dens- und entwicklungspolitisch ori-
entierte, Report keinen Zweifel, dass 
es höchst beunruhigende Entwicklun-
gen und Gefahrenlagen gibt, die unser 
Bild der globalen Sicherheitslage ver-
vollständigen sollten. So zeichne sich 
im Jahre 2005 ab, dass etwa 20 % al-
ler (!) Staaten dem Risiko von Bürger-
kriegen und Regierungszusammenbrü-
chen ausgesetzt seien, und dass einem 
halben Dutzend von diesen eine hohe 
Genozidgefährdung bescheinigt wer-
den müsse.

Auch habe die Anzahl terroristi-
scher Anschläge mit hohen Opferzah-
len seit dem 11. September 2001 stark 
zugenommen.

Auf wissenschaftlich gehärtete 
Untersuchungen wie die vorgenann-
ten sollten sich Diskussionen und Be-
schlüsse demokratischer Öffentlichkei-
ten und Gremien stützen, in denen es 
um eine Sicherheitsbedrohungen wie 
Friedenschancen gleichermaßen Rech-
nung tragende Politik geht. Dass dem 
häufi g nicht so ist, zeigen aktuelle De-
batten in der Bundesrepublik und den 
westlichen Demokratien über vorgeb-
liche wie reale Gefährdungen durch 
Kriegs- und kriegsaffi ne Gewalt, die 
eines kurzen friedenswissenschaftli-
chen Kommentars bedürfen.

Die Wiederkehr des Krieges und Abnahme der Gewalt

Die 1990 weit verbreitete Hoffnung 
auf eine „neue“, auch und vor allem 
kriegsfrei gedachte, „Weltordnung“ 
verfl üchtigte sich zusehends seit dem 
2. Golfkrieg gegen den Irak und den 
folgenden Kriegsengagements westli-
cher Demokratien, die sich selbst als 
Humanitäre Interventionen in ethno-
soziale Konfl ikte verstanden. Da deren 
Anzahl bis Mitte der Neunziger Jahre 
zunahm und verständlicherweise weit 
mehr mediale und zivilgesellschaftli-
che Aufmerksamkeit erfuhr als früher, 
schien der Krieg plötzlich ein ubiqui-
täres Faktum und die menschliche Si-
cherheit weltweit gefährdet zu sein.

Da eine überzeugende Friedens- 
und Sicherheitspolitik wesentlich da-
von abhängt, dass man deren Gefähr-
dungen kennt, sollte Friedensforschung 
dazu beitragen, uns vor medialen Ver-
zerrungen und interessierten Fehlurtei-
len von Regierungen und partikula-
ren Gruppen zu bewahren. Als Mythen 

disqualifi ziert der (auf die umfassende 
Uppsala/Human Security Center-Da-
tenbank zurückgreifende) Human Se-
curity Report 2005 u. a. folgende Be-
hauptungen:

die Zahl bewaffneter Konfl ikte wie • 
die der Kriegstoten nähmen zu;
90 % der Kriegstoten seien Zivilis-• 
ten;
der internationale Terrorismus sei • 
mittlerweile die größte Bedrohung 
für die menschliche Sicherheit;
Frauen seien die Hauptopfer von • 
Kriegen, 80 % der Flüchtlinge Frau-
en und Kinder;

weltweit gebe es 300 000 Kinder-• 
soldaten.

Dem gegenüber werde weitgehend ig-
noriert, dass z. B.

seit 1988 ca. 100 bewaffnete Kon-• 
fl ikte beendet worden seien;
die Zahl der Völkermorde und der • 
Morde an politisch Andersdenken-
den zwischen 1988 und 2001 um 
80 % abgenommen habe;
die Zahl der Kriegsfl üchtlinge zwi-• 
schen 1992 und 2003 um 45 % ge-
sunken seien!

In vergleichbarer Absicht konstatiert 
der Bericht „Peace and Confl ict 2005“ 
der Universität Maryland, dass die Re-
pression und politische Diskriminie-
rung ethnischer Minderheiten stark 
abgenommen habe, was nicht zuletzt 
dem Rückgang autokratischer Re-
gime und der Eindämmung separatis-
tischer Gewalt geschuldet sei. Ebenso 
wie andere lässt aber auch dieser, frie-

Aktuelle Kriegsdiskurse in analytischer und 
normativer Beleuchtung

Die zentralen Debatten über Krieg und 
Frieden konzentrieren sich meist auf 
wenige Gewaltphänomene und real-
politische Herausforderungen, die al-
lesamt Züge des Neuartigen, daher ge-
gebenenfalls besonders Bedrohlichen, 
tragen, und die leicht für eine Milita-
risierung der Außen- und Sicherheits-
politik in BRD und EU genutzt werden 
können. Erinnern wir uns:

Seit 1991 gibt es eine Reihe von 
„Humanitären Interventionen“. Es han-
delt ich dabei um von Demokratien be-
triebene Kriegsunternehmen, die nicht 
aufgrund einer besonders humanen 

Kriegsführung, sonders wegen des 
noblen Kriegsziels humanitär genannt 
wurden: dem Schutz menschenrecht-
lich massiv bedrohter Bevölkerungen 
vor ihren eigenen (!) Regierungen. In 
normativer Hinsicht werfen humani-
täre Interventionen ein doppeltes Pro-
blem auf:

a) Zweck und Mittel geraten hier in 
Widerstreit, wenn die Art der Durch-
führung und die Qualität der einge-
setzten militärischen Mittel offen-
kundig dem erklärten Kriegsziel des 
menschenrechtlich begründeten Schut-
zes Unschuldiger widerspricht.

 Friedensarbeit bedeutet 
auch, Fehlurteile und fal-
sche Mythen zu entlarven
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b) Dieser Schutz selbst aber wird 
dadurch problematisch, dass er zwar 
ein wesentlicher Zweck der UN-Frie-
dens-Charta ist, seine Durchsetzung 
aber mit dem völkerrechtlichen Souve-
ränitätsanspruch der Staaten und dem 
Friedensgebot der UN-Charta kollidie-
ren kann. An dieser Regelungslücke in 
Völkerrecht und UN-Charta zu arbei-
ten, ist ein umso dringenderes Gebot, 
als leider viel dafür spricht, dass mit 
humanitären Interventionen zugleich 
strategische und ökonomische (Ener-
gie!)Zwecke der Intervenienten mit be-
sorgt werden sollen.

Ethnosoziale Konfl ikte, für die hu-
manitäre Interventionen das Mittel der 
Wahl darstellen, scheinen glücklicher-
weise abzunehmen, bilden aber nur ei-
nen Teil der „neuen Kriege“, für die vor 
allem nicht- bzw. substaatliche Kräf-

te verantwortlich sein sollen. Wissen-
schaftler wie Mary Kaldor und Herfried 
Münkler, Entdecker dieser neuen Spe-
zies von Kriegen, verweisen dabei vor 
allem auf deren Asymmetrie:

Asymmetrie in Hinsicht auf Status • 
und Verfassung der Kriegsgegner – 
etwa: Staaten gegen sezessionisti-
sche Gruppen;
Asymmetrie der zu Gebote stehen-• 
den Gewaltmittel – etwa: Massen-
vernichtungs- versus Kleinfeuer-
waffen.

Darüber hinaus seien „neue Kriege“ 
gekennzeichnet durch die Vorherr-
schaft ökonomischer, den Krieg auf 
Dauer stellender Motive sowie durch 
eine ausgeprägte Brutalisierung des 
Gewaltaustrags. Wenngleich die ak-
tuelle Diskussion die Einzigartigkeit 
dieser neuen Kriege z. T. stark relati-
viert, stellen diese Kriegsformen Völ-
kerrecht und Friedensethik offensicht-
lich vor große Herausforderungen.

Ob sie diesen gewachsen sind, dürf-
te sich nicht zuletzt am längerfristi-
gen Umgang mit dem „Transnationa-
len Terrorismus“ zeigen, der ebenfalls 
als neuer Krieg gehandelt wird. Dies 
ist allerdings eine voraussetzungsrei-
che Einschätzung, insofern hinsicht-
lich des Terroraktes vom 11. Septem-
ber weder Staaten die Verantwortung 
übernahmen noch militärisches Ge-
rät oder Personal zum Einsatz kamen. 
Zum kriegerischen Akt, der dadurch 
allererst kriegerische Reaktionen in 
Form des sog. Anti-Terrorkriegs pro-
vozieren konnte, wurde der „11. Sep-
tember“ erst dadurch, dass man ein 
neues völkerrechtliches Subjekt (Ter-
rorgruppe, hier: al-Qaida) sowie einen 
Verantwortlichen für deren Taten, die 
afghanische Regierung, eigens kon-
struierte.

Angesichts der eminenten Folgen 
nicht nur für das sicherheitspolitische 
Außenverhalten liberaler Demokratien, 
sondern auch für deren rechtsstaatli-
che Verfasstheit, empfi ehlt es sich 
weiterhin, den „11. September“ und 
vergleichbare Terrorakte als Großver-
brechen zu würdigen, die im wesent-
lichen mit rechtsförmig-polizeilichen 
Mitteln bearbeitet und geahndet wer-
den sollten – wenn nötig unter kon-
trollierter Einbindung geheimdienst-
licher und militärischer Kräfte im 
zwischenstaatlichem Bereich.

Der „Krieg gegen den Terror“ selbst 
kann kaum als legitimes und sachan-
gemessenes Instrument der Terroris-
mus-Bekämpfung gelten. Letzteres ist 
er schon darum nicht, weil er zwar 

Terroristen, kaum aber den Terror be-
kämpft, müsste er hierfür doch an den 
Wurzeln des Terrors (Armut, Unterent-
wicklung, kulturelle Entwürdigung, 
Autoritarismus) arbeiten. Die in men-

schenrechtlicher Hinsicht höchst de-
fi zitäre Durchführung dieses Krieges 
(Folter, Rechtsbrüche und Massentö-
tungen inklusive) lässt den Anti-Ter-
rorkrieg so illegitim wie ineffi zient 
erscheinen – ein Biotop für neue Ter-
roristen.

Angesichts der Tendenz in den 
westlichen Hauptstädten, islamisti-
sche Überzeugungen und Fanatiker 
zum wesentlichen Träger des Trans-
nationalen Terrorismus zu machen, 
den Anti-Terrorkampf also kulturalis-
tisch zu überhöhen, sei exemplarisch 
hingewiesen auf die Ergebnisse einer 
jüngeren Studie der Bertelsmann-Stif-
tung von 2006, wonach religiöse Fa-
natismen keineswegs die Hauptursache 
für politische Gewalt und Terror dar-
stellen, sondern eindeutig hinter na-
tionalistischen und separatistischen 
Bewegungen rangieren. Befunde wie 
dieser könnten, falls von den Medien 
und der Öffentlichkeit nur aufgegrif-
fen, die Plausibilität eines vorgebli-
chen „Krieges der Kulturen“ vielleicht 
leichter erschüttern als eine Unzahl 
wissenschaftlicher und Erfahrungsar-
gumente.

Vom rechten Umgang mit der Gewalt

Eines der bemerkenswertesten Ergeb-
nisse inter- wie intrakultureller Dis-
kurse und Auseinandersetzungen ist 
die Herausbildung eines Friedensvöl-
kerrechts im 20. Jahrhundert. Dessen 
Kriegs- und Gewaltächtungsgebot ra-
dikalisiert sich in der Charta der Ver-
einten Nationen von 1945 dahinge-
hend, dass nach Artikel 2 (4) nicht 

erst die Anwendung, sondern bereits 
die Androhung militärischer Gewalt-
maßnahmen verboten ist. Damit ist der 
Krieg nicht abgeschafft, bleiben doch 
zwei Kriegstypen weiterhin gerechtfer-
tigt: Verteidigungskriege sowie vom 
Sicherheitsrat mandatierte militäri-
sche Interventionen zur Aufrechterhal-
tung des Friedens und der internatio-

 Enthnosoziale und an-
dere „neue Kriege“ sind 
eine große Herausforde-
rung für Völkerrecht und 
 Friedensethik

 Krieg ist weder ein legiti-
mes noch ein taugliches 
Instrument der Terror-
bekämpfung
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nalen Sicherheit (Art. 51). Dass hierin 
nicht mehr als einstweilen unerlässli-
che Ausnahmen zu sehen sind, belegen 
Kap. VI der Charta und insbesondere 
die Art. 39, 41 und 42. Offensichtlich 
versteht sich das UN-System als eine, 
nein: die Weltfriedensordnung.

Diese weiter auszubauen, hätte 
nach 1990 in der Logik der Aufgabe 
des Systemantagonismus wie des Auf-
baus einer ‚neuen Weltordnung‘ gele-
gen. Allein, es kam anders. Die von 
liberalen Demokratien in den beiden 
letzten Jahrzehnten geführten An-
griffskriege (mit ihren z. T. höchst eh-
renwerten Begründungen) führten zu 
einer Schwächung des Friedensvölker-
rechts und dessen Institutionen. Die 
Autorität des Sicherheitsrates wur-
de durch den Kosovo-Krieg erschüt-
tert, sein Gewaltlegitimationsmono-
pol wurde durch den nachfolgenden 
Nato-Gipfel (‚mit den UN, wenn mög-
lich, ohne die UN, wenn nötig‘) ent-
schieden relativiert. Die Nationale Si-
cherheitsstrategie der USA von 2002 
destabilisierte durch ihre Relegitimie-
rung des Präventivkrieges die Grund-
lagen multilateraler Friedenssicherung. 
Das Verhalten der Nuklearmächte auf 
dem Genfer Abrüstungsforum, bei der 
Überprüfungskonferenz des Nicht-
verbreitungsvertrages von 2005 und 
auch in der Irankrise hat gezeigt, dass 
sie sich ihrer vertraglichen Selbstver-
pfl ichtung zur fi nalen Denuklearisie-
rung kaum mehr erinnern.

Es gibt zahlreiche bedenkenswer-
te ethische Antworten auf die Frage: 
Wie dürfen und wie sollen rechtlich 
verfasste Gemeinwesen umgehen mit 
ihren zwingenden, u. U. tödlichen Ge-
waltmitteln? Fundamentalpazifi sti-
sche, jeden Gewalteinsatz ablehnende 
Positionen konkurrieren in der jünge-
ren Vergangenheit mit auf Rechtsver-
einbarungen und starke Rechtsinstitu-
tionen setzenden rechtspazifi stischen 
Ansätzen. Eindruck machte, breiten-
wirksam, eine Kants Politischer Ethik 
verpfl ichtete Kriegskritik, die sich 
leicht an rechtspazifi stische und völ-
kerrechtsorientierte Positionen an-

schließen lässt. Sie konkurriert, ver-
bindet sich aber gelegentlich auch zu 
beiderseitigem Nutzen mit einer Politi-
schen Ethik, die, von vielen längst ab-
geschrieben, nicht nur in Deutschland 
die friedenspolitische Debatte prägte: 
die Lehre vom gerechten Krieg. Einen 
solchen Einfl uss vermochte diese in der 
Vergangenheit oft als Kriegsrechtferti-
gungsinstrument genutzte Doktrin al-
lerdings nur dadurch auszuüben, dass 
sie den Zeitbezug ihrer Kriterien wie 
die Gesamtintention ihrer Ausrichtung 
klarstellte.

Die grundsätzlich kriegskritische 
Ausrichtung der bellum-iustum-Leh-
re lässt sich schon daran zeigen, dass 
die Gesamtheit ihrer Kriterien aus-
nahmslos (!) bejaht werden muss, um 
einen legitimen Krieg zu führen. Da-
zu gehören Kriterien, deren Erfüllung 
zum Kriegseintritt berechtigen (Vor-
handensein eines gerechten Grundes, 
eine zur Kriegserklärung befugten Au-
torität, das Bekenntniss zum Krieg als 
letztem Ausweg oder eine angemesse-
nen Schadensbegrenzung (Proportio-
nalitätsprinzip)) wie auch Kriterien, die 
der Kriegsführung einen verbindlichen 
Rahmen setzen (etwa die Respektie-
rung des Unterschiedes zwischen Kom-
battanten und Nichtkombattanten oder 
das kategorische Verbot der absichtli-
chen Tötung Unschuldiger).

Aktualität wird man dieser Dok-
trin dann bescheinigen können, wenn 
sie den Horizont, auf den hin alle ihre 
Legitimationskriterien ausgelegt sind, 
genau bezeichnet, etwa als Stärkung 
und Ausformung einer Welt-Rechts-
ordnung ausweist (Gerhard Beester-
möller). Die Aktualitätswendung aber 
impliziert, dass die Lehre nicht mehr 
beansprucht, die Gerechtigkeit eines 
Krieges zu erweisen, sondern sich be-
gnügt, die Rechtfertigungsfähigkeit ei-

nes drohenden oder beendeten Krieges 
zu überprüfen. Hierdurch wiederum 
kommt ihre Arbeit an der Klärung 
ethischer Gewaltbeurteilungskriterien 
auch anderen ethischen Positionen zu 
Gute, die allesamt mehr oder weniger 
auf Kriterien der bellum-iustum-Tra-
dition zurück greifen. Diese wiederum 
profi tiert von der kantischen Ethik, in-
dem sie sich ihrer nicht mehr verall-
gemeinerungsfähigen, vormodernen 
Grundlagen entledigt und der Men-
schenrechtsproblematik einen promi-
nenten Platz zuweist.

In der Denkrichtung eines klassi-
schen „Friedens als Werk der Gerech-
tigkeit“ wie der normativ neutraleren 
Formel ‚vom negativen zum positiven 
Frieden und zurück‘ läge es, den Ge-
rechtigkeitskern der angestrebten Welt-
friedensordnung auch materiell näher 
zu bestimmen. So entwickelt Michael 
Haspel etwa seine aktualisierte Lehre 
vom gerechten Krieg als Baustein ei-

ner normativen Theorie internationaler 
Gerechtigkeit. Und beide Großkirchen 
Deutschlands haben, diesbetreffend 
kongenial, ihre einschlägige Leitbe-
griffl ichkeit vom „gerechten Krieg“ 
auf den „gerechten Frieden“ umge-
stellt. (Vgl. Deutsche Bischofskonfe-
renz 2000; Rat der EKD 2007)

Soll diese Erweiterung des Tat-
bestands inakzeptabeler Menschen-
rechtsverletzungen um die drängenden 
Aspekte struktureller Gewalt – Repres-
sion, Hunger, Degradation – nicht in 
der ungewollten Rechtfertigung eines 
allgegenwärtigen Kriegswesens enden, 
muss sie den Blick schärfen für die zu 
beseitigenden Grundlagen menschli-
cher Not. Eine globale Respektierung 
menschlicher Grundrechte und Grund-
bedürfnisse verlangt nach einer ethisch 
legitimierten sozialen und politischen 
Ausgestaltung der bestehenden Welt-
friedensordnung.

 In der Friedensethik ge-
winnen die rechtspazifi s-
tischen Positionen und die 
Lehre vom gerechten Krieg 
wieder an Bedeutung

 Den Frieden als Werk der 
Gerechtigkeit verstehen 
und praktizieren
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wollte. Dies betreffend spielte in den 
beiden letzten Jahrzehnten die Debatte 
um den „demokratischen Frieden“ ei-
ne zentrale Rolle. Der Tatbestand, dass 
liberale Demokratien über ein weltge-
schichtlich wohl beispielloses inneres 
Pazifi zierungsvermögen verfügen so-
wie die wissenschaftlich abgesicherte 
Erkenntnis, dass solche Demokratien 
seit langem keinen (oder kaum einen) 
Krieg gegeneinander geführt haben, 
ließ zeitweise die entschlossene Aus-
weitung demokratischer Herrschafts-
zonen als beste Friedenspolitik erschei-
nen. Wird diese Politik aber mit allen, 
also auch militärischen Mitteln durch-
gesetzt, dann dürften wir darin schon 
eine entscheidende Erklärungsvaria-
ble für den irritierenden Befund er-
kennen, dass Demokratien zwar kaum 
einander, aber sehr gern nicht-demo-
kratisch verfasste Staaten und Systeme 
bekämpfen, und dass einige mächtige 
Demokratien in den Kriegsführungs-
statistiken ganz oben rangieren.

Mittlerweile ist von „demokra-
tischen Kriegen“ die Rede. Um das 

Friedenspolitik als mehrdimensionale Arbeit am Frieden

Für viele ist die mit den Millenniums-
zielen erklärte Absicht, den Welthun-
ger bis 2015 zu halbieren, eine allzu 
bescheidene Perspektive. Dieter Seng-
haas hält die Abschaffung des Hun-
gers und die Schaffung menschenwür-
diger Lebensverhältnisse weltweit mit 
den vorhandenen ökonomischen Res-
sourcen und politischen Steuerungs-
mitteln für machbar. Hierfür zu arbei-
ten, erscheint friedenspolitisch umso 
wichtiger, als in seiner Sicht das – im-
mer wieder als Aufrüstungsmotor fun-
gierende – staatliche Sicherheitsdilem-
ma stärker vom Entwicklungsdilemma 
geprägt werde als umgekehrt.

Mit seiner umfassenden Ausarbei-
tung des Entwicklungsdilemmas ak-
tualisiert und differenzierte Senghaas 
ein zentrales Theorem Kants. Dessen 
Optimismus verbreitende Überzeugung 
nämlich, es sei der alle Völker ergrei-
fende „Handelsgeist, der mit dem Krieg 
zusammen nicht bestehen“ könne, er-
weist Senghaas als nur im Grenzfall, 
zwischen gleichstarken Ökonomien 
nämlich, zutreffend. Bei ungleichge-
wichtigen Ökonomien dagegen führe 
das Entwicklungsdilemma zu ökonomi-
scher Niederkonkurrierung der schwä-
cheren Ökonomie und zur Verelendung 
der schwächeren Gesellschaft – es sei 
denn, dieser gelinge eine „nachholen-
de Entwicklung“. Die Verbindung der 
Entwicklungs- mit der Sicherheitspro-
blematik liegt auf der Hand und so wä-
ren Wissenschaft und Politik sicher gut 
beraten, die einschlägigen Erkenntnis-
se Senghaas’ stärker zu rezipieren: wie 
man der Armut entkommt, wie man 
ökonomische Fehlentwicklung korri-
giert, wie sich Entwicklungsdilemmata 
entschärfen lassen.

Johan Galtungs Werk konfrontiert 
uns mit einer noch radikaleren, weil 
den makroökonomischen Status Quo 
wie das herrschende Entwicklungs-
paradigma überschreitenden Perspek-
tive. Zum einen geht er davon aus, 
dass es grundsätzlich unterschiedli-

che Entwicklungsmodelle, mit je ei-
genen Codes und Zielvorstellungen, 
gibt. Deren angemessenes Verhältnis 
wäre das der Konkurrenz, des Dialogs 
und des Austauschs zwecks Gewaltver-
meidung, schließlich der Selbstkorrek-
tur und Koexistenz. Zwischen kultur-
essenzialistischer Eigenbrötlerei und 
der Diktatur eines einzigen Entwick-
lungsmodells eröffnet er einen Mög-
lichkeitsraum schiedlich-friedlicher 
‚Vielfalt in der Einheit‘.

Es versteht sich, dass die hier exem-
plarisch und ausschnittweise vorge-
stellten Friedenstheorien auch Platz 
schaffen für die mittlerweile bedrü-
ckende Ausmaße annehmende Um-
weltproblematik. Die Stichworte sind: 
Klimaschutz, Ressourcenverfall, Na-
turvernutzung. Auch hier wäre es 
völlig verkürzt, die umweltpolitische 
Herausforderung nur als – Migran-
tenströme und Gewaltausbrüche pro-
vozierendes – Sicherheitsproblem zu 
würdigen und entsprechend militä-
risch-polizeilich einzudämmen. Für 
eine Sicherheits- wie Gerechtigkeits-
aspekte verwirklichende Friedenspoli-
tik ist es dagegen von Bedeutung, dass 
es andere, human angemessene Hand-
lungsmöglichkeiten gibt. An ansatz-
weise bereits realpolitisch greifenden 
Maßnahmen, wie sie in Deutschland 
etwa Ernst Ulrich von Weizsäcker ver-
tieft hat, seien hier nur der internatio-
nale Emissionhandel, eine vor allem 
technologisch gemeinte Effi zienzevo-
lution oder eine ökologisch orientier-
te Steuerreform genannt.

Fazit

Wir haben uns mit vorstehenden Aus-
führungen weit von einer traditionellen 
Auffassung entfernt, die den Frieden 
und eine erfolgreiche Friedenspoli-
tik im wesentlichen an die richtigen, 
nämlich demokratischen, politisch-
institutionellen Grundlangen binden 

Hajo Schmidt, Prof. Dr. phil. (*1947), 
wissenschaftlicher Leiter des Insti-
tuts Frieden und Demokratie der 
FernUniversität in Hagen, Professor 
der Philosophie ebendort, Leiter der 
Landesarbeitsgemeinschaft Friedens-
wissenschaft NRW; aktuelle Veröffent-
lichungen: Das Eigene und das Fremde. 
Friedensphilosophie und Psychoanaly-
se. In: Hirsch/Delhom (Hg.): Denkwege 
des Friedens. Aporien und Perspektiven. 
Freiburg/München 2007, 252–264; Die 
EU im Lichte der Kant’schen Friedens-
theorie. In: Ehrhart/Jaberg/Rinke/Wald-
mann (Hg.): Die Europäische Union im 
21. Jahrhundert. Wiesbaden 2007, 55–
63; Krieg als Herausforderung der prak-
tischen Vernunft. In: Steenblock (Wetz 
(Hg.): Kolleg Praktische Philosophie in 
der Gegenwartskultur, Bd. IV: Politik, 
Recht und Ökonomie. Stuttgart i. E.

KURZBIOGRAPHIE

amos 03_2008 - f02 - seiten001-056.indd   9amos 03_2008 - f02 - seiten001-056.indd   9 01.08.2008   08:23:2101.08.2008   08:23:21



AMOSINTERNATIONAL 2. Jg. (2008) Heft 310

Schwerpunktthema

Kind aber nicht mit dem Bade auszu-
schütten und das mit dem demokrati-
schen Staatstypus weiterhin verbun-
dene Friedenshoffnungspotenzial nicht 
leichtfertig zu verspielen, sei hier nur 
zweierlei gefordert:

eine weitere, vor allem die Außen- • 
und Sicherheitspolitik von Demo-
kratien erfassende Binnendemokra-
tisierung sowie
eine das Gleichheitsprinzip be-• 
kräftigende und auf Transparenz 
setzende Demokratisierung und 
Enthierarchisierung der inter- und 
supranationalen Verhältnisse.

Als Antwort auf die Frage, in wel-
chen Rahmen denn alle diese Bemü-
hungen weltweit gestellt werden soll-

ten, sei hier das UN-System als der 
hoffnungsreichste empfohlen. Gewiss 
muss der Kampf gegen einen aktuellen 
sicherheitspolitischen Unilateralismus 
wie selektiven Multilateralismus ver-
bunden werden mit dem Ausbau der 
demokratischen und der rechtsstaatli-
chen Komponente der Vereinten Na-
tionen. Erstere verlangt nach einer 
umfassenden Reform des Sicherheits-
rates und dessen beherrschender Stel-
lung im UN-System. Die Durchsetzung 
einer größeren Repräsentativität in der 
Zusammensetzung des Rates und eine 
verbindliche Rechenschaftspfl icht die-
ses Gremiums gegenüber der General-
versammlung wären vordringlich Ziele 
einer demokratischen Strukturreform 
der Vereinten Nationen. Auch sollte 
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an der – zurzeit sicherlich chancen-
losen – Rückbindung der Generalver-
sammlung (der Staaten) an eine Zweite 
Generalversammlung, der Völker und 
Kulturen nämlich, als ein bereits der 
UN-Gründungsphase zugehöriges, erz-
demokratisches Basisprojekt festgehal-
ten werden. Ähnlich und ganz im Sin-
ne unserer Ausführungen über einen 
breiten und positiven Friedensbegriff, 
könnte an die seiner Zeit beabsichtig-
te Zentralstellung des Wirtschafts- und 
Sozialrates der UNO (ECOSOC) erinnert 
werden, der garantieren sollte, dass für 
die Umsetzung des umfassenden Frie-
densgebots der Vereinten Nationen de-
ren angemessene soziale und ökono-
mische Fundierung nicht vergessen 
werden darf!
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I.
Universelle Menschenrechte und Souveränität der Einzelstaaten

Durch die schweren Menschenrechts-
verletzungen der jugoslawisch-serbi-
schen Sicher heitskräfte in der Aus-
einandersetzung mit der UCK im Kosovo 
sah sich die internationale Staatenge-
meinschaft erneut und grundsätzlich 
vor die Frage gestellt, wie mit dem nor-
mativen Konfl ikt zwischen Menschen-
rechten einerseits und Souveränität 
der Einzelstaaten als Grundlage eines 
friedlichen Zusammenlebens anderer-
seits umgegangen werden soll. Dieser 

Normenkonfl ikt wurde praktisch zwar 
erst wieder nach dem Ende des Kalten 
Krieges relevant. Auf der institutionel-
len Ebene ist er aber dem internationa-
len System seit Gründung der Verein-
ten Nationen eingeschrieben und hat 
seitdem an Bedeutung gewonnen.

Mit der Gründung der Vereinten 
Nationen in Folge des Zweiten Welt-
krieges wurde zum einen Neuland in 
Hinsicht auf die Institutionalisierung 
der internationalen Beziehungen be-

Humanitäre 
Interventionen
Ihre Beurteilung aus friedensethischer Sicht1

Militärische Interventionen aus humanitären Gründen setzen nicht nur eine wohl abgewogene politische Ent-
scheidung voraus. Sie müssen auch in ethischer Hinsicht gerechtfertigt sein. Doch was sind die Kriterien einer le-
gitimen Anwendung militärischer Gewalt? Wer ist berechtigt und befähigt, die entsprechende Überprüfung vor-
zunehmen und für eine Interventionsentscheidung gerade zu stehen? Die klassische Lehre vom gerechten Krieg 
bietet unter heutigen Bedingungen keinen genügenden Argumentationsrahmen mehr. Das Ziel, der Gerechtig-
keit Geltung zu verschaffen, ist zwar immer noch ein entscheidendes Kriterium. Es bedarf aber der Ergänzung. 
Denn immer häufi ger geraten heute der alte Grundsatz, die Integrität unabhängiger Staaten zu schützen, und 
die unabweisbare Pfl icht, in jedem Fall gegen massive Menschenrechtsverletzungen einzuschreiten, miteinan-
der in Konfl ikt. Es bedarf daher eines differenzierten Katalogs vernetzter Prinzipien, um zu einer tragfähigen 
Urteilsbildung zu kommen. Aus den gelungenen und misslungenen Interventionserfahrungen der vergangenen 
zwanzig Jahre sollte dabei gelernt werden.

Michael Haspel

Im Folgenden möchte ich zwei As-
pekte in der Diskussion um militäri-

sche2 Interventionen aus humanitären 
Gründen bearbeiten. In einem ersten 
Teil soll dargelegt werden, warum das 
Problem der Humanitären Intervention 
nach 1990 wieder auf die Agenda der 
politischen Praxis und normativen Re-
fl exion gekommen ist und weshalb in 
diesem Zusammenhang die Lehre vom 
gerechten Krieg eine neue Bedeutung 
gewonnen hat (I.). Darüber hinaus soll 
in einem zweiten Teil ein eigener Vor-
schlag für die Weiterentwicklung von 
Kriterien zur Prüfung der Legitimität 
militärischer Interventionen gemacht 
werden (II.). Es ist klar, dass mit dieser 
Konzentration auf zwei Aspekte nicht 
die gesamte Debatte dargestellt und er-
fasst werden kann, die in den letzten 
Jahren in der politischen und kirchli-
chen Öffentlichkeit, aber auch in vie-
len wissenschaftlichen Zusammenhän-
gen über Humanitäre Interventionen 
geführt worden ist. Durch diese Kon-
zentration hoffe ich aber, im zweiten 
Teil der Debatte einen weiterführenden 
Anstoß geben zu können.

In der Friedensethik beider großen 
Kirchen werden Humanitäre Interven-
tionen nicht ausgeschlossen und zu-
gleich an das Völkerrecht und wei-
ter gehende Kriterien gebunden (vgl. 

Sekretariat 2000 und Rat 2007). Inso-
fern schließen die Überlegungen hier 
an den ökumenisch erreichten Diskus-
sionsstand an.

1 Die nachfolgenden Ausführungen basieren auf Überlegungen, die ich erstmals in Has-
pel 2002 ausgearbeitet habe. Dort fi nden sich auch weitere Belege zu Einzelaspekten.

2 Auf die Notwendigkeit der Rechtfertigung auch ziviler Interventionen weist Rams-
botham 2006, 113–137 hin. Er macht einen Vorschlag, für ein Kontinuum von verschie-
denen Formen ziviler und militärischer Interventionen einen gemeinsamen Kriterien-Rah-
men zu entwickeln.
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treten, indem von Anfang an die Groß-
mächte nicht nur Mitglieder der Staa-
tengemeinschaft waren, sondern auch 
im Rahmen des Sicherheitsrates einer-
seits besondere Rechte eingeräumt be-
kamen, andererseits weit reichende 
Verantwortung für die Friedenssiche-
rung übernahmen. Zum anderen war 
auch die Bindung von zwischenstaat-
licher Gewalt an das durch die Char-
ta gesetzte Recht und damit das ex-
plizite Verbot von Angriffskriegen ein 
bedeutender Schritt in Richtung des 
Ziels, die internationalen Beziehungen 
gewaltfrei zu gestalten und künftige 
Kriege zu verhindern.

Durch die Verabschiedung der All-
gemeinen Erklärung der Menschen-
rechte am 10. Dezember 1948 wurde 
das traditionelle System des Völker-
rechts prinzipiell transformiert, indem 
neben Staaten auch Einzelpersonen zu 
Subjekten des internationalen Rechts 
wurden. Hatte die Allgemeine Erklä-
rung der Menschenrechte noch kei-
ne rechtliche Verbindlichkeit, sind die 
Menschenrechte über die verschiede-
nen Menschenrechtskonventionen und 
-regime3 zunehmend verbindlich ko-
difi ziert und die Überwachung ihrer 
Einhaltung zumindest über Berichts- 
und Beschwerdeverfahren institutiona-
lisiert worden. Insbesondere die 1966 
paraphierten und 1976 in Kraft ge-
tretenen Internationalen Pakte über 
bürgerliche und politische Rechte ei-
nerseits, über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte andererseits, ha-
ben zu einer rechtlichen Implementie-
rung der Menschenrechte im System 

internationaler Institutionen wesent-
lich beigetragen (vgl. Haspel 2005 und 
Koenig 2005).

Damit war der normative Konfl ikt 
zwischen dem universalen Geltungs-
anspruch der Menschenrechte und dem 
allgemein akzeptierten Recht der Sou-
veränität der Einzelstaaten, also letzt-
lich einer Garantie der Partikularität, in 
das System des internationalen Rechts 
inkorporiert. Unter den Bedingungen 
des Kalten Krieges, in dem sich die 
beiden Großmächte gegenüberstan-
den und zur Vermeidung eines mög-
licherweise bis zu einem Atomkrieg 
eskalierenden Konfl ikts ihre jeweili-
gen Einfl usssphären im wesentlichen 
wechselseitig anerkannten, wurde dies 

praktisch allerdings nicht wirksam, 
weil die gegenseitige Akzeptanz der 
Souveränität in den Einfl usssphären 
die Voraussetzung des gemeinsamen 
Überlebens war. Interventionen wur-
den unter diesen Vorzeichen innerhalb 
des eigenen Machtbereichs durchge-
führt und insoweit jeweils von der an-
deren Seite akzeptiert, da militärische 
Gegeninterventionen nie ernsthaft zur 
Debatte standen. Die internationalen 
Organisationen waren unter diesen Be-
dingungen in ihrer Handlungsfähigkeit 
stark eingeschränkt.

nigreich, Indien). Auch die Stellvertre-
terkriege in Afrika, Asien und Latein-
amerika, die zwar zum Teil verheerende 
Folgen hatten, aber von ihrer Struktur 
her begrenzbar waren, waren Teil die-
ser Beziehungsarchitektonik. Sie bau-
te wesentlich darauf auf, dass die Es-
kalation eines militärischen Konfl iktes 
für beide Seiten eine wenig aussichts-
reiche Option war, da die Supermächte 
über ein nukleares Waffenarsenal ver-
fügten, das die wechselseitige Vernich-
tung gleich mehrfach ermöglichte.

Insofern war der friedensethische 
Diskurs im Westen vor allem auf die 
Fragen konzentriert, die sich aus der 
Abschreckungsstrategie der NATO, die 
auf der Drohung mit dem Einsatz von 
Atomwaffen basierte, ergaben. Darü-
ber hinaus stellte sich für viele Länder, 
z. B. für die Bundesrepublik Deutsch-
land, die Frage nach dem Einsatz von 
militärischer Gewalt außerhalb eines 
solchen Szenarios überhaupt nicht. 
Normative Fragen in Bezug auf den 
Einsatz konventioneller militärischer 
Gewalt wurden so vor allem in den 
USA diskutiert, zum einen mit Blick 
auf den Krieg in Vietnam, zum ande-
ren mit Blick auf die militärischen Ak-
tivitäten des befreundeten Israel.

Dies resultierte darin, dass insbe-
sondere in der BRD die friedensethi-
sche Debatte nach Abschluss bzw. 
Abbruch der Wiederbewaffnungsdis-
kussion in einer Weise auf die Proble-
matik der Atom- bzw. insgesamt der 
Massenvernichtungswaffen konzen-
triert war, dass andere Fragestellun-
gen nicht mehr in den Blick kamen. 
Die Frage eines Einsatzes der Bundes-
wehr, außer im Verteidigungsfall zur 
Abwehr eines Angriffs des Warschauer 
Paktes, war vor 1990 nicht relevant.

Die ethische Ablehnung des Ein-
satzes von Massenvernichtungswaf-
fen wurde als so evident angesehen, 
und andere Problemkonstellationen 

Friedensethik als Kritik der Abschreckungsstrategie

Der Diskurs über normative Konzepte 
der internationalen Beziehungen, ins-
besondere über Kriterien der legitimen 
Anwendung militärischer Gewalt, war 
in der Zeit des Kalten Krieges mehre-
ren Limitationen unterworfen. Zum ei-
nen waren sowohl die Zahl relevanter 
Akteure als auch die Zahl vernünftiger 
Handlungsoptionen auf dem Feld der 

internationalen Beziehungen durch die 
faktische Machtverteilung begrenzt. 
Neben den Supermächten gab es nur 
eine kleine Zahl von Staaten, die aus 
eigener Vollmacht – wenn auch nicht 
ohne Unterstützung der Großmäch-
te – militärische Gewalt aussichts-
reich in Konfl ikten einsetzen konnten 
(z. B. Israel, Frankreich, Vereinigtes Kö-

 Zu Zeiten des Kalten 
 Krieges standen Inter-
ventionen im jeweils 
 anderen Machtblock 
nicht zur Debatte

3 Unter „Menschenrechtsregimen“ wer-
den die Systeme institutionalisierter Men-
schenrechtsnormen und institutionalisierter 
Regeln ihrer Implementierung verstanden.
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standen nicht zur Debatte, dass un-
ter diesen spezifi schen Umständen 
die Ausarbeitung einer differenzier-
ten normativen Theorie des legitimen 
Einsatzes militärischer Gewalt nicht 
notwendig zu sein schien. Dies hat-
te zum einen zur Konsequenz, dass 
die Auseinandersetzung mit den klas-
sischen Kriterien der „Lehre vom ge-
rechten Krieg“ als einer einschlägigen 

ausgearbeiteten normativen Theorie 
vernachlässigt wurde, wenn sie nicht 
sogar generell aus pazifi stischer Moti-
vation für obsolet erklärt wurde. Zum 
anderen hat eine Rezeption der in den 
USA gerade in Auseinandersetzung mit 
dem Vietnam-Krieg geführten Debatte 
über eine Fortentwicklung der Just and 
Limited War-Konzeption nicht syste-
matisch stattgefunden.4 Als normative 
Begründung konnte auf das geltende 
Recht der Vereinten Nationen verwie-
sen werden, das alle möglichen Fälle 
regelte, d. h. aus der damaligen deut-
schen Sicht: ausschloss.

Die Lehre vom gerechten Krieg

Mit der Gründung der Vereinten Natio-
nen und der Ausbildung zunehmend 
verbindlicher Kodizes und Regime von 
Menschenrechten entstehen nun struk-
turell solche Institutionen wieder, auf 
denen die „Lehre vom gerechten Krieg“ 
ruhte: Zum einen ist das ein univer-
sale Verbindlichkeit beanspruchendes 
und zunehmend akzeptiertes Konzept 
von Gerechtigkeit, das zumindest sub-
stantielle Aspekte, nämlich die Men-
schenrechte beinhaltet. Zum anderen 
sind das die Vereinten Nationen, eine 
Institution, die, auf dem Prinzip der 
gewaltfreien Konfl iktregelung basie-
rend, durch rechtsförmige Verfahren 
formale Gerechtigkeit verbürgen und 
damit den substantiell gehaltvolleren 

Prinzipien der Gerechtigkeit Geltung 
verschaffen soll.

Insofern ist den internationalen In-
stitutionen durch die fortschreitende 
Institutionalisierung der Menschen-
rechtsregime und die neuen Hand-
lungsoptionen der UN nach dem En-
de des Kalten Krieges zunehmend die 
Spannung zwischen Gerechtigkeit und 
Gewaltfreiheit eingeschrieben, die in 
strukturell gleicher Weise das Bezugs-
problem der „Lehre vom gerechten 
Krieg“ war.5

Daraus ergibt sich, dass eine dieses 
Bezugsproblem aufnehmende Theo-
rie der legitimen Anwendung militä-
rischer Gewalt notwendig, die klas-
sische „Lehre vom gerechten Krieg“ 
unter den veränderten Bedingungen 
allerdings nicht hinreichend ist. Das 
internationale Recht regelt von den 
klassischen Kriterien der „Lehre vom 
gerechten Krieg“ im Bereich des ius 
ad bellum explizit nur die Frage der 

legitima potestas, der legitimen Au-
torität, und die Frage der causa iusta, 
des gerechten Grundes. Aus den Maß-
gaben zur friedlichen Konfl iktrege-
lung kann auch das Kriterium der ul-
tima ratio abgeleitet werden.6 Konkret 
heißt dies, dass ein Staat das Recht zur 
Selbstverteidigung hat, und dass der 
Sicherheitsrat sowohl bei einem An-
griff auf einen Staat als auch bei einer 
Gefährdung des Weltfriedens oder der 
internationalen Sicherheit zu militä-
rischen Zwangsmaßnahmen ermäch-
tigen kann. Weitere Kriterien werden 
nicht genannt und spezifi schere As-
pekte, wann eine solche Situation ge-
geben und unter welchen Umständen 
ein militärisches Eingreifen sinnvoll 
ist, sind nicht kodifi ziert, können al-
lenfalls aus allgemeinen Rechtsgrund-
sätzen abgeleitet werden. Sie sind da-
mit der Autonomie des Sicherheitsrates 
zugemutet, aber auch seiner Willkür 
anheim gestellt.7

Veränderte Rahmenbedingungen

Durch das (vorläufi ge) Ende des Kal-
ten Krieges 1989/1990 veränderten 
sich die Rahmen- und Handlungsbe-
dingungen grundlegend. Mit der Er-
mächtigung der internationalen Al-
lianz zum Eingreifen im Krieg Iraks 
gegen Kuwait zugunsten des angegrif-
fenen Landes und der Erlaubnis, hierzu 
das Territorium des Aggressors anzu-
greifen, beschritt der Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen völlig neue Wege. 

Damit hat der UN-Sicherheitsrat eine 
Handlungsfähigkeit erlangt, die kurz 
zuvor noch unvorstellbar gewesen war. 
Es kam zu einer Reihe von gemeinsam 
getragenen Beschlüssen, die UN-Kon-
tingente oder eine Gruppe von Staaten 
ermächtigten, gemäß Kapitel VII der 
UN-Charta militärische Maßnahmen 
zur Wahrung oder Wiederherstellung 
des Weltfriedens und der internatio-
nalen Sicherheit gegen einen ande-

 Es fehlte eine differen-
zierte normative Theorie 
des legitimen Einsatzes 
militärischer Gewalt

4 Die Gründe für die Vernachlässigung der Auseinandersetzung mit entsprechenden 
Kriterien referiert Fuchs, 12–15. Für die Nicht-Rezeption der US-amerikanischen Debatte 
ist er selbst ein Beispiel. Eine Sonderrolle nimmt hier die katholische Diskussion ein, die 
ihre naturrechtlich begründete „Lehre vom gerechten Krieg“ nie aufgegeben hat, deren In-
novationen aber hauptsächlich auch auf die von den USA ausgehenden Debatten zurück-
zuführen sind. Vgl. dazu Haspel 2006, 303–329 sowie ders. 2007, 102–117.

5 Vgl. Hehir 1992, 243 und Claude, 83–96. Dies wird in der deutschen Diskussion be-
stritten, z. B. im Anschluss an Reuter, 261 f.

6 Zur Terminologie und Systematik der Kriterien der „Lehre vom gerechten Krieg“  siehe 
inter alia Haspel 2002, 144 f. sowie Johnson 1999.

7 Deshalb wurde nach dem Kosovo-Krieg eine internationale Kommission einberufen, 
die umfassende Vorschläge gemacht hat. Die darin enthaltenen Kriterien entstammen der 
Lehre vom gerechten Krieg, werden aber als solche in dem Dokument nicht ausgewie-
sen. Das Dokument hat (noch) keinen verbindlichen Rechtscharakter. Vgl. International 
Commission 2001.
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ren Staat zu ergreifen, von dem keine 
direkte Aggression ausgegangen war. 
Dabei wurde zunehmend in Fortent-
wicklung der bislang gültigen Rechts-
auffassung die massive Verletzung von 
Menschenrechten als Ermächtigungs-
grund angesehen (z. B. Somalia). Da-
durch wurden so genannte Humani-
täre Interventionen mit Zustimmung 
des UN-Sicherheitsrates nicht nur po-
litisch möglich, sondern auch als im 
Rahmen der Charta der Vereinten Na-
tionen rechtlich zulässig angesehen 
(Vgl. etwa Hehir 1992, 243–248; Hu-
ber, 372–374; Greenwood, 15–36).

Beispiel Kosovo-Krieg

Die mangelnde Differenzierung der 
Kriterien schlug sich im öffentlichen 
politischen Diskurs über den Kosovo-
Krieg nieder. Es wurden auf einer sehr 
plakativen Ebene die Prinzipien „Nie 
wieder Krieg“ und „Nie wieder Au-
schwitz“ gegeneinander gestellt und 
versucht, durch die suggestive Kraft 
von medial vermittelten Bildern den 
Eindruck zu erwecken, die Menschen-
rechtsverletzungen im Kosovo seien 
von einem solchen Ausmaß, dass es 
sich um einen Völkermord handele, so 
dass das zweite Prinzip in diesem Falle 
das erste aushebele.

Abgesehen von der unzutreffen-
den Darstellung der tatsächlichen Vor-
gänge im Kosovo und der problemati-
schen Rolle der Medien, wurde dabei 
nie expliziert, nach welchen Kriteri-
en im einzelnen das Urteil in diesem 
Abwägungsprozess denn zustande ge-
kommen ist. Es wurde das Kriterium 
der ultima ratio angeführt, mit der 
Absicht prinzipiell zu belegen, dass 
im äußersten Falle Gewaltanwendung 
zum Menschenrechtsschutz gerechtfer-
tigt sei, ohne konkrete Maßstäbe da-
für anzugeben, wann ein solcher Fall, 
und damit eine causa iusta, gegeben 
ist. Darüber hinaus wurde nur noch 
die Frage nach der legitimen Autorität 
diskutiert, nämlich, ob ein Eingreifen 
der NATO auch ohne Mandat der UN 

gerechtfertigt sein könne. Ist es schon 
fraglich, ob diese thematisierten Kri-
terien überhaupt erfüllt waren, so ist 
noch viel mehr signifi kant, dass etwa 
die folgenden weiteren Kriterien vor 
der Entscheidung zumindest öffentlich 
nie systematisch geprüft wurden: Ver-
hältnismäßigkeit der Güter (Proportio-
nality of Ends), richtige Absicht, Ziel 
des Friedens (recta intentio; Right In-
tention), vernünftige Aussicht auf Er-

folg (Reasonable Hope of Success) 
und auch die Kriterien des ius in bel-
lo, nämlich die Verhältnismäßigkeit 
der Mittel (Proportionality of Means), 
das Diskriminierungsgebot (Principle 
of Discrimination; Noncombatant Pro-
tection/Immunity) und das Verbot be-
stimmter Waffen.

Daraus muss die Konsequenz gezo-
gen werden, dass die normative Prü-
fung der Rechtfertigbarkeit der An-
wendung militärischer Gewalt nur mit 
Hilfe eines Kriteriensets durchgeführt 
werden kann, das von den Grund-
prinzipien der Gewaltfreiheit und des 
Schutzes der Menschenrechte ausgeht 
und Urteilshilfen für den normativen 
Konfl ikt zwischen beiden Prinzipien 
bereitstellt.

II.
Prüfung der Legitimität militärischer Zwangsmaßnahmen

In den folgenden beiden Abschnit-
ten werden Kriterien vorgeschlagen, 
die bei einer Prüfung der Legitimi-
tät militärischer Zwangsmaßnahmen, 
die durch den Sicherheitsrat verhängt 
werden, zu beachten sind. Dabei wird 
davon ausgegangen, dass der lega-
le Rahmen der Charta der Vereinten 
Nationen durch die Kriterien der Leh-
re vom gerechten Krieg ergänzt (nota 
bene: nicht ersetzt) werden kann. Im 
zweiten Abschnitt werden Prinzipien 
entwickelt, die wiederum auch ergän-
zend bzw. weiterführend zur bellum 
iustum-Doktrin im speziellen Fall der 
humanitären Intervention herangezo-
gen werden können.

… bei Gefährdung von Weltfrieden und 
internationaler Sicherheit
Der erste Fall ist noch verhältnismäßig 
einfach zu beurteilen. Wenn durch die 
Destabilisierung in einem Staat Welt-
frieden und internationale Sicherheit 
bedroht werden, etwa durch die Aus-
weitung von Konfl ikten oder die Eska-
lation der Konfl iktaustragung, dann ist 
die internationale Rechtsordnung ver-
letzt und nach dem erga omnes-Prin-

zip das Recht jedes einzelnen Staa-
tes. Somit hat das Staatenkollektiv das 
Recht – ggf. sogar die Pfl icht –, ein-
dämmend und befriedend in einen sol-
chen Konfl ikt einzugreifen, notfalls mit 
militärischen Mitteln gemäß den hier 
explizierten Kriterien (vgl. Doehring, 
435). Notwendig ist die Festlegung von 
Verfahren, die ein unilaterales Eingrei-
fen aus partikularem nationalem Inte-
resse heraus verhindern. Auch wenn 
die Regelungen nicht vollständig und 
auch nicht immer hinreichend sind, 
müssen die Verfahrensregeln der UN 
de lege lata als verbindlich angese-
hen werden, so dass eine Ermächti-
gung nach Kapitel VII der UN-Charta 
als Voraussetzung zu betrachten ist.

Gleichwohl ist bei Untätigkeit des 
Sicherheitsrates oder einer kompeten-
ten Regionalorganisation auch einer 
multilateralen oder unilateralen Inter-
vention nicht von vornherein katego-
rial die Legitimität abzusprechen.8

… bei schweren Menschenrechts-
verletzungen
Maßnahmen, die gegen eine Gefähr-
dung von Weltfrieden und internatio-

 Die öffentliche Debatte 
wurde weder den tatsäch-
lichen Vorgängen noch 
grundlegenden ethischen 
Entscheidungskriterien 
gerecht
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naler Sicherheit ergriffen werden, geht 
in der Regel eine Einwir kung auf einen 
oder mehrere Staaten voraus, bzw. die 
Gefahr einer solchen Einwirkung be-
steht massiv. Bei der Humanitären In-
tervention9 im engeren Sinne handelt 
es sich aber um das Eingreifen in ei-
nen Staat, ohne dass von diesem Ag-
gression oder Gefährdung gegenüber 
anderen Staaten direkt ausgeht.10

Die Frage ist, ob schwere Men-
schenrechtsverletzungen in einem 
Staat durch den Staat selbst oder durch 
andere, welchen vom Staat nicht Ein-
halt geboten werden kann, notfalls 
den Einsatz militärischer Mittel oh-
ne Zustimmung des Staates oder ggf. 
sogar gegen seinen Willen rechtferti-
gen können. In ethischer Perspektive 
muss eine solche Situation tatsäch-
lich als Rechtfertigungsgrund für mi-
litärisches Eingreifen angesehen und 
gleichzeitig an bestimmte Qualifi ka-
tionen geknüpft werden. Menschen-
rechtsverletzungen sind Verstöße ge-
gen grundlegende ethische Werte, aber 
auch gegen die internationale Rechts-
ordnung. Insofern können sie prinzipi-
ell Sanktionen rechtfertigen – bis hin 
zu militärischem Eingreifen in beson-
ders schweren Fällen (vgl. z. B. Merkel, 
81). In einem solchen Fall kollidiert 
das Prinzip des Menschenrechtsschut-
zes mit dem Souveränitätsprinzip, 
das nicht gänzlich als überkommenes 
Rechtsprinzip aus der Zeit des Absolu-
tismus abgetan werden kann:

Solange eine Weltrepublik nicht 
besteht – über deren Möglichkeit und 
Wünschbarkeit ließe sich durchaus 
noch treffl ich streiten –, ist die Integ-
rität unabhängiger Staaten und damit 
das völkerrechtliche Interventionsver-
bot eine notwendige Bedingung für ei-
ne internationale Rechtsordnung. Ihre 
Verletzung in bezug auf Staaten, die 
in ihrem Innern schweres Unrecht be-
gehen, ist immer auch eine Erschüt-
terung der gesamten internationalen 
Rechtsordnung.11

Aus der Spannung zwischen diesen 
beiden Prinzipien ergibt sich

zum einen, dass bei der Prüfung der • 
Berechtigung einer Intervention die 
Verhältnismäßigkeit der Güter un-
ter Beachtung der Wirkung auf die 
gesamte internationale Rechtsord-
nung streng zu beachten ist.

Zum anderen folgt daraus, dass • 
Menschenrechtsverletzungen nur 
in besonders schwerem Falle ein 
rechtfertigender Grund für eine Hu-
manitäre Intervention sein können, 
bei der gegen das Souveränitäts-
prinzip verstoßen werden muss.

Wann ist eine Humanitäre Intervention gerechtfertigt?

Das internationale Recht beinhaltet de 
lege lata keine Regelungen zu einem 
solchen Recht zur Humanitären Inter-
vention. Die UN-Charta kennt zum all-
gemeinen Gewaltverbot in Art. 2 (4)12 

als ius cogens nur zwei Ausnahmen: 
Das Selbstverteidigungsrecht und die 
daraus abgeleitete Nothilfe (Art. 51)13 
sowie Maßnahmen des Sicherheitsra-
tes zur Wahrung der internationalen 

Sicherheit und des Weltfriedens (Kap. 
VII, bes. Art. 42).14 Insofern bietet das 
internationale Recht auch keine Kri-
terien zur Frage, wann eine solche In-
tervention als gerechtfertigt angesehen 
werden kann.

Als Regeln der Prüfung des Vorhan-
denseins ausreichender Gründe schla-
ge ich folgende Prinzipien vor:15

8 Johnson (117) sieht dies als „prima facie obligation“ an. Diesem Argument ist zuzu-
stimmen, ohne gleichzeitig die Position Johnsons übernehmen zu müssen, dass in extre-
men Fällen auch gegen das Veto eines UN-Sicherheitsratsmitgliedes unilaterale Interven-
tionen legitim sein könnten. Vgl. dazu Schorlemer 2006. 

9 Die normativen Probleme von „Interventionen auf Einladung“ und „Gegeninterventio-
nen“ werden hier nicht gesondert diskutiert, da ihre Rechtfertigung jeweils an die Recht-
fertigbarkeit der bereits stattfi ndenden militärischen Auseinandersetzungen gebunden ist, 
und sie somit entweder als Nothilfe oder als Handeln nach dem erga-omnes-Prinzip ge-
mäß den entsprechenden Kriterien anzusehen und zu beurteilen sind (vgl. z. B. O’Brien, 
170–174). In diesem Sinne behandelt Ramsey diese beiden Aspekte als „pennultimati-
ve“ Begründungen, da sie zwar die ultimativen ethischen Gründe für eine Intervention 
verstärken, sie aber nicht selbst normativ – wenngleich legal – begründen können (vgl. 
Ramsey, 27–38).

10 Wenn hier das Problem der Humanitären Intervention explizit unter dem Aspekt 
des Gerechten Grundes für die legitime Anwendung militärischer Gewalt diskutiert wird, 
dann wird damit die Frage der Humanitären Intervention systematisch als Teil einer Theo-
rie der legitimen Anwendung militärischer Gewalt behandelt. Dies ist m. E. systematisch 
überzeugender als eine solche Theorie, z. B. in Form der Just War-Theorie, auf das Prob-
lem der Humanitären Intervention gesondert anzuwenden. Vgl. Mayer, 138–159; Spieker, 
310–323; Walzer 1992. Damit würde systematisch die Humanitäre Intervention zu einem 
separaten Gegenstandsbereich, obgleich sie eigentlich nur ein Besonderes neben anderen 
in einer allgemeinen Theorie ist. Vgl. dazu jetzt auch die Beiträge in Meggle 2004.

11 Preuß, 123. Zum Zusammenhang von Selbstbestimmungsrecht und Interventions-
verbot siehe auch Rawls, 378. In liberal-kantianischer Perspektive verteidigt eine inter-
ventionskritische Position vehement Maus, 88–116.

12 Vgl. auch die „Friendly Relations Declaration“.
13 Aus der Berechtigung zur Nothilfe unter Staaten generell die Ermächtigung auch zur 

unilateralen Humanitären Intervention (als Nothilfe für Individuen) abzuleiten, wie dies 
Merkel in Vorschlag bringt, erscheint zu undifferenziert (vgl. Merkel, 66–98).

14 Vgl. Doehring, 431–436. Zur Diskussion im Zusammenhang mit dem Kosovo-Krieg 
siehe Merkel, Reinhard (Hg.): Der Kosovo-Krieg und das Völkerrecht.

15 Diese Prinzipien sind Anwendungsregeln für das Kriterium der causa iusta. Sie sind 
also Regeln für den Anwendungsdiskurs, die sich aus den normativen Voraussetzungen 
einer normativen Theorie der internationalen Beziehungen entwickeln lassen.  Das Kom-
prehensionsprinzip läßt sich aus dem Universalisierungsgrundsatz „U“, das Konsensprin-
zip aus dem Diskursprinzip „D“ der Diskurstheorie der Moral und des Rechts gewinnen. 
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a) Komprehensionsprinzip
Alle massiven Menschenrechtsverlet-
zungen können nach einem umfassen-
den Menschenrechtskonzept gemäß 
den Prinzipien der Unteilbarkeit und 
Interdependenz Gründe für ein Ein-
greifen darstellen.

In normativ-ethischer  Perspektive 
sind massive Menschenrechtsverlet-
zungen, insbesondere Völkermord, 
Verletzungen der normativen Ord-
nung, die allein den Schutz der Men-
schenrechte, des Weltfriedens und der 
internationalen Sicherheit garantieren 
kann. Diese stellten also einen Recht-
fertigungsgrund für ein Handeln nach 
dem erga omnes-Prinzip dar. Nach der 
Systematik der hier entfalteten ethi-
schen Theorie der Rechtfertigung legi-
timer Anwendung militärischer Gewalt 
wäre damit allerdings erst eine not-
wendige Bedingung, die für sich noch 
nicht hinreichend ist, erfüllt. D. h. also 
nicht, dass bei jeder Menschenrechts-
verletzung eine Intervention als ge-
rechtfertigt anzusehen ist. Lediglich, 
dass massive Menschenrechtsver-
letzungen prinzipiell als causa iusta 
angesehen werden können (vgl. z. B. 
O’Brien, 173). Ob tatsächlich und in 
welcher Form eine Intervention als ge-
rechtfertig angesehen werden kann, 
entscheidet sich erst bei der Überprü-
fung der anderen Kriterien.

Was allerdings massive Menschen-
rechtsverletzungen sind und ab wel-
chem qualitativen und quantitati-
ven Tatbestand sie eine Intervention 
rechtfertigen, ist schwer zu entschei-
den. Weder die Völkermord-Konven-
tion noch die einzelnen Regime der 
Menschenrechts-Implementierung bie-
ten dazu taugliche Kriterien.16 Folgen-
de Aspekte können bei einer Beurtei-
lung weiterführend sein.

Prinzipiell sind die Menschenrechte 
interdependent und unteilbar (vgl. Rie-
del 1999, 27), d. h. jede massive Men-
schenrechtsverletzung könnte dann 
ein Handeln nach dem Nothilfe- bzw. 
erga omnes-Prinzip rechtfertigen,

nicht nur die Verletzung von in-• 
dividuellen Freiheitsrechten, wie 

z. B. des „Recht(s) auf Leben, Frei-
heit und Sicherheit der Person“17,
sondern auch die massive Beein-• 
trächtigung sozialer und kulturel-
ler Rechte, die durch Staaten und 
internationale Zusammenarbeit ga-
rantiert werden sollen,18

sowie die Verletzung der Men-• 
schenrechte der dritten Dimension 
wie z. B. des Rechts auf Entwick-
lung19.

Massive Verletzungen von unterschied-
lichen Rechten können eine solche Be-

einträchtigung der Lebensmöglichkei-
ten hervorbringen, dass ein Eingreifen 
nach der Systematik der Menschen-
rechte, in letzter Konsequenz auch 
mit militärischen Mitteln, gerechtfer-
tigt sein kann.20 Also nicht nur die Ver-
letzung der Freiheitsrechte, sondern in 
gleicher Weise auch die Verletzung so-
zialer Rechte etc. können Rechtferti-
gungsgrund sein, ja sie müssten bei 
einer konsequenten systematischen 
Entfaltung einer Theorie der Huma-
nitären Intervention notwendig mit-
bedacht werden.21 Konkret hieße dies, 
dass in ethisch-normativer Perspekti-
ve auch wirtschaftliche Strukturen, die 
etwa. Art. 22 der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte und der da-
rauf basierenden Dokumente und De-
klarationen massiv widersprechen und 

 Die schützenswerten Men-
schenrechte umfassen weit 
mehr als nur die individu-
ellen Freiheitsrechte

Konsistenz- und Kohärenzprinzip lassen sich in Entsprechung zu allgemeinen Argumenta-
tions- und Schlussregeln begründen. Kontinuitäts- und Kollaborationsprinzip können aus 
dem Erfordernis der Wahrhaftigkeit aller Teilnehmerinnen und Teilnehmer an normativen, 
verständigungsorientierten Diskursen abgeleitet werden. Insofern sind je zwei Prinzipien, 
nämlich (a) und (b) dem Bereich der Richtigkeit (praktische Vernunft), (c) und (d) dem Be-
reich der Wahrheit (theoretische Vernunft) sowie (e) und (f) dem Bereich der Wahrhaftigkeit 
(Urteilskraft) zuzuordnen. Dass mit dieser Systematik der Prinzipien auch Applikations-
regeln für andere Kriterien begründet werden können, ist mit systematischen Gründen zu 
vermuten, konnte im Rahmen dieser Untersuchung allerdings nicht überprüft werden.

16 Vgl. z. B. die Konvention über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes vom 
9. Dez. 1948, besonders Art. III. Weiterführend ist das Statut des Internationalen Straf-
gerichtshofes vom 17. Juli 1998, das eine detaillierte Aufstellung iustitiabler „schwers-
ter Verbrechen“ beinhaltet. Durch die Beurteilung einzelner Straftaten in diesem Sinne 
ist allerdings noch kein Urteil darüber abzuleiten, ob eine Intervention als berechtigt an-
gesehen werden kann. Die Rechtsprechung des Internationalen Gerichtshofes (z. B. Bar-
celona Traction Entscheidung) benennt zwar einige Mindeststandards (Verbot von Geno-
zid und Rassendiskriminierung), entwickelt aber auch keine hinreichende Bestimmung. 
Vgl. Walter, 257–261.

17 Art. 3 Allgemeine Erklärung der Menschenrechte vom 10. Dez. 1948; siehe dazu 
den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 19. Dez. 1966. Vgl. 
Riedel 1999, 13–20.

18 Vgl. Art. 22 AllgErklMenschenR und den Internationalen Pakt über die wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen Rechte vom 19. Dez. 1966. Vgl. Riedel ebd.

19 Z. B. Erklärung zum Recht auf Entwicklung. Resolution 41/128 der Generalversamm-
lung vom 4. Dezember 1986. Vgl. Riedel 1999, 24–29 und besonders Riedel 1989, 9–21. 
Die normative Geltung der Menschenrechte der zweiten und dritten Dimension ist insbe-
sondere dann plausibel, wenn sie das Prinzip der internationalen Verteilungsgerechtig-
keit zur Geltung bringen.

20 Hier wird relevant, dass die verschiedenen Dimensionen der Menschenrechte nicht 
immer nur in einem Komplementaritätsverhältnis, sondern auch in Konkurrenz zueinan-
der stehen können. Vgl. Hoffmann, 14.

21 Dieses in ethischer Perspektive vertretene weite Menschenrechtsverständnis geht 
über die kantianisch-liberale Auffassung einer strengen Bezogenheit von Menschenrech-
ten und Volkssouveränität hinaus, indem es in Anspruch nimmt, dass die transnational 
institutionalisierte Zuschreibung von Rechten notwendig das Prinzip der internationalen 
Verteilungsgerechtigkeit inkorporieren und zur Geltung bringen muss (vgl. Art. 25 u. 28 
AllgErklMenschenR). M. E. ist genau dies der systematische Ort, an dem das Prinzip inter-
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die zu Unterentwicklung, Ausbeutung, 
Verelendung und Verhungern22 führen, 
causa iusta für ein Tätigwerden nach 
dem Nothilfe- und erga omnes-Prin-
zip wären. Auch wenn die rechtlichen 
Instrumente zur Implementierung und 
Überwachung der Menschenrechte der 
zweiten und dritten Dimension bislang 
weniger weit entwickelt sind als die-
jenigen, die sich auf die individuellen 
Freiheitsrechte beziehen, so gilt doch:23 
Menschenrechte sind universal gültig 
und unteilbar. Die einzelnen Staaten 
dürfen sich nicht diejenigen Rechte he-
rauspicken, die ihnen gefallen, und die 
restlichen missachten – so wie einige 
arme Länder die Bedeutung von staats-
bürgerlichen und politischen Rechten 
und einige reiche Länder die Bedeu-
tung von wirtschaftlichen und sozia-
len Rechten herunterspielen (vgl. Gal-
tung, 95).

b) Konsensprinzip
Notwendig ist ein umfassender Kon-
sens in der Staatengemeinschaft. Un-
abhängig davon, welche Staaten dann 
tatsächlich in einen Konfl ikt einzugrei-
fen willens und in der Lage sind, sollte 
innerhalb der Staatengemeinschaft ein 
möglichst umfassender Konsens da-
rüber bestehen, dass monierte Men-
schenrechtsverletzungen ein Ausmaß 
angenommen haben, das ein Eingrei-
fen rechtfertigt bzw. nahe legt. Dies 
ist einerseits notwendig, um möglichst 
weitgehend auszuschließen, dass un-
ter dem Vorwand einer Humanitären 
Intervention einzelne bzw. verbündete 
Staaten in ihrem eigenen Interesse in 
einen dritten Staat eingreifen.24 Ande-
rerseits kann nur so sichergestellt wer-
den, dass durch eine Intervention keine 
Gegenintervention provoziert wird, die 
den Konfl ikt verschärft und eskaliert.

In der derzeit vorhandenen interna-
tionalen Institutionenordnung könn-
ten der Sicherheitsrat und ggf. ersatz-
weise die Generalversammlung der 
Vereinten Nationen oder die entspre-
chenden Strukturen von Regionalorga-
nisationen Organe der Konsensfi ndung 
sein (vgl. Schorlemmer). Auch wenn 

diese Institutionenstruktur noch nicht 
als optimal angesehen werden kann, 
ist nicht erkennbar, wie außerhalb die-
ser Struktur ein geordneter Konsens 
zustande kommen könnte. Von daher 
sind unilaterale oder in Gruppen ver-
bündeter Staaten vorgenommene Fest-
stellungen über das Vorhandensein 
von Rechtfertigungsgründen nicht als 
befriedigend anzusehen.

c) Konsistenzprinzip
Die Beurteilung eines bestimmten 
Falles muss in sich widerspruchsfrei 
sein. Die Konsistenz der Beurteilung, 
ob Menschenrechtsverletzungen eine 
causa iusta darstellen, lässt sich an 
einigen Indikatoren überprüfen: Zu-
nächst wird man fragen können, ob 
die Staaten, die nun eine Situation als 
so schwerwiegend ansehen, dass sie 
eine Intervention rechtfertigte, in der 
Beurteilung insofern konsistent sind, 
dass sie selber nicht zur Eskalation 
beigetragen haben, z. B. durch militä-
risches Training oder Waffenexporte. 
Noch weitergehender wäre die Frage, 
ob ausreichend nicht-militärische Mit-
tel der Konfl iktlösung zum Einsatz ka-
men.25 Die Beurteilenden dürfen nicht 
Teil des Problems sein. Das wäre in-
konsistent.

Ein weiterer Indikator ist die Be-
handlung von Flüchtlingen aus dem 
Gebiet, das Ziel einer Intervention wer-
den soll. In der Regel zeichnet sich 
die Eskalation in einem Krisengebiet 
schon einige Zeit vorher ab, so dass 
Menschen, welche die Möglichkeit da-
zu haben, aus den Krisengebieten fl ie-
hen. Das Handeln der Staatengemein-
schaft bzw. einzelner Staaten ihnen 
gegenüber kann als Indikator herange-
zogen werden. Wird solchen Flüchtlin-
gen der Status als Bürgerkriegsfl ücht-
ling bzw. politisches Asyl verweigert, 
wäre es inkonsistent, die Situation in 
einem Land als so katastrophal anzu-
sehen, dass man militärisch interve-
nieren müsste.

Schließlich kann als Indikator das 
eigene staatliche Handeln bzw. die ei-
gene Rechtsordnung der beurteilenden 
Staaten herangezogen werden. Werden 
solche Aktionen bzw. Tatbestände, die 
nach Beurteilung dieser Staaten eine 
Intervention rechtfertigen, von diesen 
selbst konsequent vermieden bzw. in 
ihrem Rechtswesen auch konsequent 
geahndet? Man könnte wohl schlecht 
eine Humanitäre Intervention damit 
rechtfertigen, dass in einem Land men-
schenrechtswidrig die Todesstrafe voll-
zogen wird, während in Teilen der in-
tervenierenden Länder dies ebenfalls 
praktiziert wird.

nationaler Verteilungsgerechtigkeit, also eine kosmopolitische Perspektive, als regulatives 
Prinzip in einen liberal-institutionalistischen Ansatz eingeschrieben werden muss.

22 Zur allgemeinen Begründung ethischer Pfl ichten gegenüber Hungernden vgl. grund-
legend Singer, 229–243. Die grundsätzliche Bedeutung des Nord-Süd-Konfl ikts für ius ad 
bellum-Überlegungen betont Hehir 1992, 246–248.

23 Vgl. zu den unterschiedlichen Regimen Riedel 1999, 17–20. Obwohl Huber den 
Rechtsstatus der Menschenrechte der dritten Dimension als problematisch ansieht, weist 
er auf die normative Notwendigkeit der „Freiheit von Not“ als Voraussetzung der Verwirk-
lichung von Menschenrechten hin (Huber, 385 f.).

24 Den Zusammenhang von kollektiver Entscheidungsfi ndung und Vermeidung von 
Missbrauch betont im Hinblick auf die Funktion des Sicherheitsrates Walter, 253. Selbst 
ohne Mandat des Sicherheitsrates böte eine konsensuelle Entscheidung in einer Regional-
organisation ein Mindestmaß an Verfahrensschutz (vgl. ebd., 261 f.). Auch Johnson mißt 
dem Aspekt des Konsenses bei Humanitären Interventionen besondere Bedeutung bei, 
auch wenn er im Extremfall unilaterale Interventionen für rechtfertigungsfähig hält (vgl. 
Johnson, 109). Ähnlich auch Delbrück, 24. Hehir weist auf den Zusammenhang hin, dass 
bei einer Ausweitung der Gründe, die als Rechtfertigung für eine Humanitäre Interven-
tion angesehen werden, über einen multilateralen Entscheidungsprozeß Missbrauch ver-
mieden werden muss (Hehir 1995, 1–13).

25 Gegen Meggle 2000, 158, der bestreitet, dass für die moralische Beurteilung die Vor-
geschichte relevant sei.
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d) Kohärenzprinzip
Die Beurteilung muss nicht nur durch 
die Beurteilenden konsistent erfolgen, 
sondern auch in Zusammenhang ste-
hen mit anderen Fällen, also ähnlich 
erfolgen wie in ähnlichen Fällen. Das 
Urteil darüber, ob eine bestimmte mas-
sive Menschenrechtsverletzung in ei-
nem konkreten Fall in der Schwere 
vorliegt, dass sie eine militärische In-
tervention rechtfertigt bzw. notwen-
dig macht, kann nicht losgelöst von 
anderen solchen Urteilen bzw. Szena-
rien erfolgen. Mutatis mutandis muss 
Gleiches gleich und Ungleiches un-
gleich behandelt werden.26 Dies heißt 
allerdings nicht, dass, wenn in einem 
ähnlichen Fall nicht eingegriffen wur-
de, die zu beurteilende Situation auto-
matisch nicht als ausreichender Grund 
angesehen werden kann. Möglicher-
weise ist in diesem ähnlichen Fall des-
halb nicht eingegriffen worden, weil 
andere Kriterien der Theorie des legi-
timen Einsatzes von Gewalt nicht er-
füllt waren, z. B. die Aussicht auf Er-
folg oder die Verhältnismäßigkeit der 
Güter.

e) Kontinuitätsprinzip
Die an einer Humanitären Intervention 
beteiligten Staaten müssen durch ihr 
früheres Handeln Gewähr dafür bieten, 
dass sie nicht vorwiegend aus eigenen 
Interessen agieren und das Humanitä-
re Völkerrecht achten.

f) Kollaborationsprinzip
Möglichst viele Staaten müssen zu-
sammenarbeiten. Die Beurteilung soll-
te nicht nur im Konsens erfolgen, son-
dern es sollten auch möglichst mehrere 
Staaten an der Einleitung und Durch-
führung von Maßnahmen, bis hin zu 
militärischen Interventionen, beteiligt 
sein.27

Dies hat zum einen den Grund, dass • 
somit die Verfolgung einseitiger In-
teressen bei der praktischen Um-
setzung schon im Vorfeld militäri-
scher Maßnahmen ausgeschlossen 
werden kann.

Zum anderen ist auf diese Weise • 
gewährleistet, dass die Gefahr der 
Eskalation minimiert wird.
Drittens wird ein konsensuelles • 
Urteil dadurch bekräftigt, dass die 
entsprechenden Staaten auch bereit 
sind, die Konsequenzen aus ihrem 
Urteil zu ziehen.
Viertens ist durch das Kollabora-• 
tionsprinzip garantiert, dass die 
umfassende Abwägung der Infor-
mationen über die Situation und 
die Strategie des Vorgehens, ins-
besondere die Erwägung nichtmi-
litärischer Mittel, nicht aus einer 
einseitigen Perspektive betrieben 
werden.

Fünftens kann auf diese Weise bei • 
der Durchführung einer Interven-
tion auch eine wechselseitige Kon-
trolle hinsichtlich der strikten Ein-
haltung des ius in bello ausgeübt 
werden (vgl. Oeter, 53–56).

Fazit

Durch die Erfahrungen der letzten be-
waffneten Konfl ikte, sei es im Rahmen 
von Humanitären Interventionen, sei 
es im Rahmen von formal friedens-
erhaltenden bzw. erzwingenden Man-
daten, sind die westlichen Länder ge-
genwärtig wohl eher zurückhaltend, in 
Krisengebiete militärisch zu interve-
nieren. Gleichwohl bleibt die ethische 
Herausforderung und wird angesichts 
der afrikanischen Krisengebiete wohl 
auch nicht schnell von der Agenda 
verschwinden. In diesem Beitrag ha-
be ich versucht, im Rahmen des be-
stehenden Völkerrechts und mit Rück-
griff auf die Tradition des gerechten 
Krieges ergänzende normative Kriteri-
en (Prinzipien) zu entwickeln, die zur 
Urteilsbildung herangezogen werden 
können bei der Prüfung der Legitimi-
tät der Anwendung militärischer Ge-
walt aus humanitären Gründen. Da-
bei sind andere Aspekte, die bei der 
Problematik Humanitärer Interventio-
nen bedacht werden müssen, wie et-
wa das Selbstbestimmungsrecht, nicht 
nur in juristischer, sondern auch in po-
litisch-pädagogischer Perspektive un-
berücksichtigt geblieben. Gleichwohl 
hoffe ich, dass durch diese Konzentra-
tion die Debatte über die Möglichkeit 
und Gestalt normativer Kriterien, mit 
denen militärische Gewalt an norma-
tive Ordnungen gebunden werden soll, 
angeregt wird.

26 Die Vergleichbarkeit könnte wohl nur über eine differenzierte Kasuistik gewährleis-
tet werden. Vgl. Senghaas 2000, 111 sowie ders. 1993, 435–443.

27 Solche Multilateralität darf freilich nicht zur operativen Handlungsunfähigkeit füh-
ren. Deshalb ist der Aufbau multilateraler Eingreifstrukturen unter dem Dach der UN not-
wendig. Da die operativen Probleme der UN bekannt sind, muss „unter dem Dach der UN“ 
nicht heißen, dass diese Strukturen Teil der UN-Bürokratie sein müssen.
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Aufbau politischer Institutionen

Anlass für die Intervention in Afgha-
nistan waren die Terroranschläge vom 
11. September 2001. So war es das zen-
trale Ziel der Coalition against Terro-
rism, über eine Intervention in Afgha-
nistan das terroristische Netzwerk von 
al-Qaida zu zerschlagen, dem die Ta-
liban auf dem von ihnen kontrollier-
ten Territorium Gastfreundschaft und 

Bewegungsfreiheit gewährt hatten. 
Zur Legitimation der Intervention trat 
jedoch bereits in den direkten Nach-
wirkungen des 11. September ein ide-
alpolitisches Moment zu dem sicher-
heitspolitisch geleiteten Motiv hinzu. 
Der Taliban-Herrschaft wurde politi-
sche Legitimität abgesprochen, und 
die Intervention in Afghanistan wur-

Staatsaufbau 
durch  Intervention
Das Beispiel Afghanistan

Internationale Interventionen haben in den letzten 15 Jahren ihren Ausnahmestatus 
verloren. Am Beispiel der Intervention in Afghanistan seit 2001 sollen Konzepte und 
Dynamiken des Eingreifens der internationalen Gemeinschaft in Bezug auf das Ziel 
des Staatsaufbaus untersucht werden. Der Auftrieb, den das Paradigma des Staats-
aufbaus im Falle Afghanistans erst seit 2006 erhalten hat, ist auf Lernprozesse auf 
Seiten der Interventionskräfte zurückzuführen. Die ursprüngliche Motivation für die 
Intervention ist eher in einer pragmatischen Zielvorgabe, nämlich der Terrorismus-
bekämpfung unmittelbar nach dem 11. September 2001, zu suchen. Gleichzeitig be-
einfl ussen der Wunsch nach Stabilität sowie das Konzept der langfristigen Friedens-
schaffung durch Demokratisierung die Beweggründe für die Intervention stark. Der 
Beitrag beleuchtet daher die Rolle, die der Staatsaufbau im Dreieck der Zielvorstel-
lungen von Terrorbekämpfung, demokratischem Frieden und Stabilität einnimmt.Katja MielkeConrad Schetter

Interventionen in Afghanistan

Der Aufbau von Staatlichkeit kam in 
Afghanistan zu keinem Zeitpunkt über 
einen embryonalen Status hinaus. So 
war bereits Ende des 19. Jahrhunderts 
die Entstehung Afghanistans als Na-
tionalstaat eher Ergebnis einer will-
kürlichen Grenzfi xierung durch die 
Kolonialmächte Britisch Indien und 
Russland als einer politischen Gene-
se. Da den afghanischen Herrschern in 
der Folgezeit die Ressourcen für den 
Aufbau staatlicher Strukturen fehl-
ten, vermochten es die verschiedenen 
Stämme und lokalen Notablen, ih-
re Unabhängigkeit zu bewahren. So 
war der Staat kaum in der Lage, Ter-
ritorium, Bevölkerung, Administra-
tion und Gewaltmonopol in eine de-
ckungsgleiche Beziehung zueinander 
zu bringen; Herrschaft wurde nach wie 
vor über Klientel- und Netzwerkbezie-
hungen einfl ussreicher Familien aus-
geübt. Der Afghanistankrieg ab 1979 
zerstörte zudem die wenigen zaghaft 
aufgebauten staatlichen Strukturen. 

Neben der nahezu kompletten physi-
schen Abtragung der staatlichen Inf-
rastruktur ist vor allem die weitgehen-
de Erosion der staatlichen Ordnung zu 
nennen. Gerade in den Kernbereichen 
„Sicherheit“, „administrativ-politische 
Ordnung“ und „Wirtschaft“ dominier-
ten nun „Kriegsfürsten“, „Klientelnetz-
werke“ und „Gewaltökonomien“. Die-
se seither vorherrschenden Phänomene 
stehen in einer engen, sich gegenseitig 
abstützenden Interdependenz zueinan-
der und umreißen die gegenwärtige 
gesellschaftliche Ordnung.

Vor dem Hintergrund dieser Staats-
ferne der afghanischen Gesellschaft 
stellt sich die Frage, welche Rolle die 
Intervention, die seit 2001 vonstatten 
geht, dem Aufbau von Staatlichkeit 
beimisst. Das Einwirken der genann-
ten unterschiedlichen Ansätze auf den 
Staatsaufbau soll im Folgenden unter 
Bezugnahme auf die politische, mili-
tärische und zivile Dimension der In-
tervention überprüft werden.
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de auch damit begründet, dass hierü-
ber ein Menschenrechte verachtendes 
Terrorregime beseitigt und die Demo-
kratisierung Afghanistans eingeleitet 
werden könne. Gerade vor der Her-
aufbeschwörung des „Kampfes der 
Kulturen“ infolge des 11. Septembers 
sollte die Intervention in Afghanistan 
verdeutlichen, dass islamische Werte-
vorstellungen durchaus mit einer de-
mokratischen Ordnung in Einklang 
gebracht werden können (Wimmer & 
Schetter, 2003). Mit der Petersberger 
Konferenz (30.11.-05.12.2001) fand 
das Paradigma des politischen System-
wandels Eingang in die Road Map, die 
Präsidentschafts- und Parlamentswah-
len als Schlüsselelemente für den po-
litischen Wiederaufbau vorsah. Über 
diese Koppelung westlicher Sicher-
heitsinteressen an die Einführung ei-
ner demokratischen politischen Ord-
nung konnte zudem eine breite Allianz 
von Staaten und zivilgesellschaftli-
chen Akteuren für die Intervention in 
Afghanistan gewonnen werden. Diese 
umfassende Koalition stellte eine ein-
malig günstige Ausgangslage für eine 
Intervention dar, da Vetoplayer nicht 
offen in Erscheinung traten.

Aufgrund der Zielvision ‚Frieden 
durch Demokratie‘ rangierte die Insti-
tutionalisierung demokratischer Ele-
mente – Verfassung und Wahlen – weit 
oben auf der Agenda der internatio-
nalen Gemeinschaft. Ausgangspunkt 
für diese Prioritätensetzung war die 
Annahme, dass mit der Institutio-
nalisierung formaler demokratischer 
Strukturen eine demokratische poli-
tische Kultur entstehe, die langfristig 
friedliche Konfl iktaustragungsmecha-
nismen im Innern sowie nach Außen 
hervorbringen werde. Allein aufgrund 
der Demokratisierungsrückschläge in 
der ehemaligen Sowjetunion sowie 
der frozen confl ict-Situationen (ein-
gefrorene Konfl ikte) an anderen In-
terventionsschauplätzen (z. B. Bosni-
en, Kongo) hätten den internationalen 
Akteuren jedoch die Komplexität und 
die Schwierigkeiten bei der Einlösung 
des „Demokratieversprechens“ im Fal-

le Afghanistans klar sein müssen. So 
fehlten in der afghanischen Gesell-
schaft aufgrund von Klientelstruktu-
ren und mangelnder Staatlichkeit die 
notwendigen Voraussetzungen für die 
Etablierung eines funktionierenden de-
mokratischen Systems. Das gleichzei-
tige Primat der Durchsetzung von Si-
cherheitsinteressen, das sich in der 
Bekämpfung von „Terroristen“ sowie 
im kurzfristigen Anstreben von Sta-
bilität niederschlug, wirkte sich zu-
dem kontraproduktiv auf das Demo-
kratisierungsvorhaben aus. So sah der 
politische Prozess die Einbindung al-
ler relevanten Akteure – Kriegsfürsten, 
Stammesführer, religiöse Würdenträger 
und Technokraten – vor, um ein Min-
destmaß an Stabilität zu erreichen.

Im Verlauf des Friedensprozesses 
obsiegten bei jeder Etappe letztlich 
pragmatische Entscheidungen über 
demokratische Prinzipien. Das stets 
wiederholte Argument: Man wolle den 
Erfolg des politischen Prozesses nicht 
gefährden. So nahmen die USA bereits 
im Vorfeld der Emergency Loya Jir-
ga (Außerordentliche Große Ratsver-
sammlung) im Frühjahr 2002 über ih-
ren Sondergesandten Zalmay Khalilzad 
gehörigen Einfl uss auf die politische 
Agenda, indem dieser recht offensicht-
lich durchsetzte, dass der ehemalige 
König Zahir Schah seine Ambitionen 
auf ein staatstragendes Amt aufgab. 
Damit konnte Hamid Karzai im Juni 
aufgrund mangelnder Konkurrenz von 
den Delegierten der Emergency Loya 
Jirga nahezu einstimmig zum Über-
gangspräsidenten gewählt werden. 
Auch die Versammlung selbst wurde 
von Bestechungen, Repressionen und 
Attentaten überschattet. Die Consti-
tutional Loya Jirga (Verfassungsge-
bende Große Ratsversammlung) vom 
14.12.2003 bis 04.01.2004) verlief ähn-
lich. Erneut bildete nicht die Versamm-

lung das Plenum für die Diskussion um 
den Verfassungsentwurf und die Ent-
scheidungsfi ndungen, vielmehr wur-
de die Verfassung von wenigen ein-
fl ussreichen Akteuren im Vorfeld und 
hinter verschlossenen Türen ausge-
handelt. Karzai verkündete die Verab-
schiedung der neuen Verfassung, oh-
ne dass über diese abgestimmt wurde. 
Beide Loya-Jirga-Prozesse haben ver-
deutlicht, dass eine Entscheidungsfi n-
dung und deren Akzeptanz nur über 
die Konsultation und Einbeziehung der 
Macht habenden Elite erfolgte. Auf-
grund des weitgehenden Fehlens par-
teipolitischer Strukturen war die Zu-
sammensetzung der Delegierten zudem 
zu heterogen, um Entscheidungen über 
einen offenen, im Plenum geführten 
Willensprozess herbeizuführen. Daher 
konnten hochgesteckte parlamentari-
sche, partizipative Erwartungen, die 
einige Teilnehmer an beide Loya Jir-
gas geknüpft hatten, nicht eingelöst 
werden.

Die Parlaments- und Präsident-
schaftswahlen führten diese Ausheb-
lung demokratischer Prinzipien fort. 
Während bei den beiden Loya Jirgas 
der Einbindung der Eliten gegenüber 
der Beachtung demokratischer Struk-
turen Priorität eingeräumt wurde, war 
es bei beiden Wahlen die formal er-
folgreiche Durchführung der Wahlpro-

zesse, die über die Beachtung demo-
kratischer Regeln obsiegte. Als bei der 
Einschreibung in die Wahlregister im 
Frühjahr 2004 die erwünschten Ergeb-
nisse ausblieben, setze die aus afgha-
nischen und internationalen Experten 
zusammengesetzte Wahlkommission 
grundlegende Kontrollmechanismen 
außer Kraft: So wurden Wähler nicht 
mehr nach einem Identifi kationsdoku-
ment gefragt, wurde das Mindestalter 
nicht mehr berücksichtigt und spielte 
auch keine Rolle mehr, wo und wie oft 
man sich registrieren ließ. Die Wähler-

 In Afghanistan feh-
len bisher wichtige 
Voraus setzungen zur 
 Demokra tisierung

 Bei den Wahlen wurden 
grundlegende demokra-
tische Regeln verletzt
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Militärische Intervention

Die militärische Intervention, die am 
7. Oktober 2001 unter Federführung 
der USA begann, kann zweifelsohne 
als Auftakt für einen Quantensprung 
in der Intensität der Interventionsbe-
reitschaft der internationalen Gemein-
schaft in Afghanistan gewertet werden. 
Formal wurde die Legitimität hierfür 
durch den Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen (VN) mit der Resolution 1373 
gegeben, die den USA das Recht auf 
Selbstverteidigung zugestand. Dement-
sprechend war die Operation Enduring 
Feedom (OEF) zunächst auf die Zerstö-
rung terroristischer Basen ausgerichtet, 
und sie wurde parallel zum politischen 
Diskurs über die Unrechtmäßigkeit der 
Taliban-Herrschaft auf die Beseitigung 
des Taliban-Regimes als „Gastgeber“ 
von al-Qaida ausgedehnt.

Mit dem Sturz der Taliban führ-
ten die Interventionisten parallel zwei 
grundverschiedene Militäreinsätze in 
Afghanistan durch, die zwei unter-

schiedliche Paradigmen bedienten: 
Auf der einen Seite waren v. a. US-
Streitkräfte seit Herbst 2001 im Rah-
men von OEF bemüht, das gesamte 
Land nach Taliban und al-Qaida-Mit-
gliedern zu durchforsten. OEF ist da-

her vor allem Ausdruck des Selbst-
verteidigungswillens der USA. Auf 
der anderen Seite sollten internatio-
nale Truppen unter NATO-Kommando 
als International Security Assistance 
Force (ISAF) für ein sicheres Umfeld 
für den humanitär-zivilen und poli-
tischen Wiederaufbau sorgen. Damit 
wurde ISAF für eine ganze Reihe von 
Aufgaben verantwortlich gemacht, die 

registrierung lag in einigen Provin-
zen bis zu über 40 % über den Zahlen 
der angenommenen Wahlbevölkerung; 
in einigen Wahldistrikten stellten Ju-
gendliche, die gar nicht wahlberech-
tigt waren, gar das Gros der Wähler 
(Reyolds & Wilder 2004). Zudem war 
die Stimmenauszählung weit mehr 
davon geprägt, ein vorzeigbares Er-
gebnis zu präsentieren, als den Richt-
linien einer regulären Wahl zu folgen. 
Wären OECD-Maßstäbe angelegt wor-
den, wären in beiden Wahlen wohl 
90 % der Stimmen ungültig gewesen; 
so aber lag die von der Wahlkom-
mission bereits im Voraus ausgege-
bene Schmerzgrenze der ungültigen 
Stimmen bei 10 %. Hinzu kommt, dass 
die USA sowie Karzai selbst bereits 
im Vorfeld der Wahlen diverse Steue-
rungselemente in den politischen Ab-
lauf um die Wahlen verankert hatten, 
um Karzais Wahl mit mehr als 50 % 
der abgegebenen Stimmen sicherzu-
stellen (ICG 2004).

Die Präsidentschafts- und die Par-
lamentswahlen verstärkten daher nicht 
das Vertrauen der Bevölkerung in de-
mokratische Strukturen, sondern sie 
bewirkten das genaue Gegenteil: Be-
reits bei der Präsidentschaftswahl zeig-
ten sich große Teile der modernen, ur-
banen Elite von dem Wahlprozedere 
enttäuscht und gingen erst gar nicht 
zur Wahl. Bei den Parlamentswahlen 
sackte die Wahlbeteiligung auf knapp 
50 % (JEMB 2005). Demokratische 
Prinzipien – von der internationalen 
Gemeinschaft auf die formale Abhal-
tung von Wahlen reduziert – verlo-
ren damit in den Augen der Bevölke-
rung ihre Glaubwürdigkeit. So wurde 
mehr Wert auf die Einhaltung enger 
Zeitpläne und die formale Komplettie-
rung von Ergebnissen eines als „demo-
kratisch“ deklarierten Prozesses gelegt 
als auf die nachhaltige Verankerung 
demokratischer Prinzipien und Betei-
ligungsmöglichkeiten in der Gesell-
schaft selbst.

von der Herstellung physischer Sicher-
heit bis hin zur Unterstützung von De-
mokratisierungsbemühungen und dem 
Aufbau staatlicher Strukturen reichen. 
Die Ausfüllung dieses Mandats – ge-
rade bei widersprechenden Zielvorga-
ben – wurde den einzelnen Provincial 
Reconstruction Teams (PRTs) überlas-
sen, die ISAF im ganzen Land unter-
hielt. Seit 2006 fi ndet eine Engführung 
von OEF und ISAF unter NATO-Kom-
mando statt. So wurde ISAF über das 
PRT-Modell auf das ganze Land aus-
gedehnt und OEF-Einheiten in ISAF 
inkorporiert. Das Verhältnis von OEF- 
zu ISAF-Soldaten, das bis 2006 etwa 
30 000 Mann zu 10 000 Mann betrug, 
kehrte sich nun um. Hiermit gingen die 
Zielsetzungen und operativen Struktu-
ren von OEF verstärkt auf ISAF über. 
Damit steht ISAF seit 2006 im Kampf 
gegen die Taliban an vorderster Front. 
Dieser Wandel zeichnet auch für die 
Zerreißprobe in der NATO verantwort-
lich. Während nun ISAF in Süd- und 
Südostafghanistan in vorderster Front 
der Terrorismusbekämpfung steht, hal-
ten die Deutschen im Norden des Lan-
des am Wiederaufbauparadigma fest.

Für den Aufbau von Staatlichkeit 
haben die militärischen Interventio-
nen unterschiedliche Beiträge leisten 
können: Vor allem in Nordafghanis-
tan führte die ISAF-Präsenz dazu, dass 
in der Öffentlichkeit kaum noch Waf-
fen gezeigt werden, die Zahl illega-
ler Checkpoints rückgängig ist und die 
Konfl ikte zwischen lokalen Komman-
deuren seltener gewaltsam ausgetra-
gen werden. Auch die Absetzung Is-
mail Khans, des „Emirs von Herat“, 
im September 2004 war nur durch die 
Präsenz des US-Militärs möglich. So 
trägt die bloße Anwesenheit des aus-
ländischen Militärs vielerorts dazu bei, 
dass sich der Sicherheitsgrad der Zi-
vilbevölkerung verbessert hat, Gewalt 
seltener in offene Kämpfe eskaliert und 
der Handlungsspielraum der afghani-
schen Regierung erweitert wurde. In 
Süd- und Südostafghanistan dagegen 
bedingte zunächst der OEF-Einsatz 
und bedingt gegenwärtig der ISAF-

 Das gleichzeitige 
 Anstreben der Ziele 
 Terrorismusbekämpfung 
und Wiederaufbau birgt 
einen Widerspruch
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Zivil-humanitäre Intervention

Die zivile Intervention konzentrierte 
sich in den ersten Monaten nach dem 
Zusammenbruch der Taliban-Herr-
schaft auf die Intensivierung huma-
nitärer Hilfeleistungen, um drohende 
Hungersnöte und Nahrungsmitteleng-
pässe im Zusammenhang mit dem 
militärischen Eingriff zu verhindern. 

Bereits 2002 ging die humanitäre In-
tervention in konkrete Entwicklungs- 
und Wiederaufbaumaßnahmen über, 
wobei von Beginn an eine Koordinie-
rung der Geber und Durchführungs-
organisationen sowie die Ausarbei-
tung eines Zeitplans im Blickpunkt 
standen.

Einsatz eine Eskalation der Gewalt. 
Hier wurde während der OEF-Militä-
roperationen bewusst die Konfronta-
tion mit den Taliban gesucht. Das hat 
bis heute negative Auswirkungen auf 
die Stabilisierung der Region, wie sie 
das ISAF-Mandat anstrebt. Die Bevöl-
kerung ist kaum in der Lage, zwischen 
OEF und ISAF-Truppen und -Mandat 
zu unterscheiden, so dass die Interven-
tionskräfte pauschal als Besatzer und 
Sicherheitsbedrohung wahrgenommen 
werden. Die gleich lautende Taliban-
Rhetorik verstärkt das Misstrauen der 
Bevölkerung zusätzlich.

Schließlich haben die militärischen 
Interventionen die herrschenden Ge-
waltstrukturen gestärkt. So war OEF 
im Kampf gegen die Taliban und al-
Qaida auf die Zusammenarbeit mit lo-
kalen Milizen und Kriegsfürsten ange-
wiesen. Anfang 2002 sollen die USA 

Sold und Waffen für etwa 50 000 Af-
ghanen bereitgestellt haben, und zwar 
für weit bessere Konditionen als die 
afghanische Nationalarmee (ANA) sie 
zu bieten hatte. Auch die PRTs, die 
teilweise kaum mehr als einhundert 
Soldaten umfassen, gingen zu ihrem 
Selbstschutz Allianzen mit örtlichen 
Machthabern ein. So beeinträchtig-
ten das interessengeleitete Primat des 
„Anti-Terrorkampfes“ wie auch die 

eigenen Sicherheitsbedürfnisse der 
NATO-Truppen die Herstellung eines 
staatlichen Gewaltmonopols. Zudem 
konnten Demobilisierungsprogramme 
der Milizen nicht konsequent durch-
geführt werden, da verschiedene loka-
le Machthaber, die die internationalen 
Truppen für die Aufrechterhaltung der 
Sicherheit als wichtig erachteten, ge-
schont wurden (Thruelsen 2006).

Trotz dieser Eigeninteressen erach-
teten die internationalen Akteure den 
Aufbau eines staatlichen Gewaltmo-
nopols zunehmend als wichtig. Beson-
ders mit der wachsenden Ungeduld in 
den NATO-Staaten und der Forderung 
nach einer Exit-Strategie wurde der 
Aufbau staatlicher Gewaltorgane als 
zentrale Aufgabe der Intervention in 
den Vordergrund gerückt. So knüpfte 
die Bundesregierung in ihrer Afghanis-
tan-Strategie von 2007 ihre militäri-
sche Präsenz unmittelbar an den Auf-
bau eines staatlichen Gewaltmonopols. 
Ohnehin ist es neben den USA vor al-
lem Deutschland, das sich bereits seit 
2002 beim Aufbau staatlicher Sicher-
heitskräfte engagiert. Hier erwies sich – 
nach anfänglichen Schwierigkeiten – 
v. a. der von den USA durchgeführte 
Aufbau der afghanischen Armee, die 
gegenwärtig rund 40 000 Mann um-
fasst, als vergleichsweise erfolgreich. 
Dagegen gestaltet sich der unter Feder-
führung von Deutschland (2002–2007) 
und EUPOL (seit 2007) angegangene 
Polizeiaufbau bislang äußerst schlep-
pend, da gerade in den ersten Jahren 
nicht ausreichend Ressourcen und Per-
sonal hierfür vorgesehen waren (Glass-
ner & Schetter 2007).

Bis 2006 herrschte im internatio-
nalen Diskurs um die zivil-humani-
täre Intervention in Afghanistan der 
eher technokratische Begriff „Wie-
deraufbau“ vor, während der Termi-
nus „Staatsaufbau“ vermieden  wurde. 
So wehrte sich die US-Regierung 
bis Mitte 2003 vehement gegen ei-
nen  nation-building-Ansatz, der auch 
Maßnahmen zum Staatsaufbau ein-
geschlossen hätte. Gleichzeitig gin-
gen sämtlichen Strategien und Kon-
zepte, die seit 2001 von den großen 
Entwicklungsinstitutionen wie auch 
von afghanischer Seite vorgelegt wur-
den, davon aus, die afghanische Ge-
sellschaft und den afghanischen Staat 
ganzheitlich erfassen zu wollen. Dieser 
holistische (allumfassende) Ansatz ist 
in enger Verbindung mit dem demo-
kratisch-partizipativen Entwicklungs-
paradigma zu sehen, das einer Staats-
zentrierung und Fokussierung auf den 
Aufbau administrativer Strukturen ent-
gegensteht. Was vollends fehlte, waren 
eine Prioritätensetzung und Überle-

gungen zur zeitlichen Abfolge; viel-
mehr wurden die Wiederaufbaukon-
zepte von dem Gedanken beherrscht, 
dass alles gleichzeitig gemacht wer-
den und alles Gute zusammen kom-
men müsse. Diesen Ansatz brachte der 
US-Botschafter Zalmay Khalilzad auf 
den Punkt: „Afghanistan muss gleich-
zeitig krabbeln, stehen und laufen ler-
nen“ (Ladurner 2004).

Der Aufbau staatlicher Institutio-
nen wurde erstmals mit dem umfas-
senden Entwicklungsprogramm Af-
ghan Compact, das am 1. Februar 
2006 in London verabschiedet wurde, 
in den Vordergrund gerückt. In den da-
vor liegenden ersten vier Jahren nach 
dem Sturz der Taliban war der Aufbau 
von Regierungsstrukturen vernachläs-
sigt worden. In dieser Zeit wurde nur 
ein Bruchteil der Wiederaufbaugelder 
über den afghanischen Staat kanali-

 Die militärischen Inter-
ventionen haben alte 
Gewaltstrukturen gestärkt 
und erschweren die Aus-
bildung eines staatlichen 
 Gewaltmonopols

 Es fehlte ein realistischer 
Zeitplan und die Fest-
legung von Prioritäten
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Da dem afghanischen Staat in der 
Stunde Null nach dem Fall der Tali-
ban die Institutionen und Kapazitäten 
fehlten, Wohlfahrtsaufgaben und ei-
ne Grundsicherung der Bevölkerung zu 
übernehmen, waren es vor allem Nicht-
Regierungsorganisationen (NROs) und 
UN-Organisationen, die Entwicklungs-
projekte durchführten und eine huma-
nitäre Notversorgung der Bevölkerung 
sicherstellten. Die internationalen Or-
ganisationen bemühten sich, entspre-
chend der herrschenden Entwicklungs-
paradigmen, lokale NROs, die seit 2002 

wie Pilze aus dem Boden schossen, als 
Durchführungs- und Implementie-
rungsagenturen zu gewinnen. Schät-
zungen von 2003 geben die Zahl der 
nationalen und internationalen NROs 
in Afghanistan mit über 1000 an, von 
denen weit über 800 in Kabul ansäs-
sig sind. Viele internationale Organi-
sationen mussten jedoch schnell erfah-

siert. Auch wurde die marode staatliche 
Verwaltung selbst kaum als zentrales 
Entwicklungsprojekt wahrgenommen. 

Diese Politik führte dazu, dass die Ge-
ber und ihre Vorfeldorganisationen di-
rekt operativ tätig wurden. Dieser Zu-
strom internationaler Organisationen 
wirkte sich jedoch kontraproduktiv auf 
das afghanische Staatswesen aus: So 
etablierten die internationalen Orga-
nisationen, allen voran die Vereinten 
Nationen, parastaatliche Strukturen. 
Sie unterhielten ihre eigenen Fluglini-
en, bauten im ganzen Land Dependan-
cen sowie eigene Informations- und 
Sicherheitsstrukturen auf. Dardurch 
entstanden nicht nur Parallelstruktu-
ren, sondern darüber hinaus erblickten 
die lokalen Eliten in den Vertretern in-
ternationaler Organisationen die weit-

aus wichtigeren Ansprechpartner als in 
den staatlichen. Schließlich zahlten die 
internationalen Organisationen deut-
lich bessere Gehälter als der Staat, so 
dass ein permanenter brain drain aus 
der staatlichen Administration hin zu 
internationalen Organisationen statt-
fand und sich im afghanischen Staats-
apparat kaum Verwaltungskapazitäten 
ausbilden konnten. Zudem blieb der af-
ghanische Staat selbst zu schwach, um 
ein Steuersystem auszuarbeiten und 
Steuern zu erheben (Suhrke 2006). So 
stellt Afghanistan gegenwärtig einen 
Rentierstaat dar, dessen ökonomisches 
Überleben auf internationale Wieder-
aufbauhilfen, Remittenten von Ar-
beitsmigranten (an den Golf, Iran und 
Pakistan) sowie die fl orierende Drogen-
ökonomie, die mehr als 50 % des offi -
ziellen BIP erwirtschaftet, angewiesen 
ist. Damit ist der Staat einerseits von 
den Konditionierungen der Geldgeber 
abhängig; andererseits genießt er kaum 
Akzeptanz in der Bevölkerung, da er 
nicht in der Lage ist, öffentliche bzw. 
soziale Güter (u. a. Sicherheit, Rechts-
staatlichkeit) bereitzustellen.

 Die Aktivitäten zahlreicher 
internationaler Organisa-
tionen kompensieren und 
verfestigen gleichzeitig die 
Schwäche des afghani-
schen Staatswesens

 Korruption und Klientel-
wirtschaft behindern die 
Demokratisierungsprozesse
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ren, dass afghanische NROs häufi g von 
einer Familie oder einem Clan domi-
niert und die Ressourcen oftmals al-
lein deren Klientelsystemen zugäng-
lich gemacht werden. Intransparenz, 
Korruption und das Fehlen demokra-
tischer Entscheidungsprozesse waren 
an der Tagungsordnung und führten 
dazu, dass innerhalb der afghanischen 
Bevölkerung die Unzufriedenheit mit 
den Entwicklungsorganisationen zu-
nahm. So wurde beispielsweise bemän-
gelt, dass ca. 40 % der Hilfsgelder als 
Profi te in die Geberländer zurückfl ie-
ßen (Waldman 2008).

Bis heute stellt der Staat selbst 
kaum einen verlässlichen Partner für 
den Wiederaufbau dar. Es fehlt auf-
grund des lang anhaltenden Krieges 
eine gut ausgebildete Verwaltungseli-
te, die den gestellten Aufgaben gerecht 

werden könnte. Statt eines meritokra-
tischen Systems (nach Verdienst und 
Leistung) basiert die Rekrutierung der 
Angestellten im Staatsapparat auf Kli-
entelstrukturen und ethnischen, kon-
fessionellen oder regionalen Loyalitä-
ten. Der Staatsapparat ist durch eine 
Unterfi nanzierung einerseits und ei-
ne unzureichende Qualifi kation der 
Verwaltungsmitarbeiter andererseits 
geprägt. Hinzu kommt die allgegen-
wärtige Korruption, die einen Zustand 
verfestigt, in dem die staatliche Ver-
waltung weitestgehend mit den Pri-
vatinteressen individueller Amtsin-
haber verquickt ist. Staatsangestellte 
‚verkaufen‘ ihre Leistungen an die Be-
völkerung. Ein Posten oder Amt dient 
vor allem als Ressource für materielle 
Bereicherung.

humanitäre Intervention tragen deut-
liche Züge einer vehementen externen 
Einfl ussnahme. Fast ließe sich deshalb 
vermuten, dass es bei dem Labeling 
‚light foot print‘ eher darum geht, die 
vehemente ausländische Einfl ussnah-
me zu kaschieren oder aber für den 
Fall eines Scheiterns am „Projekt Wie-
deraufbau Afghanistan“ den Afghanen 
die alleinige Verantwortung zu über-
lassen.

Fazit

Betrachtet man die drei Dimensionen 
der Intervention in Hinblick auf den 
Staatsaufbau, kann resümiert werden, 
dass das internationale Engagement in 
Afghanistan durch eine gewisse Am-
bivalenz geprägt ist. So wirkt sich die 
hohe Verbindlichkeit der internationa-
len Gemeinschaft gegenüber Afghanis-
tan positiv auf den Friedensprozess 
aus: Die Bereitstellung fi nanzieller 
Wiederaufbauhilfe, die Präsenz von 
ISAF und internationalen Organisatio-
nen wie auch wiederkehrende Besuche 
hochrangiger ausländischer Politiker 
unterstreichen, dass sich die interna-
tionale Gemeinschaft dem Wiederauf-
bau des Landes verpfl ichtet fühlt. Es 
mangelt dem internationalen Enga-
gement jedoch – gerade aufgrund der 
unterschiedlichen Akteure, die in Af-
ghanistan mit abweichenden Agenden 
im Einsatz sind – an einer verbind-
lich akzeptierten Konzeption. So ist die 
Uneinigkeit über die Ziele der Inter-
vention und über den Weg, wie diese 
Ziele erreicht werden sollen, groß. Das 
oft zu hörende Lamento internationa-
ler Akteure über die mangelnde Ko-
ordinierung spricht demnach nur ein 
Folgeproblem der ungeklärten Zielver-
einbarung an (Nixon 2007). Die Prob-
lematik dieses Fehlens einer Konzep-
tion lässt sich in folgenden Punkten 
zusammenfassen:

Interventionsebenen:•  In jeder In-
terventionsdimension kommen un-
terschiedliche Zielsetzungen zur 
Geltung, die sich gegenseitig be-

Erklärte Absicht und tatsächliches Handeln

Die Zielsetzung der internationalen 
Intervention in Afghanistan war von 
Beginn an unklar. Die diversen Ak-
teure verfolgten vielmehr mehrere un-
terschiedliche Ziele. Viele Partner der 
internationalen coalition against ter-
rorism beteiligten sich anfangs eher 
halbherzig aufgrund eines diffusen 
Verbundenheits- und Solidaritäts-
gefühls mit den USA, das sich nach 
den terroristischen Anschlägen vom 
11. September 2001 eingestellt  hatte. 
Obgleich Erfahrungswerte vorange-
gangener Interventionen es nahe ge-
legt hätten, Zeitraum und Abfolge der 
Maßnahmen zu koordinieren und ein 
langfristiges Engagement mit kon-
kreten Exit-Strategien anzuvisieren, 
drängte die Terrorismuskomponente 
im Fall Afghanistans diese Einsichten 
zu Beginns der Intervention in den 
Hintergrund. Eine neue Qualität zeigt 
das Beispiel Afghanistan auch wegen 
des massiven militärischen Eingrei-
fens, da zunächst das Taliban-Regime 
beseitigt werden sollte. Das gefl ügelte 
Wort Lakhdar Brahimis vom ‚light foot 
print‘, den man in Afghanistan hin-

terlassen werde, kann so interpretiert 
werden, dass die internationale Staa-
tengemeinschaft sich scheute, ein zu 
starkes Engagement einzugehen (Ches-
terman, 2002). Im Vergleich zu voran-
gegangenen Interventionen entschloss 
man sich auf der Petersberger Konfe-
renz nicht zu einem international ver-
walteten Übergangsmodell für Afgha-
nistan, in dem zunächst ausländische 
Organisationen und Bürokraten wich-
tige Schlüsselämter übernommen hät-
ten, solange den lokalen Beamte die 
entsprechende Ausbildung fehlte. Viel-
mehr waren „Afghans in the driver 
 seat“ oder „Afghan ownership“ rheto-
rische Kernelemente der Intervention, 
die signalisieren sollten, dass die Zu-
kunft Afghanistans in den Händen der 
Afghanen selbst zu liegen habe und 
die internationale Gemeinschaft nur 
begleitend tätig werden könne. Aller-
dings steht der ursprüngliche „Inter-
vention light“-Ansatz in einer Diskre-
panz zur Intensität der Intervention. 
Nicht allein das militärische Engage-
ment, sondern auch die politische Ge-
staltung des Friedensprozesses und die 
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hindern. Dies ist etwa auf der mi-
litärischen Ebene das kaum zu 
vermittelnde Zusammenspiel von 
Kampfeinsatz, Selbstschutz, Bean-
spruchung lokaler Milizen und Auf-
baus staatlicher Sicherheitsorgane, 
auf politischer Ebene die Vereinba-
rung der Einbeziehung politischer 
Eliten mit der Einführung demo-
kratischer Spielregeln oder auf zi-
viler Ebene der Aufbau von Paral-
lelstrukturen und die Stärkung des 
Staates. Zudem fi nden Strategien, 
die etwa auf politischer Ebene an-
gegangen werden, nicht unbedingt 
ihre Entsprechung auf zivil-huma-
nitärer oder militärischer Ebene. 
Gerade an den Nahtstellen zwi-
schen diesen Interventionsebenen 
entstehen eher Konfl ikte als Syner-
gien. Ein Beispiel hierfür stellt die 
vehement diskutierte zivil-militä-
rische Zusammenarbeit – etwa im 
Rahmen der PRTs – dar. So besteht 
die Zielsetzung des Militärs darin, 
zivile Projekte zum eigenen Schutz 
durchzuführen, während sich Ent-
wicklungsorganisationen den nor-
mativen Prinzipien des Entwick-
lungdiskurses verpfl ichtet fühlen 
und Projekte aufgrund der Bedarfs-
lage und nicht der Eigeninteressen 
konzipieren.
Externe Akteure:•  Während etwa 
für die USA der „Kampf gegen den 
Terrorismus“ Priorität hat, sind die 
Vereinten Nationen in erster Linie 
an einer friedlichen Neuordnung 
Afghanistans interessiert. Dage-
gen verfolgen Pakistan, Indien und 
Iran Regionalmachtsinteressen, die 
an ihre spezifi schen Sicherheitsbe-

dürfnisse gekoppelt sind. Die un-
zähligen internationalen NROs ver-
folgen wiederum eigene Ziele, die 
von der humanitären Nothilfe bis 
hin zum Aufbau demokratischer In-
stitutionen reichen. Dies führt dazu, 
dass die intervenierenden Mächte, 
trotz eines holistischen Ansatzes, 
weit von einer kohärenten Strate-
gie entfernt sind und – wie z. B. im 
Falle der USA, die das meiste Geld 
für die Intervention in Afghanistan 
zur Verfügung stellen – immer wie-
der Sonderwege einschlagen. Oder 
mit anderen Worten: Gerade der 
weit gefasste Strategieansatz bil-
det den Schwachpunkt, da er allen 
externen Akteuren ermöglicht, die 
eigene Agenda umzusetzen. Daher 
ist Staatsaufbau ein Ziel, das neben 
vielen anderen steht.
Zeithorizont:•  Als grundlegendes 
Problem hat sich in Afghanistan 
herauskristallisiert, dass unter gro-
ßem Zeitdruck eine Intervention – 
überstürzt und wenig durchdacht – 
durchgeführt wurde, Vorstellungen 
über einen realistischen Zeithori-
zont jedoch fehlten. Bis heute ist 
die zeitliche Dauer der verschiede-
nen Interventionen ein ungelieb-
tes Thema. Die Frage, wann etwa 
die militärische Intervention abge-
schlossen sein wird, ist nach wie 
vor ungeklärt. Zudem wird auf al-
len Interventionsebenen mit sehr 
kurzen Zeiträumen von wenigen 
Monaten bis max. drei Jahren ge-
arbeitet. Dies behindert die Etablie-
rung langfristiger Strategien, die 
gerade in Hinblick auf den Staats-
aufbau notwendig sind.
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Religion und Gewalt
Kritische Randnotizen 
zur aktuellen Debatte

Die Beziehung von Religion und Gewalt wird heute wieder vielfach diskutiert. Selbstmordattentate 
und andere Formen der religiös motivierten Gewalt drängen zur Auseinandersetzung mit einer Fra-
ge, die im Europa der Aufklärung längst überwunden schien. Zu unterscheiden ist dabei zwischen den 
Deutungsmustern, mit denen Religionen die Gewalt in der Welt erklären und der Bedeutung von Ge-
waltphänomenen innerhalb der Religionen selbst. Eine Welt ohne Gewalt ist für die meisten Mytho-
logien und Religionen jedenfalls kaum denkbar. Die biblischen Schöpfungsberichte entwerfen aber 
immerhin eine ideale Zukunft, die ohne gewalttätiges Handeln Gottes oder der Menschen auskommt. 
Um den religionsinternen Stellenwert von Gewalt richtig einzuschätzen, genügt rein friedensethi-
sche Besinnung nicht. Vielmehr gilt es grundsätzlicher anzusetzen, insbesondere bei der theologi-
schen Aufklärung einer überkommenen Opferpraxis, die letztlich die Göttlichkeit Gottes missachtet 
und dadurch Religion und Gewalt unlösbar miteinander verquickt.

Heinz-Günther Stobbe

Wer ein wenig zum Zynismus neigt, 
könnte den religiös motivierten Ter-
roristen der Gegenwart dankbar dafür 
sein, der Religion wieder öffentliche 
Aufmerksamkeit verschafft zu haben. 
Lange Zeit schien die Entwicklung 
der westlichen Moderne fest verbun-
den mit einem Bedeutungsverlust der 
Religion, zumindest mit ihrem Rück-
zug ins Private. Nicht allein, aber doch 
hauptsächlich durch die Rückkehr der 
Religion auf die Bühne der Weltpo-
litik geriet diese Sicht nachhaltig ins 
Wanken. Die Säkularisierung der Ge-
sellschaft, weithin als unvermeidbare 
Folge und allgemeines Merkmal des 
Modernisierungsprozesses verstanden, 
erweist sich vor allem als Entkirch-
lichung, beschränkt auf Europa und 
selbst dort recht unterschiedlich aus-
geprägt. In diesem Sinn hat besonders 
der Dschihadismus das Gespür für die 
eurozentrische Verengung der Perspek-
tive geschärft, aus der heraus die ge-
sellschaftliche und politische Rolle der 
Religion betrachtet wurde. Zugleich 

hat er allerdings in bedenklich einseiti-
ger Weise den Blick auf das Verhältnis 
von Religion und Gewalt gelenkt und 
in den westlichen Industriestaaten ei-
ne neue Welle religionsfeindlicher Kri-
tik erzeugt, die einen grundsätzlichen, 
unaufhebbaren Widerspruch zwischen 
Religion und Aufklärung behauptet 
und genau dafür in der Gewaltträch-
tigkeit der Religion den schlagendsten 
Beweis erblickt.

Das geschieht unter dem Vorzei-
chen einer Zweiten Aufklärung inso-
fern durchaus zu Recht, als sich die 
europäische Erste Aufklärung in der 
Tat überwiegend als Reaktion auf die 

Konfessionskriege begriff, die in ihrer 
Unerbittlichkeit und Unversöhnlichkeit 
dazu nötigten, die politische Ordnung 
Europas auf ein von der Religion un-
abhängiges Fundament zu stellen. Die 
Säkularisierung Europas und die Pri-
vatisierung der Religion lassen sich 
ohne diesen Hintergrund nicht vorstel-
len. Der religiöse Selbstmordattentäter 
von heute steht somit symbolisch für 
die nicht überwundene und von vie-
len für unüberwindbar gehaltene Irra-
tionalität und Friedensunfähigkeit von 
Religion, aber eben darin symbolisiert 
er zugleich eine Gefahr, die den müh-
sam errungenen und blutig erkauften 
politischen Ertrag der Ersten Aufklä-
rung im Kern bedroht.

Bedroht religiös motivierte Gewalt den Ertrag der Aufklärung?

Ist eine Welt ohne Gewalt überhaupt denkbar?

Die kritische Rückfrage nach der Be-
ziehung von Religion und Gewalt hat 
mittlerweile eine Fülle von Studien 
und Beiträgen hervorgebracht, die in 
der Regel religionskundliche und re-
ligionsgeschichtliche Fallbeispiele be-

handeln und dabei häufi g die dem Re-
ligiösen eignende Ambivalenz betonen. 
In ihrer Mehrzahl bestätigen sie folg-
lich nicht die radikal religionskritische 
These, wonach, wie L. Feuerbach das 
in unüberbietbarer Schärfe formuliert 
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hat, dem Glauben ein böses Prinzip in-
newohnt. Religion kann Gewalt verur-
sachen, doch zumeist verstärkt sie be-
stehende Konfl ikte oder schwächt sie 
ab, fi ndet sie demnach eher vor, als sie 
zu bewirken.

Noch ehe Religion in der einen oder 
anderen Weise praktisch bedeutsam 
wird, bezieht sie sich als kulturelles 
Deutungssystem auf die menschliche 
Erfahrung von Gewalt. Da das Phäno-
men der Gewalt bereits im Tierreich 
auftritt, gehört es von Anfang an auch 
zur Menschenwelt und verlangt nicht 
nur nach Verfahren, mit Gewalt umzu-
gehen, sondern auch und nicht zuletzt 
nach Deutungen, die sie zu verstehen 
helfen. Diese – gewissermaßen theore-
tische – Dimension wird in den gegen-
wärtigen Debatten, die sich stark auf 
den ethischen Aspekt der Gewaltpro-
blematik konzentrieren, gerne überse-
hen oder vernachlässigt. Das heißt, es 
geht vorrangig darum, ob und inwie-
weit Religionen die Ausübung von Ge-
waltausübung moralisch rechtfertigen, 
oder ob sie Ansätze zu einer Friedens-
ethik bieten. Ein solcher Zugang hat 
sein gutes Recht, verführt jedoch leicht 
dazu, Religion auf Moral zu reduzie-
ren. Das entspricht zwar dem aufge-
klärten Interesse an der Sozialverträg-
lichkeit der Religion, wird aber weder 
der Moral noch der Religion gerecht. 
Jede Ethik hängt von Voraussetzun-
gen ab, die nicht selbst ethischer, son-
dern weltanschaulicher oder religiö-

ser Natur sind. An ihnen entscheidet 
sich der Stellenwert moralischer Le-
bensführung oder, anders ausgedrückt, 
der Sinn moralischen Handelns.

Die Selbstdeutung des Menschen 
als moralisch verantwortliches Wesen 
versteht sich keineswegs von selbst, sie 
ist vielmehr eingebettet in eine über-
greifende Weltdeutung, die dem Men-
schen seinen Ort im Weltganzen zu-
weist. Im Rahmen dieser Weltsicht oder 
Weltanschauung wird das Phänomen 
der Gewalt zum Thema, natürlich letz-
ten Endes immer in praktischer Ab-
sicht, weil menschliches Zusammen-
leben zumindest die Regulierung der 
Gewalt erfordert. Dennoch hat die 
weltanschauliche Deutung des Ge-
waltphänomens ihr eigenes Gewicht, 
da sie den Spielraum des praktischen 
Umgangs mit Gewalt festlegt. Es macht 
einen bedeutsamen Unterschied, ob 
Gewalt verstanden wird als ein Ele-
ment, das gleichsam in die Struktur 
der Welt eingebaut ist und darum als 
unverrückbare Tatsache hingenommen 
werden muss, oder ob sie im Gegenteil 
als störendes Element erscheint, das es 
zu überwinden gilt. So gesehen lautet 
die grundlegende Frage: Ist eine Welt 
ohne Gewalt überhaupt denkbar?

ten Welt. In Folge dessen beschreiben 
Schöpfungsmythen oft, auf welche 
Weise diese lebensdienliche Ordnung 
zustande kommt, und sie stellen den 
Prozess der Kosmogenese meist als 
Prozess der Überwindung des lebens-
feindlichen Chaos durch Gewalt dar.

Im Unterschied zu der Gewalt, die 
in der Menschenwelt begegnet, handelt 
es sich dabei um eine ursprüngliche 
Form der Gewalt, zu deren Kennzeich-
nung sich der Begriff der primordialen 
Gewalt eingebürgert hat. Primordia-
le Gewalt spielt somit die Rolle ei-
ner unverzichtbaren Geburtshelferin 
bei der Aufrichtung der ursprüng-
lichen Ordnung der Welt. Sie ist als 
Ordnung schaffende zugleich Recht 
setzende Gewalt, die sich nicht auf 
bestehendes Recht beziehen und be-
rufen kann. Als Recht setzende muss 
primordiale Gewalt auch von derje-
nigen Gewalt unterschieden werden, 
die innerhalb der durch sie geschaffe-

nen Ordnung Recht durchsetzt. Grob 
gesprochen lässt sich sagen: Die ers-
te Form der Gewalt hat ihren Ort in 
der Welt der Götter, die zweite in der 
Welt der Menschen. Gleichwohl gibt es 
einen Zusammenhang zwischen bei-
den Formen. In theistischen Religionen 
wird die primordiale Gewalt ausgeübt 
von hervorragenden Gottheiten, denen 
die Menschen jene Welt verdanken, in 
der sie leben können. Wäre der Schöp-
fungsvorgang mit der Kosmosgenese 
vollkommen abgeschlossen, gäbe und 
bräuchte es jenseits der primordialen 
Gewalt keine andere Form der Gewalt 
mehr. Doch bleibt das ursprüngliche 
Chaos eine fortdauernde, lediglich ge-
bändigte Gefahr, stets gegenwärtig in 
Gestalt chaotischer Mächte innerhalb 
der Welt, die ihre Ordnung von innen 
her bedrohen. Daher bedarf die Recht 
setzende Gewalt einer fortführenden 

Wie kommt nach mythologischer Deutung 
die Gewalt in die Welt?

Die ältesten Formen, sich auf die Exis-
tenz der Gewalt einen Reim zu ma-
chen, stellen ohne Zweifel Schöp-
fungsmythen bzw. Kosmogonien dar, 
in denen erzählt und erklärt wird, wie 
die Gewalt in die Welt kommt oder ge-
kommen ist. Um die enge Verbindung 
von Schöpfungs- und Gewaltthematik 
wahrnehmen zu können, ist es nötig, 
sich einen Augenblick frei zu machen 
von der christlichen Schöpfungslehre, 

die Schöpfung als göttlichen Akt ei-
ner „creatio ex nihilo“, einer „Schöp-
fung aus dem Nichts“ deutet. In den 
urtümlichen Schöpfungsmythen näm-
lich steht keineswegs der Gegensatz 
von Sein und Nichts im Vordergrund, 
sondern der Gegensatz von Chaos und 
Ordnung. Dem liegt offenkundig die 
tiefe Überzeugung zu Grunde, mensch-
liches Leben und Zusammenleben sei 
nur möglich innerhalb einer geordne-

 Die moralische Frage nach 
Rechtfertigung oder Ab-
lehnung von Gewalt greift 
zu kurz

 Schöpfungsmythen 
 unterscheiden zwischen 
der  Gewalt chaotischer 
Mächte und der ordnen-
den göttlichen Gewalt
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Ergänzung durch die Recht durchset-
zende Gewalt, die der Weltordnung 
gegen ihre Feinde Geltung verschafft. 
Diese Aufgabe fällt in der mythischen 
Weltsicht häufi g dem sakralen König-
tum zu. Der König, weit davon ent-
fernt, bloß politischer Herrscher in mo-
dernem Sinne zu sein, repräsentiert die 
göttliche Macht in der Welt und sorgt 
als Schutzherr seines Volkes für des-
sen Schutz und Sicherheit angesichts 
seiner äußeren und inneren Feinde. 
Als Hüter des Rechts und des Frie-
dens gilt er als Garant des „Heils“, das 
nicht umsonst „Königsheil“ genannt 
wird. Der Begriff des Heils beinhaltet 
somit die Bedingungen lebensdienli-
cher und menschenfreundlicher Exis-
tenz, freilich beschränkt auf das je-
weilige Volk.

Erst der Monotheismus setzt die 
ethnozentrische Weltdeutung der po-
lytheistischen Religionen außer Kraft, 
entgrenzt die Idee des Heils und dehnt 
den Friedensgedanken auf die gesam-
te Menschheit aus. Nicht zufällig kor-

respondiert seine Entstehung mit der 
Entstehung von Großreichen, die vie-
le Völkerschaften umfassen, deren 
Zusammenleben vor ganz neue Ord-
nungsprobleme stellt. Und nicht zufäl-
lig nimmt von da an die Recht durch-
setzende Gewalt imperialen Charakter 
an und strebt nach wirklicher Welt-
herrschaft, um die Idee der Weltord-
nung als Grundvoraussetzung der „Oi-
koumene“ im Sinne der bewohnten 
und bewohnbaren Welt zu verwirkli-
chen. Vieles spricht für die Annahme, 
dass sich dieses Denken erstmals bei 
Alexander dem Großen in aller Klar-
heit als politisches Programm Bahn 
bricht, allerdings ohne monotheisti-
sche Grundlage. Es wäre deshalb ver-
fehlt, den Monotheismus einfach als 
eine religiöse Spiegelung politischer 
Machtverhältnisse zu interpretieren. 
Es dreht sich um komplexe Wechsel-
wirkungen, nicht um eine Art Ein-
bahnstraße in der einen oder anderen 
Richtung.

lung vom Sündenfall die Herkunft der 
Gewalt zu erklären, die in der „Welt 
jenseits von Eden“ sofort als Bruder-
mord in Erscheinung tritt. Ihre Pointe 
liegt darin, die Schuld an der Gewalt-
förmigkeit der Menschenwelt aus-
schließlich dem Menschen anzulas-
ten – und dadurch Gott zu entlasten. 
Doch dient dieses Entlastungsmanö-
ver nicht einer billigen Entschuldigung 
Gottes, sondern der Absicht, gleich-
sam kontrafaktisch an der Möglich-
keit einer gewaltfreien Welt festzuhal-
ten. Die großen Friedensvisionen der 
Prophetie Israels, in denen eine Welt 
angekündigt wird, in der Schwerter zu 
Pfl ugscharen umgeschmiedet, Tier und 
Mensch und sogar die Tiere miteinan-
der in Frieden leben werden, sind ohne 
diesen schöpfungstheologischen Hin-
tergrund schwer vorstellbar. Schöp-
fungsglaube und Endzeitglaube bil-
den insofern eine innere Einheit, die 
es erlaubt, die reale, von Gewalt durch-
wirkte Geschichte allem Augenschein 
zum Trotz als Heilsgeschichte zu be-
greifen, die nach Gottes Heilsplan auf 
das Endziel vollkommenen Friedens 
ausgerichtet ist.

Das Phänomen der Gewalt erhält 
von da her den Charakter eines Sym-
ptoms für eine tief greifende Störung, 
die prinzipiell behebbar ist und, so die 
biblische Hoffnung, dereinst tatsäch-
lich von Gott behoben werden wird. 
In der Zwischenzeit bleibt sie ein be-
stimmendes Element der menschlichen 
Geschichte und behält ein begrenztes 
Recht, wenn und insoweit sie mit dem 
Ziel ausgeübt wird, die Ausbreitung 
zerstörerischer, sprich: widergöttlicher 
Gewalt zu begrenzen. In diesem Zu-
geständnis gleicht die biblische Sicht 
der mythologischen Weltdeutung mit 
ihrer Rechtfertigung der Recht durch-
setzender Gewalt, die sie jedoch mit 
einem grundsätzlichen Vorbehalt ver-
sieht: Obgleich das göttliche Schöp-

Welche neuen Akzente setzen die biblischen Schöpfungsberichte?

Ohne Zweifel rechtfertigt die mytho-
logische Weltsicht die Ausübung von 
Gewalt, doch sie deutet zumal die pri-
mordiale Gewalt als Gegengewalt, die 
dem lebensbedrohlichen Chaos wehrt 
und es eindämmt, ohne sie allerdings 
je vollständig besiegen zu können. 
Liest man den ersten biblischen Schöp-
fungsbericht (Gen 1–2,4a) im Lichte 
dieser Einsicht, dann wird in mehr-
facher Hinsicht seine Besonderheit, ja 
Einzigartigkeit erkennbar: Er betreibt 
Mythenkritik mit mythologischen Mit-
teln. Zunächst und vor allem verzich-
tet er völlig auf das Motiv primordi-
aler Gewalt, das heißt: Gott schafft 
die Ordnungsstruktur allein kraft sei-
nes Wortes, von der Notwendigkeit 
göttlicher Gewalt ist mit keiner Silbe 
die Rede. Sogar das Töten von Tieren 
zum Zweck der Ernährung entfällt als 
Element der göttlichen Schöpfungs-
ordnung zu Gunsten einer vegetari-

schen Lebensweise. Sodann schweigt 
der Autor vielsagend vom Königtum 
als innerweltlicher Repräsentanz pri-
mordialer Gewalt. Stattdessen wird die 
Aufgabe der Herrschaft dem Menschen 
als solchem übertragen – und zwar 
zum Zweck hegender Fürsorge.

Zieht man die historischen Begleit-
umstände zur Zeit der Abfassung des 
Textes in Betracht, dann besteht die 
erstaunliche Leistung des Verfassers 
darin, inmitten einer von Gewalt ge-
prägten Welt in Gestalt seiner dem An-
schein nach vergangenheitsorientier-
ten Erzählung in Wahrheit einen in die 
Zukunft gerichteten Gegenentwurf zu 
formulieren, der die Möglichkeit einer 
vollkommen gewaltfreien Welt theo-
logisch begründet. Eine solche Welt 
ist möglich, weil sie ursprünglich so 
von Gott gewollt und geschaffen wur-
de. Erst der zweite biblische Schöp-
fungsbericht versucht mit der Erzäh-

 Biblischer Schöpfungs-
glaube hält eine Welt ohne 
Gewalt für möglich
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fungswort die Ordnung der Welt gegen 
das Chaos, das ursprüngliche „Tohu-
wabohu“ setzt, geschieht das ohne je-

de Gewalt, und das verbietet es, selbst 
die Ausübung legitimer Gewalt durch 
Menschen theologisch zu überhöhen.

asketische Lebensform fernab der po-
litischen Sphäre verwirklichen. Selbst 
Gandhi, der die Haltung der Gewalt-
freiheit ebenso kreativ wie rigoros ins 
Politische übersetzt, hält – was seine 
westlichen Anhängern gerne vernach-
lässigen – strenge Askese für ein unab-
dingbar notwendiges Element des ge-
waltfreien Kampfes.

Im Vergleich dazu wirken militan-
te buddhistische Mönche zum Beispiel 
in Sri Lanka oder Tibet auf den ersten 
Blick wie Fremdkörper in der religiö-
sen Tradition Indiens. Doch dieser Ein-
druck trügt. Zwar beeinfl usst die kos-
mogonische und kosmologische Seite 

einer Religion stets das Weltverhält-
nis ihrer Anhänger, doch nicht immer 
und nur auf geradem Wege. So hat der 
Buddhismus auf den Mangel an All-
tags- und Politiktauglichkeit der mön-
chischen Lebensform reagiert, indem 
er eine Art Laienfrömmigkeit entwi-
ckelte, die das Mönchsideal ergänzt, 
ohne es zu ersetzen. Ihr Kompromiss-
charakter wird in der von Anfang an 
häufi g geübten Praxis erkennbar, sich 
im Alter, nachdem den gesellschaftli-
chen und berufl ichen Pfl ichten Genü-
ge getan ist, doch noch der mönchi-
schen Lebensweise zuzuwenden oder 
sich während der aktiven Lebensphase 
befristet ins Kloster zurück zu ziehen, 
um sich in Meditation und Askese ein-
zuüben.  Noch wichtiger jedoch ist ein 
anderer Gedanke, der sich unmittelbar 
aus dem Mönchsideal selbst ergibt: Da 
die mönchische Lebensform nur unter 
bestimmten gesellschaftlichen und po-
litischen Rahmenbedingungen möglich 
ist, gehört es zur Pfl icht aller Buddhis-
ten, diese tatsächlich zu schaffen. Sie 
wird insbesondere den Königen und 
Fürsten auferlegt, die für Verhältnis-
se sorgen müssen, die dem Mönchs-
leben möglichst förderlich sind. Zu 

Welche Bedeutung sprechen die östlichen Religionen 
der Gewalt zu?

Eine dritte Variante kosmogonischer 
Herleitung der Gewalt fi ndet sich im 
Bereich der östlichen Religionen. Im 
Buddhismus als einer nicht-theisti-
schen Religion entfällt natürlich der 
Schöpfungsgedanke im jüdisch-christ-
lichen Sinne und mit ihm die Möglich-
keit, Natur und Geschichte einem gött-
lichen Plan zuzuschreiben. Vielmehr 
wird die anfangs- oder ursprungslose 
Welt als ewiger Prozess mit zyklischer 
Struktur gedeutet. In Gang gehal-
ten wird der Zyklus ewiger Wieder-
kehr durch die polare Spannung zwi-
schen Schöpfung und Zerstörung. Das 
kommt am besten zum Ausdruck in der 
Weltalterlehre, der zu Folge jedes Welt-
alter nach einem kreativen Beginn ei-
ne Periode des Verfalls durchlebt, die 
auf den Weltuntergang steuert, nach 
dem erneut eine kreative Phase ein-
setzt. Das aber heißt: Schöpfung und 
Zerstörung, Leben und Tod bilden kei-
nen Gegensatz, sondern eine Polarität, 
auf der die Dynamik des Universums 

beruht. Insofern muss der Gewalt eine 
schöpferische Qualität zuerkannt wer-
den, weil ohne Gewalt und Zerstörung 
nichts Neues entstehen kann. Einer ge-
waltfreien Welt fehlte die entscheiden-
de Triebkraft fortwährender Transfor-
mation, welche die Lebendigkeit des 
Universums ausmacht, das in sich auf-
bauende und zerstörerische Kräfte ver-
eint. Ähnlich dachte wohl Heraklit, wie 
sein berühmtes Wort vom „Krieg als 
Vater aller Dinge“ verrät. Mit einer 
Glorifi zierung des Krieges hat dieses 
Diktum gewiss nichts zu tun, es un-

terstreicht lediglich die polare Struktur 
der Welt, innerhalb derer dem Krieg ei-
ne unverzichtbare Funktion zukommt. 
Da sich deshalb die Gewalt schlechter-
dings nicht aus der Welt wegdenken 
lässt, kann sich die Sehnsucht nach 
einer Welt ohne Gewalt nur auf einem 
Weg erfüllen, der ganz aus der Welt hi-
naus führt, in der wir leben.

Im Hinduismus, von dem der Bud-
dhismus das zyklische Denken geerbt 
hat, der jedoch anders als dieser ei-
ne ungemein vielfältige Götterwelt 
kennt, spiegelt sich die duale Grund-
struktur der Wirklichkeit entweder in 
Götter-Paaren, die polare Eigenschaf-
ten verkörpern, oder in der Doppelge-
sichtigkeit einzelner Götter und Göt-
tinnen, etwa der großen Göttin Kali, 
die gleichzeitig als blutgierige To-
desgöttin und als Göttin der Furcht-
barkeit verehrt wird. In einer solchen 
`Welt´, die buchstäblich von Gewalt 
und Zerstörung lebt, drängt radikale 
Friedenssehnsucht unweigerlich zur 
Weltfl ucht. Der strenge Buddhismus 
zieht aus dieser Einsicht die radikals-
te Konsequenz: Die Meditation, die in 
der buddhistischen Frömmigkeit einen 
zentralen Stellenwert einnimmt, stellt 
eine Art Exit-Strategie dar, die zur Er-
leuchtung führen soll, also zum Er-
reichen des höchsten Bewusstseinszu-
stands, der als Einstieg in das Nirvana, 
in die vollkommene Leere, gleichbe-
deutend ist mit dem Ausstieg aus ei-
ner Wirklichkeit, innerhalb derer es 
nicht möglich ist, Krieg, Gewalt und 
Leid zu entkommen. Dem entspricht 
konsequent die Entscheidung Buddhas, 
als Kern der buddhistischen Reform-
bewegung einen Mönchsorden, den 
Sangha, zu gründen. Denn in der Tat 
lässt sich das religiöse Ideal eigent-
lich nur durch eine mönchische oder 

 Die Sehnsucht nach Ge-
waltlosigkeit führt aus der 
unaufhebbar gewaltförmi-
gen Welt hinaus

 Auch das buddhistische 
Mönchsideal sieht sich 
auf politisch  erkämpfte 
Rahmenbedingungen 
 angewiesen
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Gerüstet für den Frieden?

Ende gedacht läuft diese Idee darauf 
hinaus, den Sangha, also die Mönchs-
gemeinschaft, zum Modell einer ide-
alen Gesellschaft zu erheben, und es 
hat gerade im 20. Jahrhundert nicht 
an Versuchen gefehlt, diese politische 
Utopie zu verwirklichen. Mit Blick da-
rauf verlieren demonstrierende Mön-

che einiges von ihrer Befremdlichkeit. 
Sie veranschaulichen im Gegenteil die 
verschlungenen Pfade, auf denen auch 
eine Religion, die der Welt an sich und 
der Veränderung der Welt keinen Wert 
beimisst, dennoch in den sozialen und 
politischen Raum hineinwirkt.

archäologischer Forschung bis weit in 
die Frühgeschichte der Menschheit zu-
rück reicht.

Wenn es statthaft ist, von so et-
was wie Aufklärung in der Religion 
zu sprechen, dann sicherlich am ehes-
ten mit Rücksicht auf die religiöse Kri-
tik der Menschenopfer, wie sie sich et-
wa im Alten Testament erfolgreich zu 
Wort gemeldet hat. Ihre dauerhafte 
Überwindung hat allerdings offenbar 
zugleich das Gespür für die elementa-
re Bedeutung des Opfergedankens in 
der Religion geschwächt, und dieser 
Verlust überantwortet die aufgeklär-
te Gesellschaft, die Menschenopfer als 
das ärgste Ärgernis der Religion emp-
fi ndet der Rat- und Hilfl osigkeit an-
gesichts der Bereitschaft zahlreicher 
Menschen, sich selbst im Namen der 
Religion zu opfern,. Um diese Lage zu 
ändern, reicht es nicht, die Selbstmord-
attentäter zu kriminalisieren und sie 
moralisch oder im Namen der Vernunft 
zu verurteilen. Es dreht sich vor allem 
darum, ihnen jede religiöse Legitima-
tion zu entziehen und den Nimbus des 
Märtyrers zu zerstören, von dem sie 
zehren. Das zu leisten, ohne die Re-
ligion zu beschädigen und religiösen 
Widerstand zu provozieren, macht es 
unumgänglich, den religiösen Sinn des 
Opfers wieder zu entdecken.

Gibt es eine religiöse Legitimation von Gewalt?

Schöpfungsmythen suchen verständ-
lich zu machen, woher die Gewalt in 
der Welt stammt. Obgleich sie selbst-
verständlich zur Religion als kulturel-
lem Deutungssystem gehören, themati-
sieren sie Gewalt nicht als Dimension 
von Religion selbst. Das verführt wohl-
meinende Verteidiger der Religion ge-
legentlich dazu, deren Kritikern ent-
gegenzuhalten, religiöse Gewalt sei 
lediglich das Ergebnis politischen 
Missbrauchs von Religion, der ihrem 
Wesen zutiefst widerspreche. In Wahr-
heit jedoch tritt religiöse Gewalt kei-
neswegs nur als Folge einer der Re-
ligion wesensfremden politischen 
Instrumentalisierung in Erscheinung, 
bei der Gewalt letztlich der Religion 
äußerlich bleibt. Sie nistet vielmehr im 
Herzen der Religion, und zwar in Ge-
stalt des religiösen Opfers. Keine ernst-
hafte Auseinandersetzung mit der Be-
ziehung zwischen Religion und Gewalt 
kann die fundamentale und zentrale 
Rolle religiöser Opferpraxis ignorieren. 
Denn obgleich die schwer zu durch-
schauende Vielfalt des Opferwesens 
keinesfalls auf Formen des Opfers re-
duziert werden darf, bei denen Gewalt 
im Spiel ist, stellen diese alles andere 
als ein bloßes Randphänomen dar.

Die Schwierigkeit, diesen Aspekt 
ernst zu nehmen, zeigt sich besonders 
deutlich in dem nachhaltigen Erschre-
cken, das religiöse Selbstmordattentä-
ter ausgelöst haben. Fast refl exartig 
betonen viele Beobachter nicht-religiö-
se Erklärungsfaktoren biographischer, 
gruppendynamischer, politischer oder 
schlicht fi nanzieller Art, im Vergleich 
zu denen dann die religiöse Motivation 

in den Hintergrund tritt und den Cha-
rakter einer ideologischen Selbsttäu-
schung annimmt. Im Einzelfall durch-
aus angebracht und berechtigt, wird 
eine solche Gewichtung dem Gesamt-
phänomen zweifellos nicht gerecht. 
Sie belegt vielmehr, in welche Ferne 
dem modernen Bewusstsein die Idee 

des religiösen Opfers gerückt ist, und 
daran haben paradoxerweise die Hoch-
religionen einen nicht geringen Anteil. 
Selbstmordattentate sind Selbstopfe-
rungen und sie erinnern als solche 
nicht von ungefähr an die Praxis der 
Menschenopfer, die nach Ausweis der 

 Um Selbstmordattentate 
zu verstehen, gilt es, den 
Sinn des religiösen Opfers 
wieder zu entdecken

Wie kann der Gewalt um Gottes willen der Boden 
entzogen werden?

Im religionsgeschichtlichen Rückblick 
auf die Praxis der Blut- und Menschen-
opfer als dem anstößigsten Teil des Op-
ferwesens zeigt sich einmal mehr de-
ren enge Verbindung mit bestimmten 
kosmologischen und kosmogonischen 
Überzeugungen. Gewiss dienen Blut- 
und Menschenopfer zu einem Gutteil 
der Absicht, die Götter wohlwollend zu 
stimmen oder ihren Zorn zu besänfti-
gen oder eine ihnen gegenüber ein-
gegangene Verpfl ichtung zu erfüllen. 
Indes resultiert ihre Notwendigkeit kei-
neswegs nur aus der Abhängigkeit der 
Menschen von den Göttern, die Göt-

ter selbst benötigen ihrerseits Opfer, 
um ihren unersetzlichen Part im Gan-
zen der Wirklichkeit spielen zu kön-
nen. In Abstraktion von den Einzel-
heiten unterschiedlicher Religionen 
liegt der entscheidende Punkt darin, 
die Wirklichkeit als energetisches Ge-
samtsystem zu betrachten, in das die 
Götter eingebunden sind und im Rah-
men dessen alles, was sie den Men-
schen zuwenden, für sie selbst einen 
Energieverlust bedeutet. Dieser Ener-
gieabfl uss kann auf Dauer ein Aus-
maß annehmen, das den Bestand der 
Welt gefährdet. Sonnenkulte liefern 
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dafür besonders eindrückliches An-
schauungsmaterial: Die Verehrung der 
Sonne als derjenigen Gottheit, deren 
Wärme sich alles Leben verdankt, um-
fasst sowohl Dankopfer als auch Blut-
opfer, die weder mit Bestechung noch 
Beschwichtigung oder dergleichen zu 
tun haben, sondern ausschließlich den 
Sinn haben, die schwindende Lebens-
kraft der Sonne zu erneuern.

Aus diesem Grund kann moralische 
Kritik an Menschenopfern grundsätz-
lich keine Resonanz fi nden, da ihr Ende 
das Ende der Welt herauf beschwören 
würde. Sie zu überwinden, heißt daher, 
die Götter schrittweise aus ihrer Ab-
hängigkeit vom Ganzen der Wirklich-
keit zu lösen, also sie immer klarer als 
Wirklichkeit sui generis zu begreifen. 
Das geschieht mit letzter Konsequenz 
wiederum erst im radikalen Monothe-
ismus. Entgegen einer weit verbreite-
ten Ansicht ist es nicht der Glaube an 
die Güte Gottes, der blutige Opfer ver-
bietet, sondern zunächst die Einsicht in 
die Absolutheit Gottes, die sie als über-

fl üssig erscheinen lässt: Gott braucht 
keine Opfer, weil vollkommene Unbe-
dürftigkeit sein Wesen ausmacht, kraft 
dessen Gott auch als schlechthin un-
erschöpfl iche Quelle allen Lebens ge-
dacht werden kann und muss, die sich 
unendlich zu verströmen vermag, oh-
ne je zu versiegen.

Das verändert den Sinn der Opfer-
praxis einschneidend. Denn Opfer um 
Gottes willen darzubringen, ist unter 
dieser Voraussetzung nicht nur über-
fl üssig, es verletzt die göttliche Würde, 
weil es die Göttlichkeit Gottes miss-
achtet. Es genügt, um diese aus der 
Religion selbst entspringende Trans-
formation des Opfergedankens zu ver-
anschaulichen, auf das Christentum 
hinzuweisen, in dem die traditionel-
len Opfer schlagartig völlig verschwin-

den. Die gleiche Logik religiöser Ar-
gumentation und Kritik lässt sich am 
Beispiel Buddhas beobachten. Ob-
gleich seine Lehre keine Gottesvorstel-
lung beinhaltet, zieht sie einen schar-
fen Trennstrich zwischen der absoluten 
Wirklichkeit und der Wirklichkeit der 
Welt und entzieht auf diese Weise der 
ausufernden Opferpraxis des Hindu-
ismus (und mit ihr dem Opferpriester-
tum) mit einem Schlag den Boden. In 
diesem Sinn repräsentiert Buddha ge-
radezu den Musterfall eines religiösen 
Reformators und religiösen Aufklärers 
zugleich, der die Axt an die Wurzeln 
der Gewalt in der Religion legt, ohne 
deren Wurzeln mit abzuhacken.

Fazit

Niemand kann den Theologen die 
Aufgabe der Kritik religiöser Gewalt 
abnehmen. Darin hat sich die Erste 
Aufklärung – aus nachvollziehbaren 
Gründen – geirrt. Mit Recht hat sie 
in der Neuzeit die Religion dem Maß-
stab autonomer Vernunft unterworfen, 
und die Idee der natürlichen Religion 
entwickelt, um die Offenbarungsreli-
gionen zurückzudrängen, die sie für 
friedensunfähig hielt. Spätestens mit 
Ludwig Feuerbach beginnt die in der 
marxistischen Religionskritik gipfelnde 
Anstrengung, sich ihren Wahrheitsan-
spruch anzueignen, ihr Erbe zu säkula-
risieren und sie überfl üssig zu machen 
oder sie theoretisch wie praktisch zu 
bekämpfen. Doch die Aufklärer haben 
nicht nur die Überlebenskraft der Re-
ligion unterschätzt, sondern auch ihre 
Fähigkeit, sich im Lichte der berech-
tigten Anliegen der Religionskritik zu 
verändern.

Die selbsternannten Aufklärer von 
heute, die, wie zum Beispiel Richard 
Dawkins, beanspruchen, das Erbe der 
Ersten Aufklärung anzutreten und mit 
den Mitteln angeblich fortgeschritte-
ner Wissenschaftlichkeit fortzufüh-
ren, weigern sich in der Regel beharr-
lich, diese Entwicklung zur Kenntnis 
zu nehmen. Unverdrossen zitieren sie 

mit ermüdender Monotonie das Sün-
denregister vor allem der katholischen 
Kirche von der Inquisition über die He-
xenverfolgung und die Kreuzzüge bis 
zu den Konfessionskriegen, als ob seit-
her niemand aus all diesen in der Tat 
bedrückenden und beschämenden Er-
fahrungen gelernt hätte außer ihnen 
selbst. Der religiöse Extremismus und 
Fundamentalismus dient ihnen als Be-
weis für den wahnhaften und tenden-
ziell mörderischen Charakter der Re-
ligion, doch hört und liest man bei 
ihnen wenig über die Katastrophen 
des 20. Jahrhundert, bei denen Mil-
lionen von Menschen auf den Altären 
der Nation, der Klasse und der Rasse 
geopfert wurden, nicht auf denen der 
Religion. Nicht Priester und Theologen 
rechtfertigten diese mörderischen Ex-
zesse als notwendige Blutopfer für den 
Fortschritt, sondern Intellektuelle und 
Wissenschaftler. Aufklärung, der zu all 
dem nichts einfällt, ist keine, sondern 
„Aufkläricht“ (Th. W. Adorno).

Wirkliche Aufklärung bedeutet 
nicht nur Kritik durch Vernunft, sie be-
ginnt mit der Selbstkritik der Vernunft, 
und diese kann nicht ignorieren, was 

 Nicht der Glaube an die 
Güte Gottes, sondern die 
Einsicht in seine Absolut-
heit macht blutige Opfer 
überfl üssig
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Johannes Paul II. – 
Pilger des Friedens
Dokumentarische Notizen 
zu ausgewählten Aspekten 
seiner Friedensverkündigung

Zum zeitgeschichtlichen Hintergrund 
seines Pontifi kats

Mehr als ein Vierteljahrhundert währte 
das Pontifi kat von Johannes Paul II. In 
die knapp 27 Jahre seines päpstlichen 
Wirkens fi elen nicht nur die grundle-
gende Veränderung der weltpolitischen 
Konstellation durch den Kollaps der 
kommunistischen Ostblock regime und 
das damit verbundene Ende des Jahr-
zehnte währenden Ost-West-Konfl ikts, 
sondern auch eine Reihe von neuarti-
gen Konfl ikten und Kriegen. Um die-
se zu kennzeichnen wurde im Zeitalter 
nach der konfl iktdomestizierenden Ära 
des ‚Kalten Krieges‘ die Rede von den 
„neuen Kriegen“ (M. Kaldor/H. Münkler) 
und damit ein neues Konfl iktparadig-
ma eingeführt. Eine politisch-militäri-
sche Antwort auf dieses neue Konfl ikt-
paradigma wird in der zunehmenden 
Notwendigkeit humanitärer Interven-
tionen zur Befriedung binnenstaatlicher 
Auseinandersetzungen vor Augen ge-
führt. Robuste UN-Mandate zum Peace-
Building gehören ebenso zur jüngeren 
Entwicklung wie eine konventionelle 
Kriegsführung ohne den Einsatz von 

Bodentruppen oder das Bedauern über 
so genannte Kollateralschäden bei der 
Tötung von Nichtkombattanten – sprich 
von unbeteiligten Zivilisten.

Wenige Stichworte verweisen auf 
zentrale, mit der jüngeren Entwick-
lung verbundene Ereignisse: Zweiter 
Golfkrieg 1990/1991, Kosovo, Somalia, 
Ruanda, 9/11, Afghanistan, Irak – so 
wie immer wieder der bis heute nicht 
zu befriedende Nahostkonfl ikt. Mit 
den genannten Daten und Länderna-
men verbindet sich zumeist die Fra-
ge nach der Durchsetzung von men-
schenrechtlichen Ansprüchen der in 
den betreffenden Regionen lebenden 
Bevölkerung sowie nach der politi-
schen Wirksamkeit und der ethischen 
Legitimation des Handelns der inter-
nationalen Gemeinschaft.

Nahezu zeitgleich mit dem Beginn 
des Pontifi kats des polnischen Paps-
tes setzte durch die theokratische Re-
volution in Iran (1978) eine globa-
le Entwicklung ein, die aus heutiger 
Sicht verschiedentlich als „Renaissance 
der Religionen“ betitelt wird, und die 
zur fest etablierten Problematisierung 

der Rolle von Religionen in Konfl ik-
ten geführt hat. Die „Wiederkehr des 
Krieges“, die Frage nach dem Schutz 
und der Durchsetzung von Menschen-
rechten, die friedensstiftende Verstän-
digung zwischen den Religionen und 
die Herausforderungen durch den in-
ternationalen Terrorismus spiegeln sich 
unübersehbar wider in der Friedens-
verkündigung von Johannes Paul II. 
Ihr auf die Spur zu kommen und zu-
mindest exemplarisch nach frieden-
sethischen Orientierungen Ausschau 
zu halten, ist die vorrangige Intention 
der nachfolgenden Ausführungen.

Adressaten, Anlässe und Akzente 
 seiner Friedensverkündigung

Es ist bemerkenswert: Eine eigenstän-
dige Friedensenzyklika von Johannes 
Paul II. gibt es nicht – trotz seines 27 
Jahre währenden Pontifi kats (1978–
2005). Und dennoch gibt es beim Papst 
aus Polen – unermüdlich, gelegen oder 
ungelegen – Verkündigung, Mahnung, 
Forderung, Beten in friedensmissiona-
rischer Absicht. Die Adressaten seiner 

im Namen von Vernunft und Wissen-
schaft angerichtet wurde, angefangen 
von den blutigen Exzessen der Fran-
zösischen Revolution bis zu den Mas-
senexekutionen nach der Russischen 
Revolution. Es dreht sich wahrhaftig 
nicht darum, Opferzahlen gegeneinan-
der aufzurechnen, wohl aber kommt 
es darauf an, zu begreifen, dass aus-
nahmslos alle großen Worte und Wer-

te ihre Unschuld verloren haben und 
künftig nur noch mit „Furcht und Zit-
tern“ im Mund geführt werden soll-
ten. Die „Rückkehr der Götter“ darf die 
Blutspur nicht vergessen machen, die 
sie in der Geschichte gezogen haben 
und die eine theologische Bringschuld 
begründet, an der sich alle Religionen 
abzuarbeiten haben. Dazu bedürfen sie 
der Vernunft, freilich einer, die sich ih-

rerseits des Blutzolls bewusst ist, der 
in ihrem Kampf gegen die Religion 
entrichtet wurde. Vielleicht liegt das 
Vermächtnis der Opfer religiöser und 
religionsfeindlicher Gewalt in der Auf-
gabe, Religion und Vernunft wieder zu 
versöhnen und zu einen im Widerstand 
gegen ihre dunklen Schatten in Ver-
gangenheit und Gegenwart.

Johannes J. Frühbauer

1 Die Liste der Beiträge von Johannes Paul II. umfasst Hunderte an Titeln. Mit großem 
Dank verweise ich an dieser Stelle auf die hilfreichen Hinweise meines Kollegen Michael 
Hörter und die bibliographischen Recherchemöglichkeiten, wie sie in einzigartiger Weise 
das Institut für Theologie und Frieden in Hamburg bietet: www.ithf.de
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Friedensbotschaften sind so verschie-
den wie die Anlässe unterschiedlich 
sind. Zum friedenstheologischen Ver-
mächtnis von Johannes Paul II. gehört 
eine letztlich unübersehbare Zahl an 
Predigten, Reden, Botschaften, Stel-
lungnahmen.1 Die im Folgenden aus-
gewählten Aussagen haben exemplari-
schen Charakter, sie sind nicht zu lesen 
als eine umfassende oder gar vollstän-
dige systematische Darstellung der 
päpstlichen Friedensethik – diese bleibt 
aus meiner Sicht zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt ein wissenschaftliches Desi-
derat.2 Gewiss gibt es einige kleinere 
theologisch-ethische „Vorarbeiten“, auf 
die sich dieser Beitrag stützen kann.3

Die Namenswahl von Johannes 
Paul II. ist auch und gerade mit Blick 
auf die friedensethische Dimension 
seiner Verkündigung programmatisch, 
schließt er doch mit seinen Positionen 
an den Wandel der Friedenslehre der 
römisch-katholischen Kirche nach dem 
Zweiten Weltkrieg an, wie er entschei-
dend unter Johannes XXIII. („Pacem in 
terris“; 1963) begonnen hatte und von 
Paul VI. entschieden fortgesetzt wurde. 
Referenztexte der nachfolgenden Aus-
sagensammlung sind in erster Linie die 
Weltfriedensbotschaften (nachfolgend 
abgekürzt: WFB)4, die in Verbindung 
mit dem Weltfriedenstag von Paul VI. 
zum 1. Januar 1968 eingeführt wur-
den und seitdem den alljährlichen Fix-
punkt in der päpstlichen Friedensleh-
re darstellen.5

Der Mensch als Person

Immer wieder nimmt Johannes Paul II. 
gerade auch in seiner Friedensverkün-
digung den anthropologischen Diskurs 
auf und stellt unmissverständlich fest, 
dass „die menschliche Person als Sub-
jekt unveräußerlicher Rechte Funda-
ment und Ziel der sozialen Ordnung ist 
und sich nicht in ihren gesellschaftli-
chen, kulturellen und geschichtlichen 
Bedingungen erschöpfen darf (vgl. WFB 
1988, 6). „Der Friede ist ein grundle-
gendes Gut, das mit der Achtung und 
der Förderung der wesentlichen Werte 

des Menschen verbunden ist: Mit dem 
Recht auf das Leben in allen Phasen sei-
ner Entwicklung; mit dem Recht auf 
Anerkennung unabhängig von Rasse, 
Geschlecht, und religiöser Überzeu-
gung; mit dem Recht auf die für das 
Leben notwendigen materiellen Güter; 
mit dem Recht auf Arbeit und die ge-
rechte Verteilung ihrer Früchte für ein 
geordnetes und solidarisches Zusam-
menleben“ (WFB 1992, 11). Die Ein-
forderung elementarer Menschenrech-
te macht unmissverständlich deutlich, 
dass Johannes Paul II. seiner Verkün-
digung einen umfassenden, mehrdi-
mensionalen Friedensbegriff zugrunde 
legt, einen Friedensbegriff, der durch 
konkrete sozialethische Prinzipien wie 
Personalität, Gerechtigkeit, Solidari-
tät, Gemeinwohl und Nachhaltigkeit 
ausbuchstabiert werden muss. Diese 
normative Bindung an die zuvor ge-
nannten sowie an weitere ethische Ka-
tegorien zieht sich wie ein roter Faden 
durch die Friedenslehre des Papstes.6

Defi nitionen des Friedens

Die Umschreibungen und Defi nitio-
nen des Friedens bei Johannes Paul II. 
sind Legion. Zentral für sein Frie-
densverständnis dürfte eine „opera-
tive Friedens defi nition“ sein, wie sie 
von Walter Eykmann charakterisiert 
wird. Johannes Paul II. betont, „dass 
der Friede nicht lediglich darin be-
steht, dass kein Krieg ist, und auch 
nicht allein auf das Zustandebringen 
eines Gleichgewichts entgegengesetz-

ter Kräfte eingeschränkt werden darf, 
„sondern ein dynamischer Prozess ist, 
der alle Elemente und Ursachen beach-
ten muss, die den Frieden fördern oder 
stören“ (WFB 1989, 4). Ferner kenn-
zeichnet der Papst den Frieden als „ein 
Gut, das durch das Gute gefördert wer-
den muss: Er ist ein Gut für die einzel-
nen Menschen, für die Familien, für die 
Nationen der Erde und für die gesamte 
Menschheit …“ (WFB 2005, 1). Fraglos 
mit Blick auf zeitgenössische militäri-
sche Optionen in der internationalen 
Politik mahnt Johannes Paul II., dass 
das Böse nicht durch das Böse, son-
dern nur durch das Gute zu besiegen 
sei (WFB 2005, 1).

Aufforderung zum Gewaltverzicht und 
das ‚Nein‘ zum Krieg

Johannes Paul II. setzt das Erreichen 
des Friedens in ein unmittelbares Ver-
hältnis zum Gewaltverzicht: Gewalt 
ist ein inakzeptables Übel und ver-
mag niemals Probleme zu lösen (WFB 
2005, 4). Bereits beim ersten Golfkrieg 
1991 mahnte er: „Nie wieder Krieg!“ – 
„Nein, nie wieder ein Krieg, der das 
Leben der Unschuldigen vernichtet; 
der töten lehrt und das Leben derer, 
die töten, gleichfalls zerstört; der ei-
ne Dauerspur von Zorn und Hass zu-
rücklässt und die gerechte Lösung je-
ner Probleme, die ihn ausgelöst haben, 
erschwert“ (Centesimus annus, 1991, 
52). Dennoch kann Johannes Paul II. 
nicht als kompromissloser Pazifi st gel-
ten. Trotz seiner Hartnäckigkeit gera-

2 Mit Ausnahme der einschlägigen Studie von Janusz Szulist, Die personalistische Frie-
densethik von Johannes Paul II. (Hamburg 2008) liegen bisher keine ausführlichen syste-
matischen Darstellungen zur Friedensthematik bei Johannes Paul II. vor.

3 Heinz-Gerhard Justenhoven, Die Friedensethik Papst Johannes Pauls II. Versuch einer 
systematischen Zusammenschau, in: Stimmen der Zeit 223 (2005) 435–445; Walter Eykmann, 
25 Jahre päpstliche Weltfriedensbotschaften, in: Stimmen der Zeit 210 (1992) 417–428.

4 Zitiert wird nach der im L’Osservatore Romano (dt.) abgedruckten Textfassung des 
jeweiligen Jahrgangs.

5 Eine sehr gute Übersicht zur Friedenslehre der römisch-katholischen Kirche bietet das 
Kompendium der Soziallehre der Kirche, hg. v. Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frie-
den, Freiburg – Basel – Wien: Herder 2006. In das elfte Kapitel „Die Förderung des Friedens“ 
(Abschnitte 488–519) sind zahlreiche Aussagen von Johannes Paul II. eingefl ossen.

6 Die friedensethischen Stellungnahmen von Johannes Paul II. sind zumeist eingebettet 
in einen umfassenderen sozialethischen Kontext. Dies wird insbesondere deutlich in der sys-
tematischen Zusammenschau, die Heinz-Gehard Justenhoven erarbeitet hat (s. Anm. 3).
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de auch beim Nein zum Irakkrieg hält 
auch er fest am „Prinzip der legitimen 
Verteidigung“ bzw. am „Recht auf Ver-
teidigung“ innerhalb der „traditionel-
len Grenzen der Notwendigkeit und 
der Verhältnismäßigkeit“ (WFB 1984, 
13 f.; WFB 2004, 6). Unnachgiebig 
verurteilt Johannes Paul II. jegliche 
Form des Terrorismus und alle Versu-
che, ihn religiös zu legitimieren: Die 
in der Welt bestehenden Ungerechtig-
keiten können „niemals zur Rechtferti-
gung von Terroranschlägen gebraucht 
werden. […] Der Anspruch des Terro-
rismus, im Namen der Armen zu han-
deln, ist eine offenkundige Unwahr-
heit“ (WFB 2002, 5 f.).

Frieden durch Entwicklung und 
das Prinzip der Nachhaltigkeit

Friedensförderung muss bei Kriegs-
ursachen ansetzen. Diese liegen be-
kanntermaßen nicht selten in gravie-
renden strukturellen Ungerechtigkeiten 
und enormen Entwicklungsdefi ziten. 
Der Zusammenhang zwischen Frie-
den und Entwicklung wurde insbe-
sondere durch die Enzyklika Populo-
rum Progressio (1967) von Paul VI. zu 
Bewusstsein gebracht – „Entwicklung 
als anderer Name für Frieden“ wurde 
zur einprägsamen Formel. Insofern Jo-
hannes Paul II. in seiner Friedensver-
kündigung an seinen Vorgänger an-
schließt, kann es nicht verwundern, 
dass er selbst diese Verbindung zum 
Thema macht: „Da das Gut des Frie-
dens eng mit der Entwicklung aller 
Völker verknüpft ist, bleibt es uner-
lässlich, den ethischen Auftrag der 
Nutzung der Güter der Erde Rechung 
zu tragen.“ (WFB 2005, 6; vgl. Cen-
tesimus annus, 52). Johannes Paul II. 
proklamiert nicht nur – ganz in der 
Tradition der kirchlichen Soziallehre – 
die universale Bestimmung der Güter, 
er wendet sich zudem mit Entschie-
denheit gegen das „Drama der Armut“ 
und fordert die Staatengemeinschaft 
zu entsprechenden Gegenmaßnahmen 
auf (WFB 2005, 8, 9). Bereits 1990 ver-
knüpft Johannes Paul II. die Friedens-

frage mit der ökologischen Problema-
tik: So postuliert er unmissverständlich 
„das Recht auf eine gesicherte Umwelt 
als ein Recht, das in eine den heutigen 
Erfordernissen angepasste Charta der 
Menschenrechte aufgenommen wer-
den muss“ (WFB 1990, 10).

Frieden durch Erziehung und 
durch Vergebung

Der Akzent der päpstlichen Friedens-
verkündigung liegt weniger bei kon-
kreten Vorschlägen zu Friedenssi-
cherung (als dem Handlungsfeld der 
Politik), als vielmehr auf Aspekten 
der Friedensförderung. Zentral sind 
hier die Appelle zur Friedenserzie-
hung: Friedensstiftende Verhaltens-
weisen sollen der Botschaft und dem 
Beispiel Jesu folgen. Bereits die erste 
Weltfriedensbotschaft des Papstes von 
1979 hebt die pädagogische Dimension 
hervor und steht unter dem Titel „Um 
zum Frieden zu gelangen, zum Frieden 
erziehen“. Zu einer Kultur des Friedens 
gehören ganz entscheidend „Friedens-
stifter“ und „Friedensgesten“. So betont 
der Papst nicht nur die friedensstiften-
de Rolle der Religion, sondern auch 
die größere Bedeutsamkeit von Perso-
nen gegenüber Strukturen des Friedens 
(WFB 2003, 9). Zur personalen Dimen-
sion des Friedens gehört unabdingbar 
auch die Notwendigkeit der Vergebung 
und die Bereitschaft zur Versöhnung: 
Vergebung hat ihren „Sitz im Herzen 
eines jeden“, „noch bevor sie ein ge-
sellschaftliches Faktum wird“. Und 
„nur in dem Maße, in dem sich eine 
Ethik und Kultur des Herzens heraus-
bildet, kann man eine ‚Politik der Ver-
söhnung‘ erhoffen …“ (WFB 2002, 8). 
In der „Fähigkeit zur Vergebung“ sieht 

der Papst die Basis „für eine gerechte-
re und solidarischere Gesellschaft der 
Zukunft“ (WFB 2002, 9).

Der Friedensdialog zwischen 
den Religionen

Religionen sollen Friedensstifter sein, 
ihren besonderen „Dienst für den Frie-
den“ leisten. Gerade die Förderung des 
Friedens gehört zu den ureigensten 
Kompetenzen der Religionen. In die-
sem Sinne initiierte Johannes Paul II. 
1986 in Assisi die Friedensgebete der 
Religionen, die seitdem zu einem fes-
ten Bestandteil der von römisch-ka-
tholischer Seite in Bewegung gesetz-
ten Begegnung der Religionen ist. Sein 
Appell an die Verantwortung der reli-
giösen Führer und seine Hoffnung „in 
einer aktiven Zusammenarbeit auf ei-
nem dreifachen Weg den Frieden zu 
erreichen“ sind von bleibender Gül-
tigkeit: „gegenseitiges Kennenlernen, 
brüderliche Versöhnung und tägliches 
Zusammen leben“7 (vgl. WFB 1992, 9 f.; 
vgl. WFB 2002, 12 f.). Und gerade der 
Weg der Vergebung führt zu „gegen-
seitigem Verständnis, zu Achtung und 
Vertrauen“ (WFB 2002, 13).

Friedensethik als 
bleibendes Vermächtnis

Nicht jedes Thema, nicht alle frieden-
sethisch relevanten Aspekte haben 
Eingang gefunden in die Friedens-
verkündigung von Johannes Paul II.8 
Dennoch dürfte er in der Menschheits-
geschichte unverkennbar als ein „Pil-
ger des Friedens“ in Erinnerung blei-
ben. Seine Sicht betont den Frieden 
als Frucht menschlicher Bemühungen. 
Doch zugleich bleibt Friede stets auch 
ein Geschenk Gottes (WFB 1979). Mit 
prophetischem Pathos schließt seine 
erste Weltfriedensbotschaft aus dem 
Jahr 1979: „Der Frieden wird das letz-
te Wort der Geschichte sein.“.

7 Eykmann, a. a. O., 425.
8 Siehe hierzu die Aufl istung der „Leer-

stellen“ bei Walter Eykmann (1992), 427 f.

Dr. theol. Johannes J. Frühbauer 
ist wissenschaftlicher Mitarbei-
ter an der Professur für Christli-
che Sozialethik im Fachbereich Ka-
tholische Theologie der Universität 
Augsburg.
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Amosinternational: Frau Beer, Sie ha-
ben sich als sicherheitspolitische Spre-
cherin der Grünen im Europaparlament 
vehement für ein neues sicherheitspo-
litisches Konzept eingesetzt, das nicht 
mehr die nationalstaatlichen Sicher-
heitsinteressen, sondern den „Schutz 
menschlicher Sicherheit“ in den Vor-
dergrund stellt. Ist eine solche Men-
schenrechtsorientierung der Außen- 
und Sicherheitspolitik inzwischen 
mehrheitsfähig auf der europäischen 
Ebene?

Angelika Beer: Die Fraktion der Grü-
nen im Europaparlament hat die von 
mir entworfene Grüne Europäische Si-
cherheitsstrategie drei Jahre lang dis-
kutiert. Im Mittelpunkt stand dabei 
die Frage der human security und der 

Verantwortung, Menschen zu schüt-
zen und zu verteidigen (responsibili-
ty to protect). Es handelt sich dabei 
um eine UN-Position, die auf Euro-
paebene auch von Javier Solana und 
von der Kommissarin Ferrero-Waldner 
unterstützt wird, die aber nicht von 
der Mehrheit des EU-Parlaments mit-
getragen wird. Wir haben bei der Ab-
stimmung Anfang Juni knapp verlo-
ren, weil eine erstaunliche Koalition 
von Kommunisten, Konservativen und 
Rechten dagegen stand.

Amosinternational: Was ist das Neue 
an Ihrem Konzept? Worum geht es Ih-
nen bei dieser ganzen Diskussion?

Beer: Seit Jahren erleben wir die in-
ternationale Hilfl osigkeit am Beispiel 

Darfur (Sudan). Wir wissen, da fi ndet 
ein Völkermord statt, aber die interna-
tionale Staatengemeinschaft ist nicht 
in der Lage zu handeln. Jeder Versuch, 
dort mit China zu kooperieren scheitert 
bisher; China unterstützt das Regime 
und rüstet es aus. Bei jedem Anlauf, 
über den UN-Sicherheitsrat weiterzu-
kommen, gibt es ein Veto und damit ist 
die Staatengemeinschaft blockiert. Die-
ses und andere Beispiele zeigen: Wir 
brauchen das neue Konzept, damit die 
internationale Staatengemeinschaft le-
gitimiert ist, einzugreifen, wenn Men-
schen an Leib und Leben bedroht sind, 
wenn sie vom eigenen Staat nicht ge-
schützt, sondern unterdrückt und ver-
nichtet werden. Im Unterschied zu den 
Zeiten des Kalten Krieges steht nicht 
mehr die Frage der zwischenstaatli-

Die Koordinatorin der grünen Außen- und Sicherheitspolitik im Europaparlament plädiert für eine 
konsequente atomare Abrüstung und für ein ausnahmsloses Verbot von Streubomben. Andererseits 
sieht sie weltweit wachsende sicherheitspolitische Erwartungen auf die EU zukommen. Die Fähig-
keit zur militärischen Intervention solle daher gestärkt werden, vor allem für den Fall, dass es so ge-
nannte ethnische Säuberungen zu verhindern gilt. Im Zentrum stehe der Schutz von Menschen und 
Menschenrechten. Das wirft viele Fragen auf: In welchem Verhältnis sollen zukünftig die Verteidi-
gungsausgaben zu den Investitionen für Ressourcen zur zivilen Konfl iktregulierung stehen? Wie soll 
eine neue sicherheitspolitische Aufgabenverteilung zwischen Europäern und Amerikanern aussehen? 
Wie realistisch sind Forderungen aus dem Friedensgutachten 2008, den geplanten US-Raketenschild 
in Osteuropa zu verhindern, ein Verbot von Weltraumwaffen oder den Abzug aller Atomwaffen aus 
Deutschland durchzusetzen? Und nicht zuletzt: Was ist aus dem Slogan „Frieden schaffen ohne Waf-
fen“, den die Grünen sich einst auf die Fahnen geschrieben haben, geworden?

„Friedensarbeit 
macht  leider keine 
 Schlagzeilen“
Gespräch über Konzepte und Perspektiven 
 europäischer Sicherheitspolitik 

Europa

Angelika Beer
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chen Kriege und der Schutz der Staa-
ten im Mittelpunkt, sondern die inner-
staatliche Bedrohung der Menschen.

Amosinternational: Und wer soll nach 
welchen Kriterien über entsprechen-
de Interventionen entscheiden? Wird 
da nicht der Willkür und der Interes-
senpolitik der Mächtigen Tür und Tor 
geöffnet?

Beer: Selbstverständlich brauchen wir 
in dem Bereich Transparenz und par-
lamentarische Kontrolle auf allen Ebe-
nen. Ausgang für Interventionsent-
scheidungen können nicht angebliche 
oder tatsächliche Beobachtungen von 
Bedrohungssituationen z. B. durch den 
amerikanischen Geheimdienst sein. Die 
UN sind als einzig legitime Weltorga-
nisation unverzichtbar. Ein UN-Man-
dat ist Bedingung. Um Blockaden wie 
die durch China zu verhindern, set-
zen wir uns für eine Reform des UN-
Sicherheitsrats ein. Hierzu gehört 
auch, dass wir für Europa einen ge-
meinsamen Sitz im Sicherheitsrat ha-
ben wollen und das Veto-Recht abge-
schafft wird. Mit unserer derzeitigen 
Beschlusslage bekennen wir uns zu ei-
ner Wertsetzung, die sich bewusst vom 
Unilateralismus der Amerikaner dis-
tanziert. Einen Angriffskrieg wie den 
gegen Irak darf es nicht noch mal ge-
ben. Nun gilt es, international für un-
ser Konzept zu werben, um es auch 
durchsetzen zu können.

Amosinternational: Der altbewährte 
Grundsatz der Nichteinmischung in 
die inneren Angelegenheiten einzelner 
Länder wäre damit endgültig passé?

Beer: Natürlich. In der Frage der Men-
schenrechte und der menschlichen Si-
cherheit haben Diktaturen nicht das 
Recht, ethnische Säuberung oder an-
dere schwere Menschenrechtsverlet-

zungen als innere Angelegenheit zu 
deklarieren. Birma war eine solche 
schwierige Situation. Wir wussten, 
dass hunderttausende von Menschen 
dringend Hilfe benötigen, und das Mi-
litärregime wollte trotzdem keine Hel-
fer ins Land lassen. Die Vereinten Na-
tionen haben über die Möglichkeiten 
diskutiert, Einfl uss zu nehmen, doch 
China nutzte wiederum sein Vetorecht, 
weil China das Regime in Birma mit 
Waffen ausrüstet. Damit blieb nur die 
Zuschauerrolle, obwohl das Krisenzen-
trum der EU bestens informiert war 
über die Dramatik des Geschehens. 
Trotzdem war es nicht möglich, Druck 
auf das Militärregime auszuüben. Bir-
ma zeigt aber auch wie notwendig es 
ist, alle möglichen Konsequenzen einer 
Intervention – sei es durch Nahrungs-
mittelluftbrücken oder militärischen 
Schutz für Hilfslieferungen – vorher 
sehr genau abzuwägen. Eine Interven-
tion darf die Situation der Menschen, 
denen wir helfen wollen und müssen, 
nicht verschlechtern.

Amosinternational: Ist mit „Druck“ 
letztlich nicht doch wieder die Andro-
hung militärischer Aktionen gemeint, 
die Sie andernorts so konsequent ab-
lehnen?

Beer: Uns geht es vor allem darum, 
in der Konfl ikt- und Krisenprävention 
sehr viel mehr zu leisten und sehr viel 
früher zu reagieren. Früherkennung 
und frühzeitige Reaktion unterhalb 
der militärischen Ebene hätten manche 
Konfl ikte der Vergangenheit, wie zum 
Beispiel auf dem Balkan, verhindern 
können. Ziel ist es jeweils zu interve-
nieren, längst bevor es zu der Frage 
kommt: Militäreinsatz – ja oder nein? 
Wir müssen handeln, bevor das Kind 
in den Brunnen gefallen ist.

Amosinternational: Wie kommt es, 
dass Sie trotz dieser honorigen Absich-
ten im Parlament bisher keine Mehr-
heit fi nden? Wie argumentiert die Ge-
genseite?

Beer: Die extrem rechte Argumenta-
tion und die der Kommunisten sind 
sich hier erschreckend ähnlich. Die 
Rechten halten sich an ihr Motto „Kein 
deutsches Blut für die Dritte Welt“; 
sie wenden sich gegen jede Beteili-
gung mit deutschen Soldaten, wenn 
es nicht dem Eigennutz Deutschlands 
dient. Und auch die Kommunisten leh-
nen generell den Einsatz im Ausland 
ab. Die Linke warnt vor einer Milita-
risierung Europas, was ich realistisch 
betrachtet für Quatsch halte. Und den 
Konservativen sind wahrscheinlich ih-
re eigenen Interessen, vor allem in der 
Kooperation mit Amerika und Großbri-
tannien, wichtiger als die Frage, ob wir 
uns wirklich ein Sicherheitskonzept der 
Werte zu eigen machen wollen.

Amosinternational: Ihnen geht es da-
gegen allein um den Schutz der Men-
schenrechte?

Beer: Für uns ist entscheidend, dass die 
Friedensmacht Europa auch zukünf-
tig diesen Namen verdient. Wir spüren 
insbesondere seit der Intervention der 
USA und England im Irak, dass egal 
in welcher Krisenregion dieser Welt 
die Erwartungen an die EU enorm an-
steigen. Nicht nur Irak, sondern auch 
der Kampfeinsatz in Afghanistan zeigt 
uns, dass weder der Internationale Ter-
rorismus noch andere Konfl ikte mili-
tärisch zu lösen sind. Um den Frieden 
zu gewinnen brauchen wir eine um-
fassende, kohärente Europäische Au-
ßen – und Sicherheitspolitik.

Und egal, ob es um den Nahen 
und Mittleren Osten geht oder um Af-
rika: Wir müssen das transatlantische 
und transeuropäische Verhältnis nicht 
nur reparieren, sondern auf eine neue 
Grundlage stellen. Auf eine Werte-
grundlage. Wenn wir erreichen, dass 
die Frage der menschlichen Sicherheit 
dieser gemeinsame Wert ist, dann wird 
es zukünftig kein Abu-Ghuraib oder 
Guantánamo geben; die Menschen-
rechte gehören unbedingt in den Fo-
kus unseres politischen Handelns.

 Einen Angriffskrieg wie 
den gegen Irak darf es 
nicht noch mal geben
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Amosinternational: Trotzdem, ohne 
militärische Option lassen sich Maß-
nahmen zum Schutz von Menschen 
und Menschenrechten in Ländern, die 
ein Eingreifen von außen nicht wün-
schen, wohl kaum realisieren. Und ge-
legentlich sind die Europäer ja auch 
nicht ganz unbeteiligt bei der Verursa-
chung oder Austragung von Konfl ik-
ten, die sie dann als Anwälte der Men-
schenrechte schlichten wollen.

Beer: Wir müssen in diesem Zusam-
menhang selbstverständlich auch über 
europäische Rüstungsexporte sprechen. 
Frankreich redet über die Harmoni-
sierung und Liberalisierung des Rüs-
tungsmarktes. Die Kommission hat ei-
ne Richtlinie vorgelegt; der Auswärtige 
Ausschuss hat mich beauftragt, eine 
Stellungnahme dazu zu erarbeiten. Wir 
Grünen sagen, wenn wir das Konzept 
der menschlichen Sicherheit verfolgen, 
brauchen wir nicht nur die parlamen-
tarische Mitentscheidung, sondern wir 
müssen den Rüstungsexport eindäm-
men, so gut es geht. Die anderen Frak-
tionen unterstützen unsere Forderung, 
den EU-Verhaltenskodex für Rüstungs-
exporte, der bisher ja nicht verpfl ich-
tend ist, als gesetzlich verbindliches 
Instrument zu etablieren. EU-Mitglie-
der, die dagegen verstoßen, könnten 
dann mit Sanktionen belegt werden. 
Denn wir sind nicht bereit zu akzep-
tieren, dass beispielsweise Frankreich 
Waffen und Rüstung in Konfl iktregi-
onen wie Afrika exportiert, diese Waf-
fen in Bürgerkriegen oder Konfl ikten 
eingesetzt werden und die EU letzt-
lich Soldaten schickt, um zur Stabili-
sierung beizutragen. Es sind dann un-
sere Soldaten oder Polizisten, die in 
die aus Frankreich stammenden Ge-
wehrmündungen schauen und ihr Le-
ben riskieren.

Amosinternational: Was ist die Alter-
native zur militärischen Aufrüstung?

Beer: Die Friedensmacht Europa wird 
nie im militärischen Sinn eine Super-
macht sein. Wir haben vielmehr die 
historischen Voraussetzungen, um im 
Bereich der Konfl iktprävention und 
der Moderation neue Instrumente zu 
schaffen, um solche Zuspitzungen von 
vorneherein zu verhindern. Dazu ge-
hört eine ganzheitliche, vorausschau-
ende und nachhaltige Politik. Wir 
brauchen also eine Verzahnung aller 
Politikfelder, egal ob Umwelt und Kli-
ma, Energie und Fischerei.

Amosinternational: Das ist ein sehr 
weites Feld. Und wie gesagt, Sie wer-
den die militärische Option nicht aus-
schließen können oder wollen. Dabei 
haben Sie noch kein Wort über die Ein-
bindung Europas in die NATO verlo-
ren. Wie tief ist eigentlich inzwischen 
der Graben innerhalb des transatlanti-
schen Verteidigungsbündnisses?

Beer: Es ist nicht zu übersehen: Die 
Nato steckt in einer Krise. Internatio-
nale Einsätze zeigen, – das beste Bei-
spiel ist Afghanistan – dass die NATO 
als reines Militärbündnis keinen Frie-
den schaffen kann. Und dort, wo die 
NATO keinen gemeinsamen politischen 
Standpunkt erzielen kann, gibt es wie 
bei der Irak-Intervention die „Koalition 
der Kriegswilligen“. Wir brauchen ei-
ne Korrektur der Entscheidungsstruk-
turen und eine enge Kooperation al-
ler Beteiligten (UN, OSZE, NATO, EU). 
Wenn wir Europäer wie in Afghanis-
tan den Polizeiaufbau übernehmen, 
müssen wir ein Mitspracherecht über 
die Militärstrategie der NATO bekom-
men. Wir brauchen eine veränder-
te Befehlsstruktur der NATO. Es muss 
z. B. möglich sein, innerhalb der NATO 
festzustellen: Das bisherige militäri-
sche Agieren in Afghanistan ist ge-
scheitert. Sowohl die OEF (Operation 
Enduring Freedom; englisch für „Ope-
ration dauerhafte Freiheit“) als auch 
die ISAF (International Security Assis-

tance Force; englisch für „Internatio-
nale Sicherheitsunterstützungstruppe“) 
haben nicht zum Erfolg geführt. Sie 
haben nicht die gewünschte Sicherheit 
oder einen kontinuierlichen Staatsauf-
bau gebracht. Wir müssen Europas po-
litische Stärke nutzen, um solche Kon-
troversen in der NATO einzufordern. 
Nur so können wir der afghanischen 
Bevölkerung eine friedliche Perspek-
tive geben.

Also: Auf Europa kommt eine verstärk-
te Verantwortung zu. Die liegt nicht im 
militärischen, sondern im politischen 
Bereich. Wir wollen es Amerika nicht 
gleich tun in Sachen Aufrüstung, um 
die gleiche Schlagkraft zu erreichen. 
Wir müssen Avantgarde in der Abrüs-
tung werden. Egal, ob bei der Ächtung 
von Streubomben oder bei der nukle-
aren Abrüstung.

Amosinternational: „Veränderte Be-
fehlsstruktur“ – das klingt etwas ab-
strakt. Woran scheitern denn bisher 
ganz konkret der Aufbau der Polizei 
oder die Drogenbekämpfung in Af-
ghanistan?

Beer: Deutschland hatte ursprünglich 
die Aufgabe übernommen, die Poli-
zeimission in Afghanistan aufzubau-
en. Das ist gescheitert. Dann wurde die 
Verantwortung dafür der EU übertra-
gen. Doch wenn man sich die Zahlen 
anschaut, zeigt sich die Aussichtslosig-
keit. Wir reden von 400 Polizeiausbil-
dern in einem Land wie Afghanistan; 
zum Vergleich: In das ungleich kleinere 
Kosovo, das sich nicht im Kriegszustand 
befi ndet, werden wir 1800 Experten 
schicken, die an der dortigen Rechts-
staatsmission teilnehmen. Gleichzei-
tig werden die Kontingente von ISAF 
und OEF massiv aufgestockt und die 
Amerikaner bestehen darauf, dass bei-
de Mandate – also der Kampfeinsatz 
OEF und der Einsatz für Sicherheit und 

 Es sind dann unsere Solda-
ten, die in die aus Frank-
reich stammenden Ge-
wehrmündungen schauen 
und ihr Leben riskieren

 Europa muss bei der 
 Abrüstung Avantgarde 
werden
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Aufbau ISAF – unter amerikanischem 
Befehl bleiben. Der Kampfeinsatz und 
der Einsatz zum Schutz des Wieder-
aufbaus sind nicht mehr voneinander 
zu unterscheiden. Oder noch konkre-
ter: Als vor Kurzem in Kandahar Hun-
derte von Insassen eines Gefängnisses 
fl iehen konnten, nachdem die Taliban 
das Gefängnis gestürmt hatten, war-
fen die Amerikaner über den Dörfern 
Flugblätter ab mit der Aufforderung 
zu fl iehen, da man die Dörfer vierund-
zwanzig Stunden später bombardieren 
werde. So schafft man keinen Frieden, 
so schafft man kein Vertrauen, so stärkt 
man die Terroristen. Bei solchen Ent-
scheidungen müssen die Europäer stär-
ker involviert sein und sie müssen sich 
dagegen stellen.

Amosinternational: Vom Rückblick 
auf das Negativbeispiel Afghanistan 
nochmals zu Ihrem Zukunftskonzept 
nichtmilitärischer Kriseninterventio-
nen: Mit welchen Mitteln soll inter-
veniert werden? Mit nichtmilitärischen 
„Friedenstruppen“? Wann ist der rich-
tige Zeitpunkt für entsprechende Ak-
tionen?

Beer: Hätte Europa vor Jahren eine ge-
meinsame Außenpolitik gehabt, hätten 
wir die Kriege auf dem Balkan verhin-
dern können. Unser Versagen war die 
Geburtsstunde der Europäischen Si-
cherheitsstrategie. Eine andere Leh-
re aus den Balkankriegen lautet, dass 
man zwar relativ schnell Militär in eine 
Krisenregion bringen kann. Aber wir 
haben keine zivilen Friedenskräfte, die 
jederzeit einsatzbereit sind. Unser Ziel 
ist es daher, innerhalb der EU ein Zi-
viles Friedenskorps aufzubauen. Fast 
hätten wir das auch schon geschafft. 
Als zuständige Berichterstatterin im 
Auswärtigen Ausschuss habe ich ei-
nen entsprechenden Vorschlag ge-
macht, der ist an einer Stimme geschei-
tert, weil die Linke nicht mitgestimmt 
hat. Als Ergebnis aus den Diskussio-
nen gibt es inzwischen trotzdem eine 
Peace-Building-Partnership unter der 
Federführung der Kommission. Dort 

haben wir zum ersten Mal ein Zent-
rum, von dem aus die Zusammenarbeit 
organisiert wird. Alle können sich be-
teiligen, NGOs, zivile Friedensdiens-
te in den EU Mitgliedsstaaten, zivile 
Fachkräfte. Vertreter der EU-Kommis-
sion und des Europaparlaments. Ziel 
der Kommission und des Parlamentes 
ist der Aufbau eines Frühwarnsystems. 
Denn wir wissen, dass die NGOs, die 
vor Ort sind, die eigentlichen Exper-
ten sind. Sie sind die Ersten, die auf 
negative Entwicklungen und gefährli-
che Konfl iktherde aufmerksam machen 
können. In einem frühen Konfl iktsta-
dium ist es dann häufi g noch möglich, 
mit zivilen Instrumenten positiv Ein-
fl uss zu nehmen.

Amosinternational: Welche fi nanziel-
len Mittel und welchen Entscheidungs-
spielraum hat dieses neue Zentrum, um 
gegebenenfalls aktiv zu werden?

Beer: Die Peace-Building-Partner-
ship ist Bestandteil des so genannten 
„Stabilitätsinstruments“ der Kommis-
sion. Als Berichterstatterin habe ich 
den Auftrag des Parlaments, die zi-
vilen Kriseneinsätze außerhalb Euro-
pas zu kontrollieren und das Mitent-
scheidungsverfahren des Parlaments 
zu gewährleisten. Insgesamt stehen 
dem Stabilitätsinstrument zwei Mrd. 
Euro für den Zeitraum 2007–2013 zur 
Verfügung. Sollte dies nicht reichen, 
ist eine Aufstockung aus dem Flexi-
bilitätsfonds zugesagt. Dieses Außen-
politikinstrument ist neu. Und es ist 
wichtig. Es kann nach Naturkatas-
trophen wie dem Tsunami zum Ein-
satz kommen. Aber wir unterstützen 
damit auch die Reintegration ehema-
liger Soldaten, Minenräumprojekte, 
Drogenbekämpfung, die Vernichtung 
von Munitionsaltlasten z. B. in Bosnien 
Herzegowina etc. All dies ist transpa-
rent. Jeder kann es im Internet auf der 
Seite der Kommission anklicken und 
sich informieren.1

Amosinternational: Das klingt viel 
versprechend, scheint aber bisher – 
im Vergleich zu den auch von Europa 
mitgetragenen Militäraktionen – we-
nig Wirkung zu zeigen. Oder ist mir da 
Entscheidendes entgangen?

Beer: Friedensarbeit macht leider keine 
Schlagzeilen. Das ist ein altes Phäno-
men, und das ist auch nicht so leicht zu 
verändern. Trotzdem: Mit diesem Sta-
bilitätsinstrument fi nanzieren wir jetzt 
zum Beispiel in einer Ad-hoc-Aktion 
den Aufbau von Flüchtlingslagern im 
Südlibanon. Das ist sehr wichtig für die 
Menschen dort; ich habe den Libanon 
besucht und mir selbst ein Bild von 
der Situation vor Ort gemacht. Selbst 
die großen Zeitungen und Nachrich-
tenmagazine berichten nicht darüber. 
Doch so wie ich verantwortliche Politik 
verstehe, kann das nicht das entschei-
dende Kriterium sein. Ob mit oder oh-
ne Medienresonanz: Wenn wir jetzt in 
Bosnien-Herzegowina die Altbestände 
der Kriege vernichten, ist das unver-
zichtbar für einen Frieden, der auch in 
Zukunft Bestand haben soll.

Amosinternational: Diese nachsor-
gende Friedensarbeit wäre demnach 
gleichzeitig Kriegsprävention. Militä-
rische Einsätze sind in dieser Vision 
nur noch ausnahmsweise genutztes 
letztes Mittel?

Beer: Nein, die militärische Interven-
tion ist nicht in jedem Fall nur das 
letzte Mittel. In Mazedonien haben 
wir gesehen, dass mit einem frühzei-
tigen Einsatz – und die Regierung hat-
te uns darum gebeten – manchmal ei-
ne Eskalation verhindert werden kann. 
Wenn die Regierung und die Bevölke-
rung einverstanden sind, kann auch 

1 Siehe unter http://ec.europa.eu/europeaid/where/worldwide/stability-instrument/
working-documents_en.htm

 In manchen Fällen kann 
eine frühzeitige militäri-
sche Option sinnvoll sein
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eine frühzeitige militärische Präsenz 
sinnvoll sein. Wir müssen bei der heu-
tigen Weltlage, aus der auch der inter-
nationale Terrorismus nicht weg disku-
tiert werden kann, fl exibel reagieren. 
Und vor allem Europa sollte dabei die 
Balance halten zwischen der Verant-
wortung für frühzeitige zivile Kon-
fl iktstrategien in Krisensituation und 
der Bereitschaft, falls erforderlich, sich 
auch militärisch zu engagieren.

Amosinternational: Es erstaunt schon 
etwas, mit welcher Selbstverständlich-
keit Sie als Vertreterin der Partei, in der 
viele Mitglieder aus der Friedensbewe-
gung kommen und die einst den Slo-
gan „Frieden schaffen ohne Waffen“ 
hoch gehalten hat, über die Notwen-
digkeit von Militäreinsätzen sprechen. 
Wie umstritten ist das heute noch in 
Ihrer Partei?

Beer: Es gibt noch Zweifl er und das ist 
gut so. Ein Großteil sieht aber die Not-
wendigkeit. Es hängt natürlich auch 
von der Begründung und dem jeweili-
gen Einzelfall ab. Ich bin Mitglied der 
Friedens- und Sicherheitspolitischen 
Kommission der deutschen Grünen. 
Dort sind wir zu dem Ergebnis ge-
kommen: Wir stellen bei jeder Ent-
scheidung die Menschliche Sicherheit 
in den Vordergrund. Aus dem Mas-
saker von Srebrenica und anderen 
furchtbaren Erfahrungen in den Bal-
kankriegen haben wir nach langem 
öffentlichen Ringen die harte Lehre 
gezogen, dass wir auch den Einsatz 
militärischer Mittel akzeptieren müs-
sen, wenn es darum geht, gegen ethni-
sche Säuberungen einzuschreiten und 
Menschenleben zu retten. Ich selbst 
war während der Besatzungszeit re-
gelmäßig in Sarajewo. Damals habe 
ich noch gegen jeden Militäreinsatz 
plädiert. Doch wie gesagt: Wir haben 
lernen müssen.

Amosinternational: Sie haben gelernt, 
im Zweifel auch für militärisches Ein-
greifen, für Kampfeinsätze zu plädie-
ren und damit die Möglichkeit des 

Tötens und Zerstörens durch solche 
Einsätze in Kauf zu nehmen.

Beer: Richtig. Vor allem habe ich ge-
lernt, dass diese wohl schwierigsten 
Entscheidungen – überhaupt Mili-
tär – nicht irgendein Instrument der 
Politik sind, sondern dass wir mit je-
der Abstimmung über die Entsendung 
von Soldatinnen und Soldaten auch 
für sie Verantwortung übernehmen. 
Das sind keine Computer, sondern 
Menschen. Um mir den Blick dafür zu 
wahren und den Kontakt zur konkreten 
Situation der Soldatinnen und Solda-
ten nicht zu verlieren, nehme ich re-
gelmäßig in größeren Abständen an 
Übungen der Bundeswehr in Deutsch-
land teil. Ich will mich als Abgeordne-
te nicht darauf beschränken, die Hand 
zu heben und zu sagen, die schicken 
wir jetzt hier hin oder dort hin. In-
zwischen weiß ich, wie wichtig es für 
Bundeswehrsoldatinnen und -soldaten 
ist, auf die parlamentarische Kontrol-
le vertrauen zu können. Sie müssen 
bei allen Risiken auf die Politik ver-
trauen können. Müssen sicher sein, 
dass sie nicht missbräuchlich einge-
setzt werden.

Zu meinen Aufgaben als Verteidi-
gungspolitikerin gehört der Besuch bei 
den Truppen im Einsatz. Egal, ob im 
Kosovo, am Horn von Afrika oder Af-
ghanistan. Immer wieder stelle ich fest, 
dass unsere Bundeswehr besser als vie-
le andere Truppen ausgebildet ist. Das 
Prinzip der Inneren Führung, die Ein-
haltung des Grundsatzes „do no harm“ 
(nicht schädigen) ist bei uns nicht nur 
Theorie, sondern auch Grundlage im 
Einsatz. Die Bundeswehr achtet bei al-
len Einsätzen sehr genau darauf, was 
sie vor Ort damit bewirken. Als Vo-
raussetzungen gehören dazu Sensibi-
lität und Offenheit für die Probleme in 
den Gesellschaften, einfach eine hohe 
Bereitschaft zu interkulturellem Ver-
ständnis und Herangehen.

Amosinternational: Zu einem ande-
ren aktuellen Thema: Ende Mai haben 
sich in Dublin mehr als 100 Staaten auf 

ein Verbot von Streubomben geeinigt. 
Auch die Bundesrepublik gehört dazu. 
Warum haben Sie die Bundesregierung 
gleichwohl scharf kritisiert?

Beer: Streubomben sind besonders 
heimtückische Waffen. Ich kämpfe seit 
langem für ihre Ächtung, ähnlich wie 
ich auch für das Verbot anderer Waf-
fen kämpfe, die vor allem die Zivil-
bevölkerung treffen, auch dann noch, 
wenn der Krieg längst zu Ende ist. 
Anfang der neunziger Jahre habe ich 
für medico international in Deutsch-
land und in enger Zusammenarbeit 
mit  Jody Williams die internationale 
Kampagne gegen Landminen initi-
iert und koordiniert. Mit Hilfe eines 
sehr breiten Bündnisses, u. a. mit den 
Kirchen und vielen anderen gesell-
schaftlichen Gruppen haben wir da-

mals erreicht, dass zumindest die An-
tipersonenminen geächtet wurden. Ein 
Erfolg, von dem wir nicht zu träumen 
gewagt hatten. Wir haben sogar den 
Friedensnobelpreis dafür bekommen. 
Da ist es nahe liegend zu versuchen, 
das gleiche auch bei Streubomben 
zu erreichen. Die Position Deutsch-
lands bei der Streubombenkonferenz 
in Dublin fand ich menschenverach-
tend. Deutschland hat sich dafür ein-
gesetzt, dass zwischen verbotswürdi-
gen „schlechten“ Streubomben und 
„guten“ Hightech-Streubomben mit ei-
ner geringeren Blindgängerquote un-
terschieden wird. Außerdem hat sich 
Deutschland dafür eingesetzt, dass die 
Amerikaner bis zu einem endgültigen 
Verbot bei ihren Nato-Einsätzen (et-
wa in Afghanistan) weiter Streubom-
ben einsetzen dürfen und Deutsch-
land dies nicht kritisieren wird. Das 
ist keine „menschenrechtsverantwort-
liche Abrüstungspolitik“, wie Frank-
Walter Steinmeier sie immer wieder 
beansprucht.

 Die Position Deutschlands 
bei der Streubomben-
konferenz in Dublin war 
menschenverachtend
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Amosinternational: Wenn man ein-
mal über das Motiv für die Kompro-
miss-Formel der Bundesregierung spe-
kuliert: Könnte das nicht ganz einfach 
ein industriepolitisches sein? Für die 
deutschen Produzenten ist die „High-
tech-Streubombe“ doch sicherlich ei-
ne Herausforderung, die sich lohnen 
könnte? Welche Rolle spielt überhaupt 
bei solchen Entscheidungen die Rüs-
tungslobby?

Beer: Dass solche Motive eine Rolle 
spielen könnten, ist jedenfalls nicht 
auszuschließen. Es ist doch ganz 
klar, wenn solche Unterscheidun-
gen zwischen „guten“ und „schlech-
ten“ Bomben getroffen werden, weiß 
die Industrie ihre Entwicklungs- und 
Produktionskonzepte sehr schnell an-
zupassen. In diesem Bereich der tech-
nologischen Fortentwicklung ist die 
Profi tgier ein Element, das man im-
mer in Rechnung stellen muss. Und 
natürlich sind auch Lobbyisten der 
Rüstungsindustrie auf Regierungs-
ebene aktiv, oft mit mehr Erfolg als 
wir Grünen, die ein generelles Verbot 
durchsetzen wollen. Aber auch sie ha-
ben eine Verantwortung und sie müs-
sen gelegentlich nachdrücklich daran 
erinnert werden. Bei der Kampagne ge-
gen Antipersonenminen ist die belgi-
sche Regierung jetzt soweit gegangen, 
dass Firmen in Belgien, die solche Mi-
nen produzieren oder exportieren, kei-
ne staatlichen Aufträge mehr bekom-
men. Also es geht.

Amosinternational: Nochmals zur 
Rüstungslobby: Welche Art und In-
tensität der Kommunikation mit Ver-
tretern der Rüstungsindustrie pfl egen 
Sie persönlich? Und umgekehrt: Wel-
cher „Pfl ege“ sind Sie diesbezüglich 
ausgesetzt?

Beer: Ich habe natürlich  Kontakte zur 
Rüstungslobby. Das bleibt gar nicht aus, 
wenn man an NATO-Tagungen und Si-
cherheitskonferenzen teilnimmt. Aber 
es gibt so etwas wie einen natürlichen 
Abstand zwischen ihnen und mir. Zwar 

ist mir durchaus bekannt, dass man 
viele ehemalige Bundestagsabgeord-
nete, die früher Mitglied im Verteidi-
gungsausschuss waren, irgendwann als 
Lobbyisten von EADS (European Aero-
nautic Defence and Space Company) 
oder sonst wem wieder treffen kann. 
Aber bisher ist noch niemand auf die 
Idee gekommen, mir einen solchen Job 
anzubieten, und das wird auch sicher 
nicht passieren. Es gibt klare Fronten. 
Denn natürlich läuft die Rüstungsin-

dustrie gelegentlich Sturm gegen Posi-
tionen, die ich vertrete. Ich will diesen 
Streit, wenn es um politische Entschei-
dungen auf der europäischen Ebene 
geht. Und da ist ganz klar: Wir brau-
chen keine Steigerung der Rüstungs-
ausgaben, keine Ausweitung der natio-
nalen Verteidigungshaushalte. Was wir 
dagegen sehr wohl brauchen, ist eine 
Harmonisierung der nationalen Streit-
kräfte. Konkret: Wenn die Bundeswehr 
weiterhin zusammen mit anderen euro-
päischen Ländern für Sicherheit in Bos-
nien-Herzegowina sorgen soll, dann 
sollten wir nicht – um es überspitzt zu 
sagen – mit 27 verschiedene Panzerty-
pen in dem kleinen Bosnien herumfah-
ren. Dabei wird viel Geld verschwendet 
für die verschiedenen Instandsetzungs-
anlagen, die jeweils notwendigen Tech-
niker usw.

Amosinternational: Lassen sich Rüs-
tungspolitik und Rüstungsindustrie 
tatsächlich so klar auseinander halten? 
Welche Rolle spielt in diesem Zusam-
menhang z. B. die jährliche (aus Steu-
ermitteln fi nanzierte) Münchener „Si-
cherheitskonferenz“? Kritiker, auch 
aus Ihrer Partei, behaupten, dort gin-
ge es nicht zuletzt um die Interessen 
der Rüstungsindustrie. Wie beurteilen 
Sie das?

Beer: Ich halte das für vollkommen 
falsch. Ich nehme dort seit vielen Jah-

ren teil und nutze dieses Forum, unbe-
queme Fragen zu stellen. Und das ist, 
glaube ich, gerade eine Aufgabe der 
Grünen. Sonst traut sich doch keiner. 
Ich habe z. B. Putin, als er im letzten 
Jahr da war, angegriffen, weil er meine 
Fragen zur Menschenrechtssituation in 
Tschetschenien nicht beantwortet hat. 
Das Gute an diesem Forum ist, dass 
diejenigen, die dort geladen sind, auch 
nicht darum herum kommen, zu ant-
worten. Das ist wirklich eine durch und 
durch politische Veranstaltung, die üb-
rigens sehr transparent ist. Sie wird 
live im Internet übertragen. Auf Phö-
nix kann man die gesamte Konferenz 
verfolgen.

Amosinternational: Jedenfalls den of-
fi ziellen Teil. Etwas anderes ist es mit 
den vielen Gesprächen am Rande.

Beer: Die muss es auch geben. Ein Bei-
spiel: Als Ali Laridschani, der damalige 
Chefunterhändler des Irans im Atom-
streit, anwesend war, habe ich diese 
Gelegenheit als Präsidentin der Iran-
Delegation des EU-Parlaments natür-
lich zu einem vertraulichen Gespräch 
genutzt. Nach dem Schlagabtausch im 
offi ziellen Programm kann es durch-
aus sinnvoll sein, in einem Gespräch 
am Rande der Konferenz nach einer Li-
nie zu suchen, auf der man festgefah-
rene Situationen ein Stück aufbrechen 
kann. Diese Möglichkeit bietet die Kon-
ferenz und ich halte das für notwendig. 
Und es ist gut, dass wir durchsetzen 
konnten, dass grundsätzlich ein man-
datierter Vertreter aus dem NGO-Be-
reich mit Rederecht eingeladen wird.

Amosinternational: Die Demonstra-
tionen von Friedensbewegten, die an-
lässlich dieser Konferenz regelmäßig 
stattfi nden, halten Sie demnach für 
überfl üssig?

Beer: Sie sind vollkommen okay. Das 
Demonstrationsrecht gehört zu unse-
ren Grundrechten. Mit guten Beiträgen 
seitens der Demonstranten können be-
stimmte offi zielle Teilnehmer durch-

 Wir brauchen keine 
 Steigerung der Rüstungs-
ausgaben
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aus politisch wirksam kritisiert wer-
den. Das erwarte ich auch. Was ich mir 
aber wünschen würde ist, dass ich als 
Teilnehmerin der Sicherheitskonferenz 
auch ohne Blessuren an Demonstratio-
nen teilnehmen kann; mich erschrickt 
manchmal die Intoleranz derjenigen, 
die meinen, sie hätten einen Allein-
vertretungsanspruch für Friedenspoli-
tik. Sie pfl egen Feindbilder und lieben 
es, andere ins vermeintlich feindliche 
Lager abzuschieben.

Amosinternational: Beim Thema 
Atomwaffen stehen Sie vermutlich 
ziemlich eindeutig auf Seiten der Rüs-
tungsgegner. Im Übrigen scheint der 
Blick bei dieser Frage zur Zeit etwas 
verstellt zu sein durch die Fixierung 
auf Überlegungen, wie Iran – mit wel-
chen Mitteln auch immer – daran ge-
hindert werden kann, eigene Atom-
waffen zu entwickeln. Wo liegen aber 
Ihrer Ansicht nach die wichtigsten 
Hindernisse für einen neuen Anlauf 
zu atomarer Abrüstung?

Beer: Für mich ist das entscheiden-
de Datum die Überprüfungskonferenz 
des Nichtweiterverbreitungsvertrages 
2010. Da muss sich zeigen, ob die ver-
traglich vereinbarte nukleare Abrüs-
tung eine Überlebenschance hat oder 
nicht. Ein Hauptproblem liegt darin, 
dass wir inzwischen sehr unterschied-
liche Standards haben: Iran hat den 
Nichtverbreitungsvertrag (NPT) un-
terzeichnet und ratifi ziert, trotzdem 
wird unterstellt, er strebe den Besitz 
von Atomwaffen an. Man traut Iran 
nicht, vielleicht zu Recht, aber es gibt 
keinen Beweis dafür, dass der Iran an 
einem Atomwaffenprogramm arbeitet. 
Andere Staaten wie Israel oder Indien 
haben anerkanntermaßen Atomwaf-
fen und haben den NPT-Vertrag nicht 
unterzeichnet. Und dann sind da drei 
EU-Staaten – Frankreich, England und 
Deutschland –, die mit Iran verhandeln 
und von denen zwei, nämlich Großbri-
tannien und Frankreich, nicht nur über 
Nuklearwaffen verfügen, sondern aus-
drücklich auf atomare Abschreckung 

setzen. Diese drei sollen Iran über-
zeugen, dass er auf ein eigenes zivi-
les Programm mit nuklearer Anreiche-
rung verzichten soll? Und parallel zu 
den Gesprächen werden Angriffsplä-
ne der Amerikaner und Israelis gegen 
Iran veröffentlicht. Wie soll so Ver-
trauen gebildet werden? Wie soll das 
gelingen? Und welche Kriterien sol-
len da gelten? Als Grüne sagen wir: 
Wir wollen eine atomwaffenfreie Welt 
und die Europäer sollen vorangehen 
und zumindest ihre vertraglichen Ver-
pfl ichtungen einhalten. Besser wäre, 
England und Frankreich würden ihre 
Atomwaffen verschrotten.

Amosinternational: Welche Rolle 
spielt Deutschland als Nicht-Atom-
macht dabei?

Beer: Es gibt eine internationale Nu-
clear-Supplier-Group, in der sich alle 
zu Absprachen treffen, die die Nukle-
artechnologie im Zivilbereich nutzen. 
Deutschland hat zur Zeit den Vorsitz 
und Deutschland, d. h. die Bundes-
kanzlerin, könnte mit ihrem Veto ver-
hindern, dass die Bush-Administrati-
on nach dreißigjährigem Boykott nun 
Atomtechnologie und Atombrenn-
stoff an Indien liefert, ohne das mit 
der Unterzeichnung des NPT Vertrages 
zu koppeln. Es kommt aber kein Ve-
to. Da geht es offenbar nur noch um 
Interessenpolitik, die auch das Risiko 
nicht scheut, dass jegliche Möglichkeit 
der Kontrolle und der nuklearen Ab-
rüstung 2010 scheitert.

Amosinternational: Verstärkt wird 
diese Gefahr doch vermutlich auch 
durch die Renaissance der Atomener-
gie in Europa und weltweit im Gefolge 
der Klima- und CO2-Diskussion?

Beer: Ja, das hängt natürlich zusam-
men. Der französische Präsident Sar-

kozy und der britische Premier Brown 
haben sich darauf verständigt, neue 
Atomkraftwerke auf den Weltmarkt 
zu bringen und z. B. an Libyen zu lie-
fern. Da betreiben Europäer aktive 
Proliferation, obwohl wir spätestens 
seit dem Irankonfl ikt und Nordkorea 
wissen, dass jeder, der die Atomkraft 
zur Energiegewinnung nutzt, letztlich 
auch die Möglichkeit hat, sie miss-
bräuchlich militärisch zu nutzen und 
die Bombe zu bauen. Das sind die ent-
scheidenden Fragen, über die wir uns 
in Europa streiten müssen. Ich hoffe, 
wir überzeugen die Mehrheit von un-
serm Kurs und der lautet: Raus aus 
der Atomenergie, weil wir sonst keine 
friedliche Perspektive haben.

Amosinternational: Demnach sehen 
sie die zukünftige atomare Bedrohung 
gar nicht primär auf Seiten des Iran?

Beer: Ich habe einen besonders inten-
siven Zugang zum Thema Iran, weil 

ich regelmäßig im Land bin, mit NGOs, 
mit zivilgesellschaftlichen Gruppen, 
mit Frauengruppen zusammenarbeite, 
und ich sehe, dass die Kriegsdrohung 
der Bush-Administration nur dazu 
führt, dass Präsident Mahmud Ahma-
dinedschad seine Macht weiter festigt. 
Iran ist ein sehr stolzes Land. Iran hat 
noch nie einen anderen Staat angegrif-
fen. Im ersten Golfkrieg haben wir Irak 
militärisch unterstützt und ausgerüs-
tet im Krieg gegen Iran. Irak hat Iran 
mit Giftgas angegriffen. Das darf man 
nicht vergessen. Natürlich ist Ahma-
dinedschad politisch gefährlich. Die 
Frage ist nur, wie man ihn bekämpfen 
kann. Dabei sollten wir jedenfalls nicht 
übersehen, dass ein Land wie Iran eige-
ne legitime Sicherheitsinteressen hat. 
Es ist umgeben von amerikanischen 
Truppen, deswegen müssen Kriegsdro-
hung und „Regime Change“ vom Tisch, 
auch Sanktionen sind kein geeigne-
tes Mittel. Die Amerikaner müssten Si-

 Iran hat noch nie einen 
anderen Staat angegriffen

 England und Frankreich 
sollten ihre Atomwaffen 
verschrotten
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cherheitsgarantien geben, indem sie 
deutlich machen, dass es ihnen nicht 
um einen Regimewechsel geht, son-
dern um verlässliche Kooperation mit 
dem Land. Die Europäer können diese 
Sicherheit nicht garantieren, denn nur 
Israel und die USA sind die potentiel-
len Angreifer. Wenn deren Drohungen 
nicht zurück genommen werden, muss 
man befürchten, dass der Iran-Konfl ikt 
die nächste militärische Auseinander-
setzung auslösen wird.

Amosinternational: Sie kämpfen auf 
parlamentarischer Ebene darum, ei-
ne solche Entwicklung zu verhindern. 
Doch fehlt dabei nicht die Rückende-
ckung durch eine stärkere außerparla-
mentarische Friedensbewegung? Wie 
ist überhaupt zu erklären, dass die 
beispiellose Kriegstreiberei der letzten 
Jahre (vor allem, aber nicht nur) sei-
tens der amerikanischen Regierung, 
das Sterben von Tausenden von Sol-
daten, dessen Sinn viele nicht einsehen 
können, aber auch die angesproche-
ne neue Hochrüstung keine machtvol-
le Gegenbewegung in der Zivilgesell-
schaft hervorruft? Auch die Basis der 
Grünen erscheint da eher gelähmt.

Beer: Ich habe keine endgültige Ant-
wort darauf. Die Verpfl ichtung, für 
Frieden zu kämpfen, ist jedenfalls 
nicht an Parteien gebunden. Es ist ei-
ne gesellschaftliche Frage, aber es gibt 
da viel Ratlosigkeit und Hilfl osigkeit. 
Vor dem Angriff auf Irak hatten wir 
ja die letzten großen Massendemons-
trationen weltweit. Die internationale 
Community war gegen eine solche 
Militäraktion und doch hat sich kei-
ner darum gekümmert. Wir hatten die 
Anti-AKW-Bewegung, wir sind Sturm 
gelaufen gegen Brockdorf, trotzdem 
wurde gebaut, mit allen Risiken. Die-
se Erfolglosigkeit ist das eine. Das an-
dere: Aufgrund der Veränderungen im 
sozialen Bereich und auch der nega-
tiven Einkommensentwicklung haben 
viele für das tägliche Überleben zu 
kämpfen, da spielt der gesellschaftliche 
Widerstand gegen politische Fehlent-

scheidungen kaum ein Rolle. Auf der 
anderen Seite ist es doch auch erstaun-
lich, dass es in den Zeitungen nur eine 
Randnotiz gab, als Israel kürzlich Sy-
rien aus der Luft angegriffen hat, um 
ein vermeintliches Atomkraftwerk zu 
vernichten. Das wäre früher undenk-
bar gewesen. Es ist eine gesamtpoliti-
sche Veränderung, die Grüne genauso 
betrifft, wie alle anderen.

Amosinternational: Im Friedensgut-
achten 2008 geben die fünf führenden 

Friedensforschungsinstitute ganz kon-
krete Empfehlungen an die Bundesre-
gierung und auch an die EU. Sie sollten 
sich z. B. dem geplanten US-Raketen-
schild in Osteuropa energisch widerset-
zen, auf ein vollständiges Verbot von 
Weltraumwaffen drängen, für den Ab-
zug aller Atomwaffen aus Deutschland 
sorgen. Treffen die Forderungen aus 
dem Gutachten bei Ihnen durchwegs 
auf offene Türen? In welchen Punkten 
sind Sie abweichender Meinung?

Beer: Die Friedensforscher fordern 
ja von Europa die Rolle einer Abrüs-
tungs-Avantgarde. Deshalb habe ich 
zur Vorstellung des Gutachtens nach 
Brüssel eingeladen. Vertreten wa-
ren auch Friedensforschungsinstitu-
te aus anderen europäischen Ländern. 
Da muss die europaweite Verzahnung 
noch wachsen. Inhaltlich gibt es eine 
breite Schnittmenge zwischen den For-
derungen des Friedensgutachtens und 
den von mir vertretenen Positionen. 

Ich habe bereits im letzten Jahr eine 
Abrüstungsagenda mit Forderungen 
veröffentlicht, die in die gleiche Rich-
tung gehen. Jetzt geht es darum, mit 
neuem Optimismus für die politische 
Durchsetzung der Forderungen auf Eu-
ropaebene zu kämpfen.

 Das Gespräch führte Richard Geisen

 Wir brauchen eine euro-
paweite Vernetzung der 
Friedensforscher

Angelika Beer, (*1957) ist Gründungs-
mitglied der Grünen und vertrat die-
se 1987–1990 sowie 1994–2002 im 
Bundestag. Sie war Verteidigungspo-
litische Sprecherin ihrer Partei und 
u. a. im Ausschuss für Rüstungskont-
rolle, Abrüstung und Proliferation tä-
tig. 1990–1994 war sie Referentin für 
Menschenrechtsfragen und koordinier-
te die Medico-international-Kampagne 
zur Ächtung von Landminen. Von 2002 
bis 2004 war sie Bundesvorsitzende der 
Partei Bündnis 90/Die Grünen. Seit 2004 
ist sie Mitglied des Europäischen Parla-
ments und auch dort im Auswärtigen 
Ausschuss und im Unterausschuss für 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
tätig. Sie ist Vorsitzende der Iran-De-
legation des Europäischen Parlaments 
und Mitglied in der Parlamentarischen 
Versammlung der Nato. Weiteres unter: 
www.angelika-beer.de. 

KURZBIOGRAPHIE
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Manfred Hermanns: Sozialethik im Wan-
del der Zeit. Geschichte des Lehrstuhls 
für Christliche Gesellschaftslehre in 
Münster 1893–1997 (= Abhandlungen 
zur Sozialethik, hrsg. v. Anton Rauscher, 
Lothar Roos), Paderborn: Schöningh 
2006, 541 S., ISBN 978–3–506–72989–7

Bereits seit mehr als hundert Jahren 
existiert der Lehrstuhl für Christliche 
Gesellschaftswissenschaften in Müns-
ter. Der vom Sozialpolitiker und Sozi-
alreformer Franz Hitze 1893 begründe-
te Lehrstuhl ist wie kaum ein anderer in 
die Geschichte von Kaiserreich, Weimarer 
Republik, Nationalsozialismus und die der 
Bundesrepublik Deutschland verwoben. 
Um den Lehrstuhl herum entstand 1951, 
vom späteren Joseph Kardinal Höffner 
gegründet, das Institut für Christliche 
Gesellschaftswissenschaften, von dem 
entscheidende Impulse für die Entwick-
lung sozialer Strukturen in der sich neu 
formierenden Bundesrepublik Deutsch-
land ausgingen, und das dann weiter-
hin die Entwicklung in der Bundesrepu-
blik wie auch weltweite Entwicklungen 
im Licht christlicher Sozialwissenschaf-
ten bzw. christlicher Sozialethik analy-
sierte und beurteilte. Die Biographien 
der fünf Lehrstuhlinhaber Franz Hitze, 
Heinrich Weber, Joseph Höffner, Wilhelm 
Weber und Franz Furger werden im Zu-
sammenhang mit der Entwicklung des 
Lehrstuhls und später auch des Instituts 
beschrieben und gedeutet, während um-
gekehrt die Entwicklung von Lehrstuhl 
und Institut immer im Licht der Biogra-
phie des jeweiligen Lehrstuhlinhabers 
bzw. Insitutsdirektors dargestellt wird.
Trotz der erstaunlichen Leistungen der 
fünf Lehrstuhlinhaber für Gesellschaft, 
Staat und Kirche ist bisher keine umfas-
sende und detaillierte Geschichte dieses 
Lehrstuhls und des 1951 gegründeten In-
stituts für Christliche Sozialwissenschaf-
ten geschrieben worden. Diese Forschung 
ist ein lange vermisstes Desiderat.

In einem ersten Teil erläutert der Au-
tor Forschungsstand und Quellenlage so-
wohl in Bezug auf den Lehrstuhl und das 

Institut als auch im Hinblick auf den je-
weiligen Lehrstuhlinhaber. Dabei wird 
vor allem deutlich, dass er ein umfassen-
des Quellenstudium und eine umfangrei-
che Archivarbeit im Vorfeld der Buchab-
fassung geleistet hat, sowohl um sich ein 
möglichst umfassendes Bild von Persön-
lichkeit, Arbeit und Wirken der Lehr-
stuhlinhaber zu machen, als auch um 
deren Bedeutung für Lehrstuhl, Institut, 
Kirche, Politik und Gesellschaft heraus zu 
arbeiten. Forschungsstand und Quellen-
lage zu den fünf Wissenschaftlern, von 
Hitze bis Furger, sind sehr unterschied-
lich. Während zu Hitze und Höffner zahl-
reiche Veröffentlichungen vorliegen und 
ein Großteil der Quellen bereits erschlos-
sen ist, liegen zu Heinrich und Wilhelm 
Weber sowie zu Franz Furger weit we-
niger bearbeitete Quellen vor, und es ist 
daher ein intensives Forschen in unter-
schiedlichen Archiven notwendig, um ein 
möglichst umfassendes Bild ihrer Lehr-
tätigkeit und Wirkungsweise zu bekom-
men. Dabei bleibt das Quellenstudium 
zu Franz Furger besonders schwierig, da 
ein Teil der ihn betreffenden Akten im 
Archiv der Westfälischen Wilhelms Uni-
versität noch der Sperrfrist unterliegen. 
Es ist ein großes Verdienst dieser Arbeit, 
dass der Autor die verfügbaren Quellen 
offenbar gründlich studiert hat und aus 
vielen Mosaiksteinen die bis jetzt umfas-
sendste Geschichte des Lehrstuhls und 
des Instituts für Christliche Sozialwissen-
schaften vorlegt.

Der Hauptteil des 541 Seiten umfas-
senden Buches beschäftigt sich in chro-
nologischer Reihenfolge mit der de-
taillierten Aufarbeitung von Leben und 
Werk der jeweiligen Lehrstuhlinhaber. 
Dabei beschreibt der Autor nicht nur 
Lebensstationen der einzelnen Profes-
soren, sondern ordnet ihre Gedanken, 
Theorien und Schriften in die jeweiligen 
Zeitumstände ein und versucht vor die-
sem Hintergrund ihren Beitrag für Lehr-

stuhl bzw. Institut aufzuzeigen. Auf die-
se Weise gelingt es ihm, die Geschichte 
von Lehrstuhl bzw. Institut und damit 
die Geschichte der christlichen Sozial-
wissenschaften und christlichen Sozial-
ethik in Deutschland als „Kontinuität im 
Wandel“ darzustellen. So kommt er zu 
dem Resümee, dass Franz Hitze, Hein-
rich Weber, Joseph Höffner, Wilhelm We-
ber und Franz Furger auf je persönliche 
Weise die „Zeichen der Zeit“ vernommen 
und wegweisende Antworten für Gesell-
schaft, Politik und Kirche gefunden ha-
ben. Alle Lehrstuhlinhaber haben durch 
ihre Person, ihr politisches Wirken sowie 
durch Lehre und Forschung verdeutlicht, 
wie „Weltgestaltung aus Glauben gelin-
gen kann“ (S. 447).

Die ausführlichen Schilderungen der 
Lebens- und Zeitumstände, in denen die 
Lehrstuhlinhaber jeweils agierten, die 
zahlreichen Informationen über Kontak-
te und Netzwerke der Professoren sowie 
die detaillierte Aufarbeitung der Wirk-
weise im Zusammenhang mit den Zeit-
umständen, macht das Buch tatsächlich 
zum bisher umfassendsten Kompendium 
über die Geschichte von Lehrstuhl und 
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Institut. Die zahlreichen bis jetzt vorlie-
genden Einzelveröffentlichungen konn-
ten eine solche übergreifende Darstellung 
nicht bieten. Das Buch ist ausgesprochen 
exakt recherchiert und enthält viele Ein-
zelinformationen. Am Ende bleibt aller-
dings der Eindruck, dass der Autor selbst 
einem Bild Christlicher Gesellschaftslehre 
anhängt, wie sie das Institut vor allem zu 
Zeiten von Joseph Höffner und Wilhelm 
Weber geprägt hat. Einer Gesellschafts-
lehre nämlich, die ausgehend von ihren 
Wertvorstellungen über indirekte poli-
tische Einfl ussnahme die Strukturen der 
Gesellschaft mit prägt und vor allem für 
volkswirtschaftliche und sozialpolitische 
Fragen kompetent Mitspracherecht ein-
fordert. Bei aller Würdigung, die auch 
Franz Furger durch den Autor erfährt, 
bleibt doch der Eindruck, dass die Deu-
tung der Christlichen Gesellschaftslehre 
als Christliche Sozialethik und ihre Defi -
nition als „Moraltheologie gesellschaftli-
cher Belange“ als Bruch empfunden wird. 
Zwar würdigt der Autor auf der einen 
Seite die Ausdehnung des Faches auf 
Umwelt-, Medizin- und Bioethik, auf der 
anderen Seite bemängelt er die fehlende 
Ausbildung von Furger und dessen Schü-
lern zu Wirtschaftswissenschaftlern, wie 
es bis zur Übernahme des Instituts durch 
Furger eine Selbstverständlichkeit gewe-
sen war. Die Aufgabe einer christlichen 
Sozialethik in einer stark ausdifferenzier-
ten pluralen Gesellschaft muss es aber 
auf der einen Seite sein, ein starkes theo-
logisches Profi l in den gesellschaftlichen 
Diskurs um gerechte Strukturen einzu-
bringen, auf der anderen Seite muss sie 
die Fähigkeit zum Dialog mit zahlreichen 
Spezialkompetenzen, weit über die Wirt-
schaftswissenschaft hinaus, ausbilden. 
Das ist die Herausforderung der christli-
chen Sozialethik im 21. Jahrhundert. Die 
wegweisende Leistung von Furger in die-
se Richtung wird vor dem Hintergrund 
der auf ihre Art politisch einfl ußreichen 
Zeit des Instituts in der jungen Bundes-
republik zu wenig gewürdigt.

Judith Wolf

 Ökumenische Sozialethik

Ingeborg Gabriel, Franz Gassner (Hg.): 
Solidarität und Gerechtigkeit. Ökume-
nische Perspektiven, Ostfi ldern: Matthi-
as-Grünewald 2007, 280 S., ISBN 978–
3–7867–2651–7
Ingeborg Gabriel, Alexandros K. Papa-
deros, Ulrich H. J. Körtner: Perspektiven 
Ökumenischer Sozialethik. Der Auftrag 
der Kirchen im größeren Europa, Mainz: 
Matthias-Grünewald 22006, 337 S., ISBN 
978–3–7867–2568–8

Der europäische Einigungsprozess 
drängt die Vertreter der evangelischen, 
katholischen und orthodoxen Sozialethik 
zum Dialog. Ingeborg Gabriel hat das Pro-
jekt „Sozialethik aus ökumenischer Per-
spektive“ an der Katholischen Fakultät 
der Universität Wien vorgestellt und die 
wichtigsten Herausforderungen und Per-
spektiven dieses Unternehmens skizziert 
(Amosinternational 2008, Heft 2). Hier 
sollen die beiden von ihr (mit)herausge-
gebenen Bände zum Thema vorgestellt 
und einige ergänzende Anmerkungen zu 
diesem Projekt angebracht werden.

Der europäische Einigungsprozess 
fordert die Kirchen heraus, ihren Öf-
fentlichkeitsauftrag gemeinsam wahrzu-
nehmen. Dieser Auftrag betrifft das Ver-
hältnis der Kirchen zu den europäischen 
Institutionen wie auch der Kirchen und 
Religionsgemeinschaften zueinander. Im 
Zentrum stehen dabei die christliche So-
zialethik und deren kirchlich-konfessio-
nelle Besonderheiten. Induziert wurde 
diese Entwicklung durch den Fall des 
Eisernen Vorhangs 1989/90.

Bemerkenswert ist, dass mit der Rus-
sisch-Orthodoxen Kirche (ROK) 2000 erst-
mals eine autokephale orthodoxe Kirche 
in der Moderne auf aktuelle religiös-po-
litische Herausforderungen reagierte und 
eine sozialethische Konzeption vorlegte. 
Nicht zuletzt die Verbreitung der „Sozial-
doktrin“ im deutschen Sprachraum1 führ-
te zu regen Dialogen der ROK mit verschie-
denen Gruppierungen und kirchlichen 
Gremien in Deutschland und Österreich.2

So knüpft das von Ingeborg Gabriel 
initiierte Projekt einer ökumenischen So-
zialethik an den frühen Tagungen und 

Dokumentationen zur Sozialkonzeption 
der ROK an, führt jedoch weit über die-
se Fragestellungen hinaus. Der Dialog 
zwischen orthodoxen, katholischen und 
evangelischen Vertretern wird nunmehr 
im Rahmen der Fachdisziplin christliche 
Sozialethik institutionalisiert, und ka-
tholische, evangelische und  orthodoxe 
Theologen, Sozialethiker, Historiker und 
Sozialwissenschaftler werden unter dem 
Arbeitstitel Ökumenische Sozialethik zu-
sammengeführt.

Den Anfang dieses Projekts, das auch 
sozialethische Forschungsarbeiten wie 
Dissertationen, Diplom- und Magister-
arbeiten umfasst, macht die Edition Per-
spektiven ökumenischer Sozialethik. Der 
Auftrag der Kirchen im größeren Euro-
pa. Wie der Untertitel ausweist wird da-
bei der Beitrag der Christen zur politi-
schen und sozialen Gestaltung der EU 

1 Vgl. Josef Thesing, Rudolf Uertz (Hg.): 
Die Grundlagen der Sozialdoktrin der Rus-
sisch-Orthodoxen Kirche. Deutsche Überset-
zung mit Einführung und Kommentar, Sankt 
Augustin 2001.

2 Vgl. Rudolf Uertz, Lars Peter Schmidt: 
Beginn einer neuen Ära? Die Sozialdoktrin 
der Russisch-Orthodoxen Kirche vom Au-
gust 2000 im interkulturellen Dialog, Mos-
kau 2004.
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und der einzelnen nationalen Gemein-
wesen konstruktiv aufgegriffen. Das be-
deutet, dass die Christen bzw. die christ-
lichen Kirchen, die die größten Gruppen 
sozialer und politischer Akteure in Euro-
pa darstellen, für das Gelingen der Integ-
rationsprozesse von zentraler Bedeutung 
sind. Die christliche Sozialethik gewinnt 
damit nicht nur in akademischer Hin-
sicht, sondern auch als praktisch-ethi-
sche Leitlinie politisch-gesellschaftli-
cher Orientierung und Programmatik 
verstärkt an Bedeutung. Eine besondere 
Herausforderung der christlichen Sozial-
ethik ist und bleibt der unhintergehbare 
Charakter des modernen politischen Ge-
meinwesens, das heißt dessen Pluralität 
und weltanschauliche Neutralität.

Die Sozialethik der Westkirchen hat 
nicht zuletzt aufgrund ihrer besonderen 
religionspolitischen und religionsrecht-
lichen Entwicklungen (Investiturstreit, 
Kirche-Staat-Konfl ikte, Konkurrenz ver-
schiedener christlicher Kirchen und Be-
kenntnisse, Religionskriege, verfassungs-
mäßige Sicherung des Menschenrechts 
der Religions- und Gewissensfreiheit 
u. a.) einen gewissen „Vorsprung“ gegen-
über der Orthodoxie. Diese hat nicht nur 
eine andere Entwicklung des Verhältnis-
ses von Kirche und Staat, Religion und 
Politik genommen, sondern deren na-
tional-kirchlichen Besonderheiten sind 
nicht zuletzt dadurch gekennzeichnet, 
dass die fremde Religion in der Form 
des Islam über Jahrhunderte als Bedro-
hung des orthodoxen Glaubens und der 
in ihm geeinten nationalen Staatlichkeit 
und Kultur empfunden wurde. Diese His-
torie wirkt sich auch auf das Verhältnis 
zum Westen aus.

Die Verfasser bemerken in ihrer Ein-
leitung: „Von Seiten der Ostkirchen hin-
gegen ist das Bild des Westens vielfach 
negativ geprägt. Die Eroberung Kons-
tantinopels durch den Islam (1453) und 
seine frühere Unterwerfung im Zuge 
des Vierten Kreuzzugs (1204) durch die 
Lateiner stellen bis heute – im Westen 
weitgehend vergessen – traumatische 
kollektive Erinnerungen dar. Die hege-
moniale Stellung der westeuropäischen 
Kultur in den letzten Jahrhunderten hat 

dieses Misstrauen weiter vertieft.“ Eine 
der Folgen ist, dass für die Orthodoxie 
auch die Menschenrechte als Ausfl uss sä-
kularer bzw. säkularistischer Kultur gel-
ten und damit einen widerchristlichen 
Charakter annehmen. Bekanntlich hat-
ten aber auch die Westkirchen ihre Pro-
bleme mit der liberalen demokratisch-
rechtsstaatlichen Verfassung.

In dem Band werden die sozialethi-
schen Konzeptionen der Orthodoxie, des 
Katholizismus und des Protestantismus 
zusammen dargestellt. Das regt zum Ver-
gleich an, wobei sich zeigt, wie vielfäl-
tig doch die Sozialethik auch innerhalb 
der einzelnen Kirchen ist. Das gilt weni-
ger für die Orthodoxie, die von der bibli-
schen Lehre und vor allem von der Tradi-
tion lebt (bei A. K. Papaderos: Hohelied der 
Liebe, soziales Ethos der alten Kirche, Li-
turgie und Diakonie, Kirche und Staat aus 
neugriechischer Erfahrung). In I. Gabri-
els Abhandlung der katholischen Sozial-
ethik werden ebenfalls die biblisch-theo-
logischen Grundlagen offen gelegt. Die 
theologisch, philosophisch und historisch 
bedingten Differenzierungen sozialethi-
schen Argumentierens des Katholizismus 
werden über das II. Vatikanum hinaus bis 
in die Gegenwart skizziert. Der bis in die 
1960er Jahre bestimmende (neu-)scho-
lastische Argumentationsstil ist seither ei-
ner Vielfalt von Ansätzen gewichen, die 

im Anschluss an die Leitprinzipien (Person 
bzw. Personalität, Gemeinwohl und Tole-
ranz, Solidarität, Subsidiarität, Nachhal-
tigkeit und Versöhnung) in einem Metho-
denkapitel systematisch entfaltet werden. 
Kurz dargestellt werden dabei die Berei-
che Naturrecht – Menschenrechte – Dis-
kursethik sowie Politische Theologie – Be-
freiungstheologie – Glaubensethik, ferner 
das Verhältnis von Sozialethik und Caritas. 
Und auch U. H. J. Körtner zeigt die Cha-
rakteristika protestantischer bzw. evange-
lischer Sozialethik vor dem Hintergrund 
biblischer und historischer Grundlagen 
auf, zu der die lutherische und calvinis-
tische Ausprägung sowie das Täufertum 
mit ihm nahestehenden Richtungen zählt. 
Während im Luthertum überwiegend die 
Lehre von den Schöpfungsordnungen (lu-
therische Ordnungstheologie) und die so-
genannte Zwei-Reiche-Lehre verbreitet 
sind, ist die von dem reformierten Theo-
logen Karl Barth geprägte Lehre von der 
Königsherrschaft Christi primär christo-
logisch orientiert: Christus ist das Zent-
rum der Christengemeinde, um die herum 
sich in konzentrischen Kreisen die Bürger-
gemeine formiert.

In dem Band Solidarität und Gerech-
tigkeit. Ökumenische Perspektiven wer-
den die ökumenischen Perspektiven so-
zialethischer Forschung vor allem im 
Hinblick auf Fragestellungen bezogen, 
die mit den Transformationsproblemen 
und der EU-Erweiterung in Zusammen-
hang stehen. Wichtige Themen sind u. a. 
die Entwicklung der Sozialtheologie in 
Rumänien, die Probleme der serbischen 
Orthodoxie, die sozialethischen Fragen 
infolge kommunistischer Herrschaft im 
heutigen Rumänien sowie die Frage der 
angemessenen Bewertung von Kollekti-
vität und Individuum.

In den sozialethischen Analysen bei-
der Bände spiegeln sich anschaulich die 
Konvergenzen und Divergenzen säku-
lar-kultureller und sozialethischer Fra-
gestellungen. Die interkonfessionelle 
sozialethische Forschung greift damit 
Fragestellungen auf, die dem in den letz-
ten Jahren und Jahrzehnten deutlich be-
lebten Arbeitsbereich Religion und Poli-
tik zuzurechnen sind. 
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Die genannten Untersuchungen for-
dern Sozialethiker, Theologen, Religions-
pädagogen und Sozialwissenschaftler 
dazu heraus, verschiedene Wege christ-
lichen sozialethischen Denkens und For-
schens kennen zu lernen und sich durch 

die vergleichende Analyse der Grundla-
gen, Entwicklung und Charaktereigen-
schaften zugleich auch unseres eigenen 
ethischen Diskurses stärker bewusst zu 
werden.

Rudolf Uertz

immer gut nachvollziehbaren und auch 
anregenden Argumentationsgang. Dabei 
werden nicht nur sozialethische, sondern 
auch in interdisziplinärer Weise philo-
sophische Ethiken konsultiert (vor allem 
die Diskursethik von Habermas), ökono-
mischer orientierte (z. B. utilitaristische) 
Ansätze sowie konkretere Anwendungs-
fragen bleiben hingegen weitgehend 
außen vor (allerdings thematisiert das 
5. Kap. als Beispiel die „Ehe und andere 
Lebensformen“). Es handelt sich bei die-
sem Buch eben um eine Begründungs-
theorie christlicher Sozialethik.

Abschließend eine kritische Anfrage: 
Meines Erachtens lässt sich die Unter-
scheidung zwischen der kognitiven Gel-
tungsfrage einer autonomen Vernunft-
begründung von Moral (Gerechtigkeit) 
einerseits und den (möglicherweise re-
ligiösen) Sinnfragen einer lebenswelt-
lich praktischen Einbettung der Ge-
rechtigkeitsmoral andererseits so nicht 
aufrecht erhalten. Denn das „Faktum 
einer vernünftigen Pluralität“ umfas-
sender Lehren eines guten Lebens (John 
Rawls) birgt schon auf der Seite kogni-
tiver Geltungsfragen gravierende nor-
mative Konfl ikte. Exemplarisch verweise 
ich auf die Unterschiedlichkeit der Ant-
worten, die die diversen Ethikkonzeptio-
nen auf die Solidaritätsfrage geben, wer 
eigentlich zur Solidaritätsgemeinschaft 
der Menschen in einer modernen Ge-
sellschaft gehört, in Rawls’scher Termi-
nologie formuliert: wer eigentlich Par-
tei im Urzustand ist. Rawls selbst erklärt 
hierzu, seine Gerechtigkeitstheorie gel-
te nur für einen „Bereich des Normalen“, 
d. h. für „volle und aktive Gesellschafts-
mitglieder“ (Politischer Liberalismus 384, 
vgl. 93). Damit fokussiert Rawls – ähn-
lich wie auch James Buchanan oder Karl 
Homann – eine Ethik-Konzeption, die auf 
Kooperation(serträge) abzielt. An dieser 
Stelle tritt aber nun doch ein normativer 
Konfl ikt schon in den Grundlagen einer 
kognitiven Moralbegründung auf, da es 
dem Christian Point of View nicht nur um 
Kooperationsrenditen, sondern um die 
Identität des Zusammenlebens (Solida-
ritätsdimension aller Menschen) geht.

Michael Schramm

 Exzentrische Sozialethik

Bernhard Laux: Exzentrische Sozial-
ethik. Zur Präsenz und Wirksamkeit 
christlichen Glaubens in der modernen 
Gesellschaft, Münster: Lit. 2007, 264 S., 
ISBN 978–3–8258–9257–9

Bernhard Laux hat seinem Buch einen 
auffallenden Titel gegeben. Das ist ein 
Vor- und ein Nachteil zugleich: Der Vor-
teil besteht darin, dass der Titel Aufmerk-
samkeit erzeugt: Was ist damit gemeint? 
Der Nachteil besteht darin, dass der Au-
tor gleich mit dem ersten Satz dem Miss-
verständnis vorbeugen muss, der Autor 
sei ein Exzentriker (11). Von der Sache 
her geht es Laux darum zu zeigen, dass 
die Identität des Christentums und der 
christlichen Sozialethik in einer „Option 
für die Anderen“ (233) besteht, in der 
Integration einer Außenperspektive, die 
den Anderen (Andersdenkenden, Anders-
artigen, Marginalisierten) gerecht wird. 
Genau darin besteht die „exzentrische“ 
Struktur christlicher Sozialethik: „Sie 
kann nur bei sich sein, indem sie ‚außer 
sich‘ ist“ (17; vgl. 239). Damit hat Laux, 
wie Gerhard Kruip treffend anmerkt, „die 
Not der Verdrängung christlicher Ethik 
aus den Zentren von Wissenschaft, Wirt-
schaft, Politik und Kultur gewissermaßen 
zur Tugend [ge]macht“ (Herder Korres-
pondenz S. 1/2008).

Laux konzipiert seine These von der 
„Exzentrik“ christlicher Sozialethik in 
einem außerordentlich plausiblen Ar-
gumentationsgang: Ein erster Schritt 
(Kap. 2) hebt darauf ab, dass eine rein 
theoretische (kognitive) Vernunftbe-
gründung für eine tatsächlich gelebte 
Moral nicht ausreicht, sondern dass es in 
der Alltagspraxis vielmehr „lebenswelt-
licher Einbettungen“ (S. 68) in umfas-
sende (z. B. religiöse) Weltsichten bedarf, 

die auch eine Antwort auf die Geltungs- 
und Sinnfragen der Menschen (Warum 
und wozu moralisch sein?) bereithalten. 
Im zweiten Schritt (Kap. 3) erhebt Laux 
die diesbezüglich relevante empirische 
Lage der Religion in modernen plura-
listischen und schon von daher durch 
die Dimension des „Anderen“ gekenn-
zeichneten Gesellschaften. Dass es ge-
rade der „Sinn- und Motivationshinter-
grund“ (S. 175) des Christentums ist, der 
als inhaltlich umfassende „Lebensform“ 
(S. 173) die „exzentrische“ Perspektive ei-
ner formalen Gerechtigkeit gegenüber 
den „Anderen“ stützt, wird im dritten 
Schritt (Kap. 4) verdeutlicht. Die syste-
matischen Konsequenzen zieht dann der 
vierte Schritt (Kap. 5): Eine christliche 
Sozialethik kann nur dadurch mit sich 
identisch sein, dass sie die „Option für 
die Anderen“ praktiziert.

Das Buch von Laux ist konzeptionell 
angelegt und liefert in diesem Sinn einen 
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als was Religion in der Moderne wie-
derkehrt, wie das theoretisch zu erfas-
sen ist und wie sich die Theologie dazu 
verhalten kann), Karl Gabriel (zur Ana-
lyse der Religion im öffentlichen Raum 
und ihrer verschiedenen Formen), Chris-
tel Gärtner (zur Rückkehr der Religion 
in die politische und mediale Öffent-
lichkeit), und Matthias Koenig (religi-
onspolitische Konfl ikte im Kontext des 
langfristigen Formwandels von Natio-
nalstaatlichkeit).

Was können Leserinnen und Leser 
von dem Sammelband erwarten und 
was nicht? Sie können von dem Sam-
melband vielgestaltige, intensive, sorg-
fältig erstellte und zumeist sehr anre-
gende Analysen zum Themenbereich der 
Religionsforschung und der öffentlichen 
und politischen Bedeutung von Religion 
in heutiger Zeit erwarten. Zum Teil haben 
Soziologen und Theologen Beiträge ver-
fasst, die auf diesem Forschungsgebiet 
ausgezeichnet ausgewiesen und etabliert 
sind. Ergänzt werden diese Texte durch 
Beiträge jüngerer Kolleginnen und Kolle-
gen, die nicht minder lesenswert sind. In-
sofern fi ndet das Buch einen guten Platz 
in religionssoziologischen Abteilungen 
sozialwissenschaftlicher und theologi-
scher Bibliotheken.

Nicht erwarten können Leserinnen 
und Leser, dass Sie eine Einführung in die 
Thematik erhalten oder ihnen der Sam-
melband einen leichten Einstieg in die 
aktuelle Frage nach der Wiederkehr der 
Religionen bietet. Dafür setzen die meis-
ten Beiträge zu viel inhaltliches und me-
thodisches Wissen zum Verständnis vor-
aus. Das Buch leistet selbst auch wenig, 
um den Zugang zu erleichtern: Eine we-
nigstens kurze einleitende Verortung der 
einzelnen Beiträge in die laufenden De-
batten, eine Erläuterung der Verhältnisse 
der Texte zueinander oder eine Begrün-
dung ihrer Abfolge durch die Herausge-
ber fehlt – das Vorwort skizziert nur sehr 
knapp die aktuellen zentralen Fragestel-
lungen des Forschungsbereichs.

Alexander Filipović

 Religion heute

Karl Gabriel, Hans-Joachim Höhn (Hg.): 
Religion heute – öffentlich und poli-
tisch. Provokationen, Kontroversen, Per-
spektiven. Paderborn: Schöningh 2008, 
193 S., ISBN 978–3–506–76462–1

Der vorliegende Sammelband refl ek-
tiert die Bedeutung der „Wiederkehr der 
Religion“ für die Religionsforschung, in-
teressiert sich für den aktuellen politi-
schen Einfl uss von „Religion“ und fragt 
nach einem angemessenen Begriff ihrer 
Öffentlichkeit. Einige Beiträge des Bu-
ches wurden auf der Jahrestagung 2007 
der Arbeitsgemeinschaft Christlicher So-
zialethik in Berlin vorgetragen.

Auslöser für die aktuell stark disku-
tierten Forschungsfragen ist der Ver-
dacht, dass die Welt in ein Zeitalter ein-
tritt oder eingetreten ist, in dem Religion 
wieder eine wichtige Rolle spielt. Kul-
tur und Gesellschaft (mit dem Säkula-
risierungstheorem) als „nachreligiös“ 
zu bezeichnen, scheint viele wichtige 
Phänomene heute nicht mehr adäquat 
beschreiben zu können. Stattdessen 
verspricht ein Verständnis des Gesell-
schaftlichen als „postsäkulare“ Kon-
stellation einiges Mehr an analytischer 
Kraft. Diese Zunahme der gesellschaft-
lichen Relevanz des Religiösen steht aber 
in mehrerer Hinsicht zur Debatte: Kann 
diese Beobachtung überhaupt empirisch 
nachvollzogen werden? Welches Religi-
onsverständnis liegt dieser Analyse zu 
Grunde? Kann man überhaupt von ei-
ner „Wiederkehr“ des Religiösen spre-
chen, oder kommt das, was durch die 
Säkularisierung zurückgedrängt wurde, 
als etwas anderes wieder? Und schließ-
lich: Welche Herausforderungen sind da-
mit eigentlich für die Theologie und nä-
her hin für eine Christliche Sozialethik 
und ihre politisch-ethischen Bemühun-
gen verbunden?

Zwei unterschiedliche Zugänge zum 
Thema können im Blick auf die Beiträge 
identifi ziert werden: Der Band enthält ei-
nige eher sozialethische Texte, die meist 
religionspolitische Herausforderungen 
thematisieren und daneben versammelt 

er eher deskriptive oder theoretische re-
ligionssoziologische Beiträge.

Zwar ist die Grenze nicht immer ganz 
klar zu ziehen, aber zur ersten Gruppe 
können gezählt werden die Beiträge 
von Christa Schnabl (Zusammenhang 
von Religion, Öffentlichkeit und Ge-
schlechterordnung und ihrer politisch-
ethischen Relevanz), Christoph Lien-
kamp (religionspolitische Analyse und 
philosophisch-theologische Kritik zivil-
religiöser Erinnerungspolitik), Hermann-
Josef Große Kracht (zum Problem der 
Religionsfreundlichkeit moderner Ver-
fassungsstaaten), Hans-Joachim Höhn 
(zum Zusammenhang von Religion, Ge-
sellschaft und Staat am Beispiel der An-
erkennungskämpfe zwischen Muslimen 
und Christen), Daniel Bogner (zur Rol-
le von Kirche und Sozialethik innerhalb 
eines zivilgesellschaftlichen Rahmens) 
und Georg M. Kleemann (zu Potentia-
len öffentlicher Kirchen und öffentlicher 
Theologie).

Zur zweiten Gruppe können gezählt 
werden die Beiträge von Detlef Pollack 
(zu den Konsequenzen der religiösen Plu-
ralisierung und einer quantitativ-empiri-
schen Verteidigung der Säkularisierungs-
these), Hans-Joachim Höhn (zur Frage, 
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Ein Beitrag über die Praxis christlicher Weltverantwortung in Rumänien könnte leicht den Ein-
druck von zwei unterschiedlichen europäischen Welten erwecken. Auf der einen Seite ist im 
christlichen Rumänien oft die traditionelle Sichtweise anzutreffen, nach der das spezifi sch 
Christliche vorrangig im liturgischen Bereich zu fi nden ist, weniger außerhalb des sakramenta-
len Lebens der Kirche. Wenn die Gläubigen ihr Verhältnis zur liturgischen Welt einerseits und 
zur gesellschaftlichen Welt andererseits nebeneinander stellen, dann entscheiden sie sich für 
die „göttliche Liturgie“. Rumänische Christen sind in diesem Sinne stolz auf ihre christlichen 
Wurzeln und Traditionen, und sie neigen nicht selten dazu, die Betonung des Sozialen in den 
westlichen Kirchen Europas als „sozialen Aktionismus“ zu bezeichnen. Da gebe es kaum noch 
Platz für die christliche Spiritualität. Auf der anderen Seite erwarten westliche Christen einen 
gesellschaftlichen Einsatz der Kirche und ihrer Gläubigen auch in Ost-Europa. Wenn dieser Ein-
satz weniger spürbar ist, sagen sie, es gebe zu viel Liturgie und zu wenig Verantwortung der 
Kirche für die verschiedenen gesellschaftlichen Lebensbereiche.

Unterschiedliche Traditionen

Um diese Unterschiede zu verstehen, 
sind neben den verschiedenen Tra-
ditionen der Kirchen im westlichen 
und östlichen Europa auch die sozia-
len Umstände zu berücksichtigen. Als 
die erste große Sozialenzyklika „Re-
rum novarum“ (Papst Leo XIII., 1891) 
schwerwiegende Probleme, vor al-
lem die der Arbeit und der Arbeiter, in 
der damaligen Gesellschaft zum The-
ma machte, gab es in Ost-Europa, im 
Vergleich zum europäischen Westen, 
noch keine bedeutende Industrialisie-
rung. Die meisten Bürger wohnten und 
arbeiteten damals in ländlichen Regio-
nen und Lebensumständen. Die Idee ei-
nes sozialen Denkens der Kirche konnte 
in der damaligen Zeit kaum Fuß fassen; 
seitens der orthodoxen Denkrichtun-

gen wurden zudem eher Gegenpositi-
onen vertreten. Auch im Laufe der fol-
genden Jahrzehnte, letztlich sogar bis 
zur großen Wende im Jahr 1989, konn-
te sich keine kirchenamtliche Sozial-
lehre konstituieren. Aus diesem Grunde 
lässt sich auch von einer klar kontu-
rierten christlichen bzw. kirchlichen 
Weltverantwortung nicht sprechen.

Wenn man nun trotzdem etwas 
über das Verhältnis der rumänischen 
Kirche und ihrer Gläubigen zur Welt 
und zur Weltverantwortung sagen will, 
dann ist es besser, auf die christliche 
Praxis der Liebe hinzuweisen als nach 
Ansätzen einer christlichen Sozialleh-
re zu suchen. Denn Kennzeichen des 
sozialen Engagements in Rumänien ist 
die christliche Philanthropie der Gläu-
bigen. Dabei fällt freilich die Sponta-
neität des Almosengebens angesichts 

der gesellschaftlichen Probleme, vor 
allem der Armut, eher auf als ein or-
ganisierter Einsatz der Caritas.

Die Zeit nach dem Zusammenbruch 
des kommunistischen Systems hat für 
die rumänische Gesellschaft tief grei-
fende Veränderungen mit sich ge-
bracht. Die größere politische Freiheit 
hat auch den Spielraum für das sozial-
ethische Handeln der Kirchen erwei-
tert. Das stellt den Aspekt der Weltver-
antwortung der Christen in ein neues 
Licht. Seitens der amtlichen Kirchen 
fi ndet man jedoch bisher keine be-
deutende, auf die Sozialehre bezoge-
ne Stellungnahme zu den wichtigen 
gesellschaftlichen Fragen. Allerdings 
gibt es inzwischen ein langsam wach-
sendes Interesse für die Soziallehre der 
Kirche, besonders in den kirchlichen 
Bildungsinstitutionen und vor allem 

Andreas Lienkamp

Länderbericht

Soziallehre und christliche 
Weltverantwortung
Die rumänische Kirche vor aktuellen 
 gesellschaftlichen HerausforderungenLucian Farca
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in den theologischen Fakultäten. Noch 
auffallender sind die zahlreichen Ini-
tiativen und Programme im Bereich 
des konkreten sozialen Lebens mit all 
seinen verschiedenen Gesichtern. Sie 

sind vor allem getragen von der or-
thodoxen Philanthropie, dem katho-
lischen Caritasverband, der evangeli-
schen Diakonie und nicht zuletzt den 
freikirchlichen Gemeinden.

Hinsicht sind dabei die folgenden 
Gruppen zu unterscheiden: 19 399 597 
(89,5 %) Rumänen, 1 431 807 (6,6 %) 
Ungarn, 535 140 (2,4 %) Roma (Zigeu-
ner); 61 098 (0,3 %) Ukrainer, 59 764 
(0,3 %) Deutsche, 193 568 (0,93 %) an-
dere Ethnien.

Bezüglich der Konfessionen gibt es 
folgende Verteilung: 18 817 975 (86,8 %) 
Orthodoxe; 1 026 429 (4,7 %) Römisch-
Katholiken; 701 077 (3,2 %) Lutheraner/
Reformierte; 240 462 (1,5 %) Pentekos-
talen; 191 556 (0,9 %) Griechisch-Ka-
tholiken; 619 475 (2,9 %) andere Reli-
gionen/Konfessionen.

Diese Zahlenangaben zur konfes-
sionellen Zugehörigkeit bleiben aller-
dings in gewisser Weise relativ, da es 
fortwährend viele Wechsel von einer 
Konfession zur anderen gibt; beson-
ders nimmt die Zahl der Mitglieder in 
den Freikirchen auf Kosten der meist 
orthodoxen Christen zu. Auf diesem 
Hintergrund wird auch die Anklage 
von orthodoxer Seite gegen andere 
Konfessionen verständlich, sie wür-
den ein starkes Proselytentum prak-
tizieren. Die beiden katholischen Kir-
chen, die römisch-katholische und die 
griechisch-katholische, bilden zusam-
men die Rumänische Bischofskonfe-
renz mit zwei entsprechenden Abtei-
lungen. Die griechisch-katholischen 
Christen leben überwiegend im Wes-
ten Rumäniens, ebenfalls dort leben 
auch die meisten römisch-katholischen 
Christen, die ungarisch oder deutsch 
sprechen. Die übrigen Katholiken, die 
rumänisch sprechen, leben im Osten 
(Bistum Jassy – Moldavien) und im Sü-
den (Erzbistum Bukarest) des Landes.

Rumänien in Daten – Land und Bevölkerung

Das Land: Rumänien liegt im südlich-
östlichen Teil Mittel-Europas, inner-
halb und außerhalb des Bergbogens 
der Karpaten, auf dem letzten Fliess-
sektor der Donau (d. h. die letzten 1075 
km des gesamten Flusses), mit brei-
tem Zugang zum Schwarzen Meer, mit 
Extrem-Abständen zum europäischen 
Kontinent zwischen 1050 und 2800 
km. Die Mitte des Landes ist gekenn-
zeichnet durch die Kreuzung der Paral-
lele 460N mit dem Meridian 250E, sie 
befi ndet sich demnach ungefähr 17 km 
von der Stadt Fagaras entfernt.

Die Grenze des Landes hat eine 
Länge von insgesamt 3150 km und die 
Landesfl äche umfasst 238 391 km². Zu 
den Nachbarländern Rumäniens zäh-
len Bulgarien, die Republik Moldawi-
en, Serbien und Montenegro, die Uk-
raine und Ungarn. Eine relativ lange 
Meeresküste am Schwarzen Meer dehnt 
sich auf 245 km zwischen der Grenze 
zu Ukraine und zu Bulgarien.

Die Bevölkerung: Unter Berücksich-
tigung der Tatsache, dass Rumänien 
zurzeit mit einer großen Migrations-
welle konfrontiert wird, sind manche 
Angaben zur Situation der Bevölke-
rung nicht immer ganz genau. Bei al-
len Zahlen zwischen den Jahren 2001 
und 2004 sieht man eine gewisse Ab-
nahme der Bevölkerung. So zählte 
man auf amtlicher Ebene 22,4 Mil-
lionen Einwohner im Jahr 2001 und 
dann 21,7 für das Jahr 2004, mit ei-
ner kleinen Differenz zwischen Män-
nern (10,9 Mio.  10,6 Mio.) und Frau-
en (11,5 Mio.  11,1 Mio.). Im Bezug 
auf die Altersgruppen gibt es folgen-
de Angaben (jeweils in Mio.): 0–14 
Jahre – 4,0 (2001) und  3,5 (2004); 
15–59 Jahre – 14,2 (2001) und  14,0 

(2004); 60 Jahre und älter – 4,2 (2001) 
und  (4,2) (2004). Im Zusammenhang 
mit der Wohnverteilung gibt es weite-
re Unterschiede sowohl zwischen 2001 
und 2004 als auch zwischen Stadt und 
Land: Im städtischem Bereich wohn-
ten 12,2 (2001) und  11,9 (2004), im 
ländlichem Bereich 10,2 (2001) und 

 9,8 (2004). Das Durchschnittsalter 
ist leicht gestiegen von 37,4 (2001) auf 

 38,3 (2004) Lebensjahre.
Angesichts dieser Angaben sind fol-

gende Tendenzen in der rumänischen 
Bevölkerung festzustellen: In den letz-
teren Jahren nimmt die Zahl der Kin-
der drastisch ab (um etwa 500 000), bei 
den Erwachsenen sind es etwa 200 000 
weniger bei denen, die 60 Jahre oder 
älter sind, ist die Anzahl stabil ge-
blieben. Außerdem sinkt die Bevölke-
rungszahl eher im ländlichen Bereich 
(um ca. 100 000 mehr als im städti-
schen Bereich), während das Durch-
schnittsalter dort leicht (fast um ein 
Jahr) gestiegen ist.1

Ethnische und konfessionelle Situa-
tion: Die offi zielle Volkszählung, die 
in Rumänien am 18. März 2002 statt-
gefunden hat, führte zu den folgen-
den Ergebnissen: Es gibt in Rumä-
nien 21 680 974 Personen als stabile 
(100,0 %) Bevölkerung. In ethnischer 

Kirche vor Ort und Weltverantwortung

Denkt man in Sachen christliche Welt-
verantwortung zunächst an die katho-
lische Kirche in Rumänien, sind eini-

ge Gesichtspunkte zur Geschichte und 
zur Gegenwart der Katholiken in die-
sem Land zu berücksichtigen:

1 Diese Informationen sind den amtlichen Angaben des Nationalen Instituts für Statis-
tik Rumäniens aus dem Jahre 2005 entnommen. Die regelmäßigen Angaben des gleichen 
Instituts bestätigen diese Tendenzen auch für die Zeit nach 2004 bis heute.
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Erstens waren die meisten römisch-• 
katholischen Gläubigen vor dem 
ersten Weltkrieg keine rumänischen 
Bürger. Sie wurden erst nach dem 
ersten Weltkrieg zu solchen, nach-
dem Transsilvanien dem rumäni-
schen Königtum angeschlossen 
worden war. Die Ungarn, darun-
ter auch die Katholiken, empfan-
den diesen historischen Akt als 
Unrecht, und sie fühlten sich nicht 
besonders wohl im neuen „Groß-
rumänien“.
Zweitens gab es unter den grie-• 
chisch-katholischen Christen viele 
Persönlichkeiten aus Transsilvani-
en, die gerade durch ihren Einsatz 
wesentlich zur nationalen Union 
mit Rumänien beigetragen hatten.
Drittens muss man an die römisch-• 
katholischen Christen im Osten und 
Süden Rumäniens denken, die ab-
solute Minderheiten innerhalb gro-
ßer orthodoxer Mehrheiten bilde-
ten. Sie hatten für ihre Rechte und 
zugleich für ihre konfessionelle 
Identität gegen viele Vorwürfe zu 
kämpfen. Denn es herrschten (und 
herrschen immer noch) Vorstel-
lungen wie diese: Alle Rumänen 
sind orthodox! Die nicht-orthodo-
xen Bewohner sind in Wirklichkeit 
keine Rumänien.

Nach dem tragischen Jahr 1948 wur-
de die griechisch-katholische Kirche 
ganz verboten und verlor alles, was 
sie hatte, zum Teil zugunsten der or-
thodoxen Kirche. Die römisch-katho-
lische Kirche konnte unter schweren 
Umständen und mit großen Opfern ih-
re Kontinuität retten, aber ihr Leben 
blieb doch weitgehend eingeschränkt 
auf das Liturgische innerhalb des Got-
teshauses. Diese schwierige Situation 
dauerte an bis zum Dezember 1989, 
dem Zeitpunkt der großen Wende, be-
kannt unter dem Stichwort „Zusam-
menbruch des Kommunismus“. Diese 
historischen Umstände können erklä-
ren, warum in der Kirche kein Raum 
für Überlegungen und Aktivitäten im 
Sinne der Soziallehre vorhanden war. 

Eine amtliche Botschaft für die ver-
schiedenen Lebensbereiche der Gesell-
schaft zu verlautbaren, war der Kirche 
aus den genannten Gründen vor der so 
genannten Wende nicht erlaubt.

Nach der Wende war es für die 
Kirche schwierig, einen Weg zu fi n-
den, der aus dieser historischen Situa-
tion zu einem begründet vorgetrage-
nen sozialethischen Standpunkt in der 
und bezogen auf die neu entstande-
ne gesellschaftliche Wirklichkeit füh-
ren könnte. Seit Anfang der 90er Jahre 
gibt es in Rumänien eine Bischofskon-
ferenz. Aber bis heute ist es ihr noch 
nicht gelungen, zu den sozial bren-
nenden Fragen Stellung zu nehmen. 
So fehlt bedauerlicherweise bis heu-
te die soziale Botschaft der Ortskir-
che in der rumänischen Gesellschaft. 
Trotzdem hat es in dieser Zeit ein klei-
nes Zeichen der kirchlichen Weltver-
antwortung gegeben, und zwar im 
Schlussdokument der Bistumssynode 
in Jassy (2001–2004). Hier werden in 
einem kurzen Abschnitt soziale Fel-
der angesprochen, und es wird dazu 
auf den Caritasverband und das soziale 
Engagement der Christen hingewiesen. 
Leider fehlt jedoch eine sachverstän-
dige Analyse gesellschaftlicher Prob-
leme; das macht auch das schwache 

Echo im kirchlichen und gesellschaft-
lichen Leben verständlich. Allgemein 
gilt weiterhin die Feststellung, dass 
einerseits auch in der Ortskirche die 
Soziallehre der Kirche nicht als wich-
tiger Bestandteil der Evangelisierung 
verstanden wird, und dass anderer-
seits mehr Wert auf caritative Initia-
tiven des reichen Westens für den ar-
men Osten gelegt wird.

Über eine ökumenische Zusam-
menarbeit in gemeinsamer Verantwor-
tung für die rumänische Gesellschaft 
kann man nur mit großer Bescheiden-
heit sprechen. Die einzelnen Kirchen 
kümmern sich, nachdem die einengen-
den kommunistischen Lebensbedin-
gungen überwunden sind, vornehm-
lich um sich selbst; dadurch bleibt zu 
wenig Einsatzbereitschaft und Offen-
heit übrig für gemeinsam koordinier-
te Initiativen in den sozialen Prob-
lemfeldern. Die wenigen Initiativen 
auf akademischer Ebene und die, im 
Vergleich dazu, etwas häufi geren ge-
meinsamen Programme im caritativen 
Bereich sind trotzdem wichtige Bewei-
se für die Möglichkeit der Zusammen-
arbeit. Sie dokumentieren aber noch 
kein genügendes Bewusstsein der Kir-
chen und ihrer Mitglieder in gesell-
schaftlichen Fragen.

Perspektiven der christlichen Weltverantwortung

Nach der großen Wende vom Dezem-
ber 1989 stellt man durchaus eine ge-
wisse Veränderung fest in Bezug auf 
die Stellung und die Aufgabe der Kir-
che gegenüber gesellschaftlichen The-
men. Da für die katholischen Laien bis 
vor kurzem überwiegend der liturgi-
sche bzw. der sakramentale Bereich 
das Leben in der Kirche ausgemacht 
haben, kann man von ihnen in na-
her Zukunft nicht zu viel für das so-
ziale Denken und Handeln der Kirche 
erwarten. Aus diesem Grund gilt es, 
mit den Priesteramtskandidaten, den 
künftigen Ausbildern des sozialethi-
schen Denkens der Christen, konkre-
te Programme zum Erwerb der not-

wendigen sozialethischen Kenntnisse 
durchzuführen. Leider sind dafür bis-
her zu wenige Unterrichtsstunden in 
den Studienprogrammen vorgesehen. 
Christliche Gesellschaftslehre wird 
noch immer als ein Teil der speziellen 
Moraltheologie betrachtet.

Nach der Erfahrung der letzten Jah-
re werden aber auch Chancen einer 
kirchlichen Erwachsenenbildung sicht-
bar, in deren Rahmen Inhalte der Sozi-
allehre dargestellt werden. Es sind vor 
allem Mitarbeiter aus dem Caritasver-
band, die sich als erste mit einer gewis-
sen Begeisterung für solche Bildungs-
angebote interessieren. Das könnte 
vielleicht eine gute Motivation für an-
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dere Mitchristen sein. Bedauerlicher-
weise ist es der Kirche vor Ort bisher 
nicht gelungen, christlich konstituier-
te Gruppen zu bilden und zu fördern, 
die ein klares Interesse für die Weltauf-
gaben der Kirche ausbilden und ver-
folgen. Realistischer Weise muss man 
aber auch sagen: Von der Amtskirche 
kamen bisher kaum Initiativen und 
Angebote in dieser Hinsicht.

Ein wichtiges Ereignis für eine ver-
stärkte Wahrnehmung der Soziallehre 
und der Weltverantwortung der Kir-
chen und der Christen in Rumänien 
war die Übersetzung des Kompendi-
ums der Soziallehre der Kirche ins Ru-
mänische und seine Veröffentlichung 
Ende 2007. Das Werk konnte inner-
halb eines Symposions im April 2008 
in Jassy der Öffentlichkeit vorgestellt 
werden. Anwesend war u. a. Kardinal 
Martino vom Päpstlichen Rat Iusti-
tia et Pax. Allein die Atmosphäre des 
Symposions, die nationale und inter-
nationale sowie die ökumenische Be-
teiligung, die Vertretung verschie-
dener Institutionen kirchlicher oder 
sozialer Art haben dazu beigetragen, 
dass das Kompendium etwas Interesse 
und Aufmerksamkeit bei den Mitbür-
gern wecken konnte. Da bis zu die-
sem Zeitpunkt kaum Dokumente der 
Soziallehre der Kirche in rumänischer 
Sprache zu fi nden waren, ist mit dem 
„sozialen Katechismus“, wie man das 
Kompendium auch bezeichnet, eine 
sehr wichtige systematische Darstel-

lung der christlichen Gesellschaftslehre 
allgemein zugänglich. Das Echo in den 
Medien hat die Überzeugung gestärkt 
bzw. bei manchen erst geweckt, dass 
das soziale Denken und Handeln der 
Kirche neue Chancen haben und neue 
Perspektiven öffnen kann.

Fazit

Fördert der Rückblick auf die Rolle 
der Soziallehre und der kirchlichen 
bzw. christlichen Weltverantwortung 
in der Vergangenheit Rumäniens (an-
gesichts der komplizierten historischen 
Umstände) auch nur wenige Ansätze 
zutage, so kann man für die Zukunft 
doch auf Mehr und Besseres hoffen. Es 
ist wünschenswert und sogar notwen-
dig, dass an erster Stelle die Bischöfe 
diejenigen sind, die ihre pastorale Ver-
antwortung für die Soziallehre als Be-
standteil der Evangelisierungsaufgabe 
der Kirche verstehen und dies auch in 
die Tat umzusetzen wissen. Dazu soll-
ten zwei Aspekte im Auge behalten 
werden:

die ständige und grundsätzliche • 
Ausbildung von Fachpersonal für 
den Bereich der sozialen Fragen, 
dabei ist nicht nur an Priester zu 
denken, sondern auch an Laien als 
Fachtheologen;
die Einrichtung einer kirchlichen • 
Institution, etwa einer Sozialaka-
demie (nach dem Modell der So-
zialakademien in deutschen Diö-
zesen), die sich auf die Soziallehre 
und Fragen der Weltaufgaben der 
Kirche in Rumänien spezialisiert.

Lucian Farca , Prof. Dr. theol. (*1958), 
Studium in Ia i (Rumänien), Priester-
weihe 1984, pastorale Tätigkeit in  
Ia i und Bukarest; ab 1990 Tätigkeit 
im Bistum Essen und Promotionsstu-
dium in Bochum; seit 1997 Professor 
für Moraltheologie und Christliche Ge-
sellschaftslehre im Priesterseminar des 
Bistums Ia i, seit 2002 zugleich Gast-
professor an der Universität „Al. I. Cu-
za“, Mitarbeit in der Studentenseel-
sorge und bei der Bildungsarbeit für 
Caritas-Mitarbeiter und für Jugend-
liche; wichtige Veröffentlichungen 
u. a.: Die soziale Dimension der Meta-
noia. Bekehrung aus der sozialen Sün-
de und Wandel der schuldhaften Struk-
turen, Ia i 2002 (erscheint demnächst 
auf rumänisch); Theologische Tugenden 
und ethisches Verhalten (rumänisch), 
Ia i 2004; Übersetzung ins Rumänische 
des Kompendiums der Soziallehre der 
Kirche, Ia i 2007; zur Zeit Aktualisie-
rung bzw. neue Fassung der Handbü-
cher der Moraltheologie und Sozialleh-
re der Kirche.
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Hajo Schmidt: The State of Peace in 
the New Millennium. Refl ections on 
developments and debates concerning 
peace and war

“New wars” realities and global an-
ti-terrorism denied any hopes of a more 
peaceful ‘new world order’ after 1990. 
Western publics and politicians felt 
obliged to quarrel about how to deal 
with unfamiliar violence, and the legiti-
macy of using military force. Nuclearism 
and manifold structures of deterrence 
raise the question, if, and how, the hu-
man kind may survive in view of its in-
credible potentials of destruction. Poli-
tics and peace research are still in the 
dark how a more peaceful world should 
look like, and how to realise it. Even more 
controversial is the answer to the basic 
question what peace is, or what it should 
mean for us. Poverty and misery of grow-
ing parts of the world population as well 
as the alarming consequences of climate 
change raise the old questions again 
concerning the substantial connections 
between peace and development, peace 
and environment, or peace and security. 
The essay supplies the reader with anal-
yses and fi ndings, and, beyond that, tries 
to suggest means and perspectives for 
less violence and more peace.

Michael Haspel: Humanitarian Inter-
ventions. Their Assessment from the 
Perspective of Peace Ethics

Military interventions for humani-
tarian reasons do not only presuppose a 
well-measured political decision. They al-
so have to be justifi ed in ethical respects. 
What are, however, the criteria for a le-
gitimate use of military force? Who is 
authorized and capable of conducting 
a verifi cation and take full responsibil-
ity for interventive action? The classical 
theory of a just war no longer offers a 
suffi cient framework of legitimacy. The 

goal to serve up justice is still a decisive 
criterion. It needs to be amended, how-
ever. More and more, the old maxim of 
protecting the integrity of nation states 
comes into confl ict with the irrefutable 
liability to intervene in each and every 
case of violation of human rights. This 
calls for a differentiated catalogue of 
networked principles in order to arrive 
at a stable policy assessment. In doing 
this, we should learn from both success-
ful and unsuccessful intervention expe-
riences of the last twenty years.

Katja Mielke and Conrad Schetter: 
State-Building by Intervention. The 
Example of Afghanistan

During the last 15 years international 
interventions have lost their exception-
al status. Based on the example of the 
intervention in Afghanistan since 2001 
concepts and dynamics of internation-
al intervention with respect to the goal 
of state-building is examined. The impe-
tus the paradigm of state-building has 
received since 2006 can be traced back 
to learning processes in the intervention 
forces. The original motivation for inter-
vention can be found in a rather prag-
matic objective, i. e. fi ghting terrorism 
after 11 September 2001. At the same 
time, the desire for stability as well as 
the concept of a long-term peacemak-
ing by democratization has a strong in-
fl uence on the motives of the interven-
tion. This paper focuses on the role that 
state-building has in the triangle of ob-
jectives in fi ghting terrorism, democratic 
peace and stability.

Heinz-Günther Stobbe: Religion and 
Violence. Critical Marginal Notes on 
the Current Debate

The relation between religion and vi-
olence has become a broadly discusses 
topic again today. Suicide bombings and 
other forms of religiously motivated vi-
olence force us to deal with an issue we 
thought to have overcome in the Europe 
of the Enlightenment. One has to differ-
entiate here, however, between the pat-
terns of interpretation, which religions 
use to account for violence in the world 
and the signifi cance of phenomena of vi-
olence within the religions themselves. A 
world without violence is hardly think-
able for most mythologies and religions. 
Biblical creation accounts, however, out-
line an ideal future without violent ac-
tion on behalf of God or Man. In or-
der to properly assess the signifi cance 
of violence within a religion, a purely 
peace-ethical attitude is not suffi cient. 
There has to be a rather basic approach, 
particularly with regard to a theological 
examination of an outdated practice of 
sacrifi ce, which ultimately ignores God’s 
godliness and thereby inextricably amal-
gamates religion and violence.

Peace Work does not make the Head-
lines – Interview with Angelika Beer 
on Concepts and Perspectives of Euro-
pean Security Politics

The Greens‘ coordinator for Foreign- 
and Security Politics in the European Par-
liament pleads for a consistent nuclear 
disarmament and for an unexceptional 
ban on cluster bombs. On the other hand, 
she sees the growing expectations com-
ing up towards the EU with regard to se-
curity politics. Capability of military in-
tervention has to be strengthened, most 
notably if it serves to prevent so-called 
ethnic cleansings. At the centre there is 
the protection of individuals and human 
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Hajo Schmidt : L’état de la paix au 
troisième millénaire. Réfl exions sur les 
débats et les théories actuels au sujet 
de la guerre et de la paix

La réalité des « guerres nouvelles » 
et le combat global contre le terrorisme 
ont démenti, à partir de 1990, les espoirs 
d’un nouvel ordre mondial de paix. Ils 
obligeaient les classes politiques et les 
opinions publiques des pays de l’Ouest à 
réfl échir sur leur comportement face à 
la violence venue de l’étranger et la lé-
gitimité du recours à l’intervention mi-
litaire. Le « nucléarisme » aussi bien que 
l’extension des structures de dissuasion – 
sources d’un potentiel destructif immen-
se – remettent en question la capacité de 
survivre du genre humain. Il n’est tou-
jours pas clair quels seraient les caracté-
ristiques d’un monde paisible et par quels 
chemins y parvenir. De plus, fait l’objet 
de controverses la réponse à la question 
fondamentale à savoir ce qu’est la paix 
ou bien ce qu’elle devrait être pour nous. 
La pauvreté et le sous-développement 
d’une part grandissante de la popula-
tion mondiale ainsi que les conséquences 
prévisibles des changements climatiques 
renouvellent des questions bien connues 
relatives au lien entre paix et dévelop-
pement, paix et environnement, paix et 
sécurité. L’article fournit des analyses et 
esquisse des résultats. Il s’efforce en plus 
d’indiquer des moyens pour arriver à un 
monde moins violent.

Michael Haspel : Interventions huma-
nitaires. Leur appréciation du point de 
vue éthique

Des interventions militaires pour des 
motifs humanitaires exigent non seule-
ment de peser avec soin la décision po-
litique à prendre mais aussi de la justi-
fi er du point de vue éthique. Mais quels 
sont les critères d’un recours légitime à 
la violence militaire ? Qui est autorisé et 
habilité à l’examiner et qui va répondre 
de la décision prise ? Le cadre d’argu-
mentation offert par la doctrine classi-
que de la guerre juste n’est plus suffi sant 
dans les conditions actuelles. L’objectif de 
faire prévaloir la justice, tout en restant 
un critère décisif, a besoin d’être complé-
té. Car le vieux principe de protéger l’in-
tégrité d’Etats indépendants se retrou-
ve aujourd’hui de plus en plus en confl it 
avec le devoir incontournable d’interve-
nir en cas de violations graves des droits 
de l’homme. Pour arriver à un jugement 
pertinent, on aura donc besoin d’un cata-
logue différencié de principes mis en rela-
tion les uns avec les autres. Il faudrait tirer 
les leçons des expériences d’intervention 
des vingt dernières années, qu’elles aient 
été ou non couronnées de succès.

Katja Mielke et Conrad Schetter : In-
tervention militaire et construction 
d’un Etat. L’exemple de l’Afghanistan

Au cours des quinze dernières années, 
les interventions internationales ont per-

du leur caractère exceptionnel. Comme 
le montre l’évolution de la situation en 
Afghanistan depuis 2001, concepts et dy-
namiques des interventions de la commu-
nauté internationale sont à réexaminer 
en référence à l’objectif de la construc-
tion d’un Etat. Dans le cas de l’Afghanis-
tan, l’essor qu’a connu le paradigme de 
la construction d’un Etat depuis 2006 
est dû au processus d’apprentissage des 
forces d’intervention. A l’origine, le mo-
tif de l’intervention était plutôt d’ordre 
pragmatique, à savoir combattre le ter-
rorisme à la suite du 11 septembre 2001. 
A ce motif s’est ajouté, dès le début, un 
fort désir de stabilité ainsi que le projet 
d’établir par la démocratisation du pays 
une paix à long terme. L’article met en 
lumière le rôle que tient la construction 
d’un Etat dans la poursuite des trois ob-
jectifs: lutte contre le terrorisme, paix 
démocratique et stabilité.

Heinz-Günter Stobbe : Religion et vio-
lence. Notes critiques au sujet d’ un 
débat actuel

Le rapport entre religion et violence 
fait aujourd’hui à nouveau l’objet de 
multiples débats. Des attentats-suicides 
et d’autres formes de violence à motiva-
tion religieuse poussent à se poser une 
question qui, dans l’Europe des Lumiè-
res, paraissait surmontée. Il faut distin-
guer entre les modèles d’interprétation 
par lesquelles les religions expliquent la 
violence qui existe dans le monde et l’im-

Sommaires

rights. This raises several questions. What 
is going to be the ratio between future 
defence spendings and the investments 
into civil confl ict control? How will the 
tasks in the fi eld of security politics be 

divided between Europeans and Ameri-
cans? How realistic are the claims of the 
2008 Peace Survey, to prevent the US 
missile defence system in Eastern Europe, 
a ban on all space weapons or the with-

drawal of all nuclear weapons from Ger-
many? Last but not least: What has be-
come of the slogan „Create Peace without 
Arms“, which the Greens had once writ-
ten on their campaign banners?
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